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Vorwort des Herausgebers 
Die vorliegende Ausgabe der dgksp-diskussionspapiere zielt darauf, die von der 
Russischen Föderation (Russland) vertretenen Positionen auf dem Gebiet der 
Rüstungskontrolle, Nichtverbreitung und Abrüstung zu zeigen und hauptsächliche 
Differenzen mit den Vereinigten Staaten in zehn Bereichen zu verdeutlichen, dar-
unter INF-Vertrag, Bio-/Chemiewaffen, Wiener Dokument, KSE, Offener Himmel. 
Aktueller Anlass ist die Veröffentlichung des US-Compliance Reports (BERICHT)1 
vom Juni 2020 des Außenministeriums der Vereinigten Staaten, insbesondere die 
in dessen Teil I enthaltene Eigeneinschätzung des amerikanischen Verhaltens zur 
Regeltreue bei der Rüstungskontrolle, Nichtverbreitung und Abrüstung. 
Die Diskurs-Position Russlands wird aus dem KOMMENTAR des Außenministeriums
2
 
Russlands vom April 2017 zur Rüstungskontrolle ungekürzt zitiert, der jüngst auch 
in einer Studie
3
 der Stiftung Wissenschaft und Politik als ein aktueller Beleg für 
Schlussfolgerungen zu Russlands Rüstungspolitik genutzt wurde. 
Angesichts der Vielzahl unterschiedlicher Verträge, Abkommen, Vereinbarungen 
und Verpflichtungen werden die wechselseitigen Positionen aus dem öffentlichen 
Regeltreue-Diskurs in einer Synopse als Zwei-Seiten-Ansicht gegenübergestellt. 
Diese Synopse übernimmt auf den ungeraden Seiten (in Zweiseitenansicht – links) 
die ungekürzten Textabschnitte aus dem KOMMENTAR in unveränderter, originaler 
Reihenfolge und stellt diesen inhaltlich analoge Passagen der US-amerikanischen 
Eigeneinschätzung aus dem BERICHT auf den geraden Seiten (in Zweiseitenansicht 
– rechts) gegenüber. Daneben wird auf weitere Aussagen aus dem US-BERICHT 
Teil II bis VI mit Bezug auf Russland verwiesen. 
Für Fachexperten und Interessierte ist im ANHANG dieser Ausgabe der ungekürzte 
BERICHT als Übersetzungstext (dt.) angefügt. Er erschließt über den vorgenannten 
                                                          
1
  BERICHT des Außenministeriums der Vereinigten Staaten an den Kongress. (en.) 
 Einhaltung und Regeltreue bei Vereinbarungen und Verpflichtungen zur Rüstungs-
kontrolle, Nichtverbreitung und Abrüstung. US-Außenministerium, Juni 2020, 83 S. 
Abruf 29. Juni 2020, URL: 
 https://www.state.gov/2020-adherence-to-and-compliance-with-arms-control-nonproliferation-and-
disarmament-agreements-and-commitments-compliance-report-2/   
2  KOMMENTAR des Außenministeriums der Russischen Föderation im Zusammenhang 
mit der Veröffentlichung des Jahresberichts des US-Außenministeriums über die Ein-
haltung der Abkommen auf dem Gebiet der Rüstungskontrolle und Nichtverbreitung 
durch die Staaten“. Dokument № 892 vom 29. April 2017. In: Zur Rüstungskontrolle 
und Nichtverbreitung. dgksp-diskussionspapiere, Dresden 2017, Oktober, 28 S. 
 (dt.) Übersetzung, URL: https://slub.qucosa.de/api/qucosa%3A16464/attachment/ATT-0/ 
3  Siehe Moritz Pieper: Schlussfolgerungen und Empfehlungen. In: Russland und die 
Krise der nuklearen Rüstungskontrolle. Akteure, Interessen, Perspektiven. (Hrsg.) 
Stiftung Wissenschaft und Politik, Deutsches Institut für Internationale Politik und 
Sicherheit: SWP-Studie 12, Berlin 2020, Juni, 33 S. Abruf 23. Juni 2020, URL: 
https://www.swp-berlin.org/fileadmin/contents/products/studien/2020S12_Russland_Ruestungskontrolle.pdf 
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Diskurs hinaus die amerikanische Sicht auf die Regeltreue anderer Staaten, die 
auch global angelegte Länderbeurteilungen enthält, darunter China, Nordkorea, 
Iran, Myanmar (Birma), Syrien, Russland und die mittelasiatischen Staaten. 
Zum Diskursthema sind vorab einige Bemerkungen erforderlich. 
Völkerrechtliche Verträge, Vereinbarungen und übernommene Verpflichtungen der 
Staaten für die partielle Abrüstung, Nichtverbreitung und ein nukleares Rüstungs-
kontrollsystem gehören zum Erbe aus Zeiten der Blockkonfrontation. Die mühsam 
ausgehandelte Rüstungskontrollarchitektur durchlebt eine schwere Krise und ist 
zwischen den USA und Russland nach dem Ende des INF-Vertrags 2019 nun weit-
gehend außer Kraft. Die Nuklearmächte beschuldigen sich gegenseitig fehlender 
Regeltreue und des Vertragsbruchs. 
Die verschiedenartigen Verträge, Vereinbarungen, Verpflichtungen zur Rüstungs-
kontrolle und deren gestaffelte Laufzeit erfordern den zeitbezogenen Blick auf den 
Stand der Realisierung. Zu dessen Analyse erstellen die meisten Nuklearmächte 
(außen-) politische Berichte für die politischen Entscheidungsträger zur Regeltreue 
der Verhandlungspartner. Die veröffentlichten Einschätzungen über die anderen 
Vertragsstaaten lösen in der Folge Gegenargumente der anderen Seite(n) aus, die 
wiederum im Format diplomatischer Papiere die Öffentlichkeit erreichen. 
Das Ringen um das letzte noch funktionierende russisch-amerikanische Vertrags-
werk zur Reduzierung strategischer Nuklearwaffen NEW START vollzieht sich vor 
dem Hintergrund eines vorwiegend konfrontativen außen- und militärpolitischen 
„America-first“-Kurses der US-Administration, veränderter geopolitischer Kräfte-
konstellationen und neuester technologischer militärisch nutzbarer Entwicklungen. 
In dieser Situation übergab das US-Außenministerium (U.S. Department of State) 
dem Kongress im April 2020 ein PAPIER4 für Führungskräfte und im Juni 2020 den 
jährlichen BERICHT zu Fragen der Rüstungskontrollmechanismen. Dabei beurteilt 
die US-Exekutive den Stand der Einhaltung und Regeltreue bei eingegangenen 
Verträgen sowohl von Seiten der Vereinigten Staaten als auch durch die anderen 
Staaten und bewertet die internationalen Verträge und Vereinbarungen. Das 
Erscheinen im April (Juni) deutet auf den Zweck zur offiziellen Positionierung der 
US-Vertreter für die Verhandlungen mit Russland im Juni 2020 in Wien hin.  
Der Standpunkt Russlands war durch den Präsidentenerlass
5
 vom 2. Juni 2020 
über die nukleare Abschreckungspolitik im Verhandlungsvorfeld geprägt. 
                                                          
4  Zusammenfassende Ergebnisse für Führungskräfte: Einhaltung und Regeltreue bei 
Verträgen und Vereinbarungen zur Rüstungskontrolle, Nichtverbreitung u. Abrüstung. 
(en.) US-Außenministerium, 14. April 2020, 16 S. Abruf 17. Juli 2020, URL: 
https://www.state.gov/wp-content/uploads/2020/04/Tab-1.-EXECUTIVE-SUMMARY-OF-2020-CR-
FINDINGS-04.14.2020-003-003.pdf 
5  Erlass. In: dgksp-dp, 2020, Juni: https://slub.qucosa.de/api/qucosa%3A71056/attachment/ATT-0/ 
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In der Einleitung zum BERICHT werden die Unterschiede zwischen den Begriffen 
„Regeltreue“ (en. compliance) und „Einhaltung“ (en. adherence) der Verpflich-
tungen erklärt sowie die Begriffe „Bedenken“, „Verletzung“ und „Nichteinhaltung“ 
definiert. Der Abschnitt Überblick zeigt kurz die Gliederung der sechs Berichtsteile. 
Die Vereinigten Staaten verzichten darauf, in diesem BERICHT die Regeltreue von 
(NATO-) Verbündeten und Partnern einzuschätzen. Die US-Einschätzungen zu den 
anderen Staaten zeigen in der Regel diese Abfolge: Erkenntnisse / Feststellung, 
bedenkliches Verhalten und dessen Analyse sowie Lösungsbemühungen. 
Sowohl das PAPIER für die Führungskräfte als auch der BERICHT sind im Stil der 
„America-first“-Politik abgefasst, die auch bei dem Adressaten – dem Kongress – 
mehrheitlich akzeptiert wird. Die beiden US-Dokumente, vor allem der BERICHT, 
erwecken durch einen Analyse-Untersuchung-Ergebnis-Algorithmus den Anschein 
einer sachlichen Recherche, die in den meisten Fällen schließlich Russland eine 
Alleinschuld für die Verletzung der Verpflichtungen und den Zusammenbruch des 
internationalen Rüstungskontrollsystems und ein aggressives Verhalten zuspricht. 
Deutlich ist zu erkennen: Auf Russlands Argumente und Verweise zu konkretem 
vertragsverletzenden amerikanischen Verhalten gehen die Vereinigten Staaten 
nicht ein. Das zeigt: im US-Bericht werden im imperialen bzw. hegemonialen Stil 
und nach eigenem Wertmaßstab zwar (sicherheits-) politische Beurteilungen über 
die globalen Vertragspartner abgegeben, aber die ökonomische Defensivposition 
und konventionelle militärpolitische Unterlegenheit Russlands gegenüber der Nato 
wird völlig ausgeblendet. Russlands Befindlichkeit einer geopolitischen Isolierung 
und militärischen Einkreisung wird in amerikanischen Einschätzungen ignoriert. 
Der BERICHT zeigt sich so insgesamt als ein Dokument zur Rechtfertigung eigener 
Rüstungs- und Abschreckungspolitik der Vereinigten Staaten. Einen Ansatz zur 
Dialog- und Verhandlungsbereitschaft lässt der BERICHT missen. 
Man muss Einschätzungen der Vereinigten Staaten keinesfalls teilen, man sollte 
diese aber unbedingt kennen, um außenpolitische Aktivitäten und die Umsetzung 
ihrer internationalen Verpflichtungen hinreichend realistisch einordnen zu können. 
Doch Politik darf sich nicht in wechselseitiger Beschuldigung für eine eskalierende 
(nukleare) Abschreckung erschöpfen, deren militärisches Potenzial eine Dimension 
zur Menschheitsvernichtung erhalten hat. Gefragt ist der beiderseitige Wille zum 
politischen Dialog über realistische Lösungsansätze, die letztlich allen Vertrags-
partnern und globalen Sicherheitsinteressen dienen können.  ● 
Rainer Böhme. 
Oberst a. D., Dr. rer. mil. 
Mitglied des wissenschaftlichen Beirats 
von WeltTrends – das außenpolitische Journal 
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Anmerkungen zu den Übersetzungen 
Die Arbeitsübersetzung aus dem Englischen entspricht der Online-Textfassung: 
BERICHT des Außenministeriums der Vereinigten Staaten vom Juni 2020 
„Einhaltung und Regeltreue bei Vereinbarungen und Verpflichtungen 
zur Rüstungskontrolle, Nichtverbreitung und Abrüstung“ 
ADHERENCE TO AND COMPLIANCE WITH ARMS CONTROL, 




SUMMARY-OF-2020-CR-FINDINGS-04.14.2020-003-003.pdf  Abruf 1. Juli 2020.  
Die Arbeitsübersetzung aus dem Russischen entspricht der Online-Textfassung: 
„KOMMENTAR des Außenministeriums der Russischen Föderation 
im Zusammenhang mit der Veröffentlichung des Jahresberichts 
des US-Außenministeriums über die Einhaltung der Abkommen 
auf dem Gebiet der Rüstungskontrolle und Nichtverbreitung durch die Staaten“ 
 Dokument № 892 vom 29. April 2017.    Abruf 12. Juni 2017, URL: 
(ru.) http://www.mid.ru/ru/foreign_policy/news/-/asset_publisher/cKNonkJE02Bw/content/id/2740264  
(dt.) Übersetzung, URL: https://slub.qucosa.de/api/qucosa%3A16464/attachment/ATT-0/ 
Namen und Titel sind in kursiv und in KAPITÄLCHEN ausgeführt. Erklärungen und 
Ergänzungen des Übersetzers sind in eckigen Klammern […] gezeigt. 
Militärische Fachbegriffe sind mit Fußnoten erläutert und folgen Empfehlungen im 
Militärwörterbuch Russisch–Deutsch (Militärverlag der DDR, Berlin 1979). 
In den Abschnitten zu Russland wird die semantische Unterscheidung der Wörter 
russisch (ru. русский – sprachliche Ethnie) und russländisch (ru. российский – 
Russland als Vielvölkerstaat) zugunsten üblicher Schreibweise im Übersetzungs-
text vermieden. 
Für Sprachkundige stehen oben gezeigte Weblinks auf die Originaltexte (en., ru.) 
und Hinweise im Text bereit.  ● 
  
  
    Übersetzung aus dem Russischen von Rainer Böhme 
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SYNOPSE 
Kommentar 
des Außenministeriums der Russischen Föderation 
 im Zusammenhang mit der Veröffentlichung 
des Jahresberichts des US-Außenministeriums 
über die Einhaltung der Abkommen auf dem Gebiet 
der Rüstungskontrolle und Nichtverbreitung 
durch die Staaten 
Dokument № 892 vom 29. April 2017, 
Die Arbeitsübersetzung aus dem Russischen entspricht dem Volltext dieses 
Dokumentes, das auf dem Internetportal des Außenministeriums der 








Quelle: Titelblatt der Online-Fassung, Abruf 12. Juni 2017 
  Übersetzung aus dem Englischen von Rainer Böhme    
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SYNOPSE 
Bericht 
des Außenministeriums der Vereinigten Staaten 
an den Kongress 
„Einhaltung und Regeltreue 
bei Vereinbarungen und Verpflichtungen 
zur Rüstungskontrolle, Nichtverbreitung und Abrüstung“ 
Dokument vom (14. April) Juni 2020 
Die Arbeitsübersetzung aus dem Englischen entspricht der Online-Fassung des 
Dokuments vom Juni 2020: 
BERICHT des Außenministeriums der Vereinigten Staaten 
URL: https://www.state.gov/2020-adherence-to-and-compliance-with-arms-control-nonproliferation-
and-disarmament-agreements-and-commitments-compliance-report-2/  Abruf 29. Juni 2020. 
Dokument-pdf: https://www.state.gov/wp-content/uploads/2020/06/2020-Adherence-to-and-
Compliance-with-Arms-Control-Nonproliferation-and-Disarmament-Agreements-and-Commitments-
Compliance-Report-1.pdf  Abruf 29. Juni 2020.  
 
 
ADHERENCE TO AND COMPLIANCE WITH 
ARMS CONTROL, NONPROLIFERATION, AND DISARMAMENT 







Prepared by the U.S. Department of State 
 
Quelle: Titelblatt der Online-Fassung, Abruf 29. Juni 2020 
  Kommentar des Außenministeriums Russlands vom April 2017 
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Einleitung 
Die USA treten formell für die unbedingte Einhaltung der Normen des 
Völker-rechts ein. Dazu gehört auch die vollumfängliche Erfüllung der 
internationalen Vereinbarungen, die auf die Stärkung der internationalen 
Sicherheit und die Aufrechterhaltung der globalen Stabilität gerichtet sind 
und bei denen Verträge und Konventionen zur Rüstungskontrolle, Abrüs-
tung und Nichtverbreitung (RAN)6 eine Schlüsselrolle einnehmen. 
Ein solches Herangehen verkündend, jedoch unter Etablierung eigener, 
für Washington „idealer“ Erfüllungskriterien für diese oder jene Vereinba-
rung, beanspruchen die USA das alleinige Recht, den Handlungen der 
anderen  Staaten bei der Erfüllung dieser Vertragsverpflichtungen eine 
Bewertung zu erteilen. Washington erledigt das auf kategorische Art: 
ignoriert die etablierte Praxis zur Regulierung auftretender Fragen mittels 
Anwendung der dafür vorgesehenen mehrseitigen Mechanismen. 
Der am 25. April dieses Jahres [2017] erschienene Jahresbericht des US-
Außenministeriums (U.S. Department of State)7 leidet an den gleichen 
Unzulänglichkeiten wie alle früheren diesbezüglichen Dokumente. Zu-
sammen mit dem Ausbringen absolut unbegründeter Anschuldigungen 
an die Adresse einzelner Staaten unternahmen die Autoren erneut den 
Versuch, die USA als fast einzigen Staat mit makelloser Checkliste bei der 
Erfüllung der RAN-Vertragsverpflichtungen darzustellen. Eine solche 
nicht hinnehmbare Art und Weise der Unterbreitung und des Zusammen-
würfelns von Fakten wurde schon zu einer amerikanischen Tradition, 
nämlich einen Anspruch der USA zu bekunden auf das „ausschließlich 
amerikanische Recht“, über „Schuldige“ zu urteilen und deren Bestrafung 
zu fordern. 
 
                                                          
6
 RAN – Sammelbegriff für Rüstungskontrolle, Abrüstung, Nichtverbreitung;  .  (russ.) договоры и 
конвенции по контролъю над вооружениями, разоружению и нераспространению (КВРН). 
7
 U.S. Department of State`s Annual Report on Adherence to and Compliance with Arms Control, 
Nonproliferation, and Disarmament, Washington, April 14, 2017. Siehe Volltext unter: 
https://www.state.gov/t/avc/rls/rpt/2017/270330.htm  ; abgerufen am 25.06.2017. 
Bericht des US-Außenministeriums vom Juni 2020 (sh. S. 67)   
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Einleitung 
Dieser BERICHT8 wird gemäß Abschnitt 403 des Gesetzes über Rüstungskontrolle 
und Abrüstung in seiner geänderten Fassung (22 U.S.C. § 2593a) übermittelt, der 
einen Bericht des Präsidenten über Einhaltung und Regeltreue bei Abkommen und 
Verpflichtungen in den Bereichen der Rüstungskontrolle, der Nichtverbreitung 
und Abrüstung verlangt. […] 
Tatsächlich kann die Nichteinhaltung ernsthafte Herausforderungen für die natio-
nale Sicherheit darstellen. Eine Vertragspartei, die den Vertrag einhält, während 
nur einer oder mehrere ihrer Partner das Abkommen verletzen, kann sich z. B. in 
einer potenziell schwerwiegenden und destabilisierende Benachteiligung befinden 
– eine Gefahr, die umso akuter wäre, je besser es gelingt, solche Betrügereien zu 
verschleiern. Verstöße, die nicht angemessen und wirksam bekämpft werden, 
können diese Gefahren verstetigen und verstärken. […] 
Im Bericht bezieht sich der Begriff „Verletzung“ auf jede Handlung oder Unter-
lassung eines Vertragsstaates der internationalen Übereinkunft, die von den 
Vereinigten Staaten als unvereinbar mit den von diesem Vertragsstaat nach der 
betreffenden Übereinkunft geschuldeten Verpflichtungen eingestuft wurde und 
die zu internationalen Rechtsmitteln führen kann. 
Wie oben angemerkt, kann es manchmal rechtliche oder faktische Unsicherheit 
darüber geben, ob eine Verletzung stattgefunden hat. Dazu unterscheidet der 
Bericht zwischen „Verletzungen“ und Fällen, in denen die US-Regierung erwägt, 
aber noch nicht festgestellt hat, ob eine Verletzung stattgefunden hat, z. B. weil es 
ungelöste tatsächliche oder rechtliche Fragen zur Einhaltung gibt. Die letztere 
Kategorie wird im Bericht als „Bedenken bezüglich der Regeltreue“ bezeichnet. 
[…] Die Vereinigten Staaten und die Mehrheit der anderen Teilnehmerstaaten, die 
an diesen Vereinbarungen und Verpflichtungen beteiligt sind, setzen diese Ver-
pflichtungen und Zusagen um und haben ihre Absicht bekundet, dies auch weiter 
zu tun. Wie aus dem Bericht klar hervorgeht, bestehen jedoch Bedenken hinsicht-
lich der Einhaltung – in einigen Fällen sind das Vertragsverletzungen und Hand-
lungen, die mit den politischen Verpflichtungen unvereinbar sind – nur bei einer 
relativ kleinen Anzahl von Staaten. 
Wo immer möglich, bemühen sich die Vereinigten Staaten weiterhin um eine 
Lösung dieser Probleme mit den betreffenden Staaten […] 
                                                          
8
  U.S. Department of State`s Annual Report on Adherence to and Compliance with Arms Control, 
Nonproliferation, and Disarmament, Washington, June, 2020. Siehe Volltext unter: 
https://www.state.gov/t/avc/rls/rpt/2017/270330.htm  ; abgerufen am 25.06.2020. 
  Kommentar des Außenministeriums Russlands vom April 2017 
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Die Russische Föderation [RF] teilt die Position einer vollständigen und 
unbedingten Erfüllung der Verpflichtungen aus internationalen Abkom-
men und lehnt kategorisch die Mittel und Methoden ab, die Washington 
zur „Entlarvung“ von solchen Staaten einsetzt, die nach seiner Meinung 
als „Vertragsverletzer“ anzusehen sind. 
In den letzten Jahren mehren sich die Anzeichen für die Annahme, dass 
der Grund für solche Handlungen der USA – keineswegs die banale 
Unlust ist, sich mit dem komplizierten und andauernden Expertendialog 
zu belasten, sondern bedeutend ernsthafter – die Angst Washingtons, 
beim Vorbringen unbegründeter Beschuldigungen an die Adresse anderer 
Staaten sowie bei der Verletzung von internationalen RAN-Abkommen 
durch die USA selbst entlarvt zu werden. 
Das Außenministerium Russlands muss erneut die Aufmerksamkeit auf 
die einfach nicht hinnehmbaren Handlungen der USA lenken und auf die 
unbestreitbaren Fakten verweisen, die eine geeignete und die objektive 
Bewertung der realen Sachlage bei der Erfüllung ihrer RAN-Vertrags-
pflichten durch die RF und die USA ermöglichen. 
 
Bericht des US-Außenministeriums vom Juni 2020 (sh. S. 67)   
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Aufgrund unserer tief verwurzelten Rechtstraditionen, unseres Bekenntnisses zur 
Rechtsstaatlichkeit und Überzeugung von der Bedeutung solcher Abkommen für 
die Stärkung unserer Sicherheit und der Sicherheit unserer Verbündeten / Partner 
erfüllen die Vereinigten Staaten ihre Pflichten aus allen geltenden Abkommen und 
Verpflichtungen zur Rüstungskontrolle, Nichtverbreitung und Abrüstung. Es ist 
seit Langem Politik der Vereinigten Staaten, völkerrechtlichen Verpflichtungen 
nachzukommen. In dem Maße, wie die Vereinigten Staaten festgestellt haben, 
dass die Einhaltung einer Verpflichtung nicht mehr im nationalen Sicherheits-
interesse der Vereinigten Staaten liegt, haben die Vereinigten Staaten versucht, 
über eine Änderung des betreffenden Abkommens zu verhandeln oder sich ganz 
aus dem Abkommen zurückzuziehen – wie dies kürzlich mit dem Vertrag über 
Nuklearstreitkräfte mittlerer Reichweite oder dem INF-Vertrag geschehen ist. 
Als Ausdruck der Ernsthaftigkeit, mit der die Vereinigten Staaten diese Verpflich-
tungen betrachten, haben die Vereinigten Staaten rechtliche und institutionelle 
Verfahren eingerichtet, um die Einhaltung durch die USA zu gewährleisten. […]  
Das US-Außenministerium ist in seiner Rolle als federführende US-Agentur in 
Rüstungskontrollangelegenheiten darüber hinaus auch für die Bereitstellung von 
Politikberatung und Fachwissen in Bezug auf Regeltreue für einzelne Abteilungen 
und Behörden und die Behörden übergreifende Gemeinschaft zuständig. Darüber 
hinaus wird in geeigneten Fällen eine behördenübergreifende Überprüfung durch-
geführt, auch in den Fällen, wenn andere Vertragsstaaten formell Bedenken zur 
Umsetzung der Verpflichtungen der USA äußern. 
Schließlich nimmt der Kongress Aufsichtsfunktionen durch Ausschussanhörungen 
und Budgetzuweisungen wahr. 
Überblick 
Der BERICHT befasst sich mit der Regeltreue bei und Einhaltung von Abkommen 
und Verpflichtungen zur Rüstungskontrolle, zur Nichtverbreitung und Abrüstung 
durch die Vereinigten Staaten (Teil I), der Regeltreue und der Einhaltung durch 
andere Staaten bei Abkommen und Verpflichtungen zur Rüstungskontrolle, zur 
Nichtverbreitung und zur Abrüstung in Bezug auf Nuklearfragen (Teil II), auf die 
Einhaltung von Raketen-Verpflichtungen und -Zusicherungen durch die anderen 
Staaten (Teil III) sowie auf die  Regeltreue und Einhaltung von Abkommen und 
Verpflichtungen zur Rüstungskontrolle, zur Nichtverbreitung und Abrüstung in 
Bezug auf chemische Fragen (Teil IV), sowie biologische Fragen (Teil V) und 
konventionelle Fragen (Teil VI). 
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1. Probleme der Raketenabwehr 
Im Jahr 2001 verließen die USA den ABM-Vertrag von 19729 und nahmen 
Kurs auf die einseitige, durch nichts begrenzte Verstärkung ihres globalen  
Raketenabwehr-Systems. Damit wurde einer der Stützpfeiler im System 
der globalen strategischen Stabilität zerstört. 
Seither wirkte sich die rücksichtslose Formierung des Raketenabwehr-
Systems der USA sehr ungünstig auf das System internationaler Sicherheit 
aus, erschwerte bedeutend die Beziehungen nicht nur in der euro-atlan-
tischen, sondern auch in der asiatisch-pazifischen Region, verwandelte 
sich in eines der ernsthaftesten Hindernisse auf dem Weg zur weiteren 
etappenweise Nuklearabrüstung und schuf zugleich gefährliche Voraus-
setzungen für ein erneutes nukleares Wettrüsten. 
Wiederholt wurde die Aufmerksamkeit der amerikanischen Seite auf 
dieses Problem gelenkt. Eine Bereitschaft zum Zusammenwirken und 
Beachten der russischen Besorgnisse war nicht zu erkennen. Die USA 
weigerten sich, über die von Washington selbst behaupteten Garantien zu 
sprechen, dass die in Europa stationierten Mittel der Raketenabwehr nicht 
gegen Russland gerichtet sind.  
Wie bisher gibt es keine Antwort auf die Frage, gegen wen diese hoch-
aufwendige und gemessen an beliebigen künftigen Herausforderungen 
absolut disproportionale Vorbereitung einer Raketenabwehr geführt wird. 
Bezeichnend war auch der Widerwillen der USA zu einer Korrektur ihrer 
Raketenabwehrpläne, ungeachtet der erfolgreichen Realisierung der im 
Jahr 2015 erzielten vertraglichen Übereinkunft zum iranischen Atompro-
gramm. Wir alle erinnern uns, dass dies seinerzeit das Hauptargument 
und im Grunde genommen einzige Argument war, mit dem Washingtons 
höchste Ebene die Entfaltung seines Raketenabwehr-Systems in Europa 
rechtfertigte. 
                                                          
9
 ABM-Vertrag – Vertrag zwischen den USA und der UdSSR zur Begrenzung von Raketen-
abwehrsystemen, vom 26.05.1972; ist einer der beiden Teile der SALT I-Vereinbarung. 
Nach Ankündigung 2001 verließen die USA am 13. Juni 2002 einseitig den Vertrag. 
●  (engl.) Treaty between The United States Of America and The Soviet Socialist Republics on the 
Limitation of Anti-Ballistic Missile Systems (Anti-Ballistic Missiles Treaty); 
Siehe: https://en.wikisource.org/wiki/Anti-Ballistic_Missile_Treaty; abgerufen 25.06.2017; 
●  (russ.)  Договор об ограничении систем противоракетной обороны, ДПРО. 
Bericht des US-Außenministeriums vom Juni 2020 (Auszug)   
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Im Teil I des US-Berichts dazu keine Angaben. 
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Man muss verstehen: Die rund um den Globus verteilten Raketenabwehr-
mittel sind Bestandteil eines überaus gefährlichen globalen Projektes, das 
zum Schaden der Sicherheitsinteressen anderer Staaten auf die Sicherstel-
lung einer allgemeinen, erdrückenden Überlegenheit der USA gerichtet 
ist. Die aktiv ausgebaute Architektur der Raketenabwehr der USA ver-
ringert in ihrer Gesamtheit die strategische Kräftebalance bei den strate-
gischen Offensivwaffen wesentlich und schafft immer ernsthaftere Risiken 
einer globalen Instabilität. 
Die Gefahr liegt darin, dass die Existenz des „Raketenabwehrschirms“ 
zum Entstehen einer unheilvollen Illusion über eine Unverwundbarkeit 
und die Straflosigkeit führen kann. Bei den „Heißköpfen“ in Washington 
kann die Versuchung erwachsen, neue gefährliche einseitige Schritte bei 
der Lösung globaler und regionaler Probleme zu unternehmen, unter 
Umgehung des UN-Sicherheitsrates und entgegen gesundem Menschen-
verstand. So wie das am 7. April dieses Jahres geschah, als die USA den 
Raketenschlag auf den souveränen Staat Syrien ausführten.  
Als einziger Weg zur Lösung dieses Problems sind die USA bei der Reali-
sierung ihrer Raketenabwehrpläne in der Pflicht. Sie müssen sich leiten 
lassen, nicht mit Worten sondern in der Sache, vom allgemeinen Prinzip: 
Stärkung der eigenen Sicherheit auf Kosten der Sicherheit der anderen 
Staaten ist nicht zulässig. Das wurde von den USA an profilierten inter-
nationalen Orten selbst mehrfach bekräftigt. 
Bericht des US-Außenministeriums vom Juni 2020 (Auszug)   
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Im Teil I des US-Berichts dazu keine Angaben. 
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2. Verpflichtungen der USA aus dem Vertrag zwischen den USA und 
der UdSSR über die Beseitigung ihrer Raketen mittlerer und 
kürzerer Reichweite (INF-Vertrag, 1987)10 
Washington gibt wissentlich eine unwahre Information über die Erfüllung 
seiner Verpflichtungen aus dem INF-Vertrag von 1987. Schon viele Jahre 
ignorieren die USA die russischen ernsthaften Besorgnisse, die direkten 
Bezug auf die INF-Vertragserfüllung der amerikanischen Seite nehmen: 
- Die USA stationierten bodengestützte Komplexe „Aegis Ashore“ auf 
ihrer Raketenabwehr-Basis in Rumänien und planen in Polen eine 
gleichartige Basis. Zu deren Bestand gehören Senkrechtstartsysteme, 
analog den Universalstartvorrichtungen MK-41, die Marschflugkörper 
mittlerer Reichweite vom Typ Tomahawk11 starten können. Unbestreit-
barer Fakt ist, dass dies eine grobe Verletzung der INF-Verpflichtungen 
darstellt.  
- Schon mehr als zwei Jahrzehnte führen die USA im Interesse der Rake-
tenabwehr fortgesetzt Erprobungen mit Zieldarstellungsraketen durch, 
deren Charakteristika ähnlich denen bodengestützter ballistischer 
Raketen mittlerer und kürzerer Reichweite sind, und vervollkommnen 
dabei im Übrigen die Schlüsselelemente der im INF-Vertrag verbotenen 
Raketensysteme.  
- Viele Jahre schon steigern die USA die Herstellung und den Einsatz 
unbemannter Luftangriffsmittel.12 Solche eventuellen Trägermittel für 
Massenvernichtungswaffen fallen mit aller Augenfälligkeit unter die im 
INF-Vertrag enthaltene Definition von bodengestützten Flügelraketen. 
 
                                                          
10
 INF-Vertrag – Vertrag zwischen den USA und der UdSSR über die Beseitigung ihrer Raketen 
mittlerer und kürzerer Reichweite; unterzeichnet am 8. Dezember 1987, in Kraft seit 1. Juni 1988. 
Der INF-Vertrag verbietet beiden Seiten die Produktion, Erprobung und Dislozierung von boden-
gestützten ballistischen Raketen und Marschflugkörpern mit einer Reichweite von 500 bis 5.500 km 
samt zugehörigen Startrampen und erforderlicher Infrastruktur und vereinbarte die Vernichtung der 
vorhandenen Bestände der Vertragspartner. Somit ist der INF-Vertrag ist ein echter Abrüstungs-
vertrag, da er innerhalb von drei Jahren zur vollständigen Vernichtung einer ganzen Kategorie 
nuklearer Trägersysteme der USA und der Sowjetunion führte. 
11
 Tomahawk – hochpräziser Marschflugkörper, Reichweite 2.500 km, also im INF-Bereich;
 ●   seegestützt als Sea Launched Cruise Missiles (SLCM) kein INF-Vertragsgegenstand, 
 ●  bodengestützt als Ground Launched Cruise Missiles (GLCM) sanktioniert im INF-Vertrag. 
12
 Darunter sind wohl unbemannte Fluggeräte als Waffenträger, sog. Kampfdrohnen gefasst. 
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Vertrag über die Beseitigung von Raketen mittlerer und kürzerer 
Reichweite 
(Mittelstreckenraketen- oder INF-Vertrag) 
Alle Aktivitäten der USA während des Berichtszeitraums standen im Einklang mit 
den im INF-Vertrag festgelegten Verpflichtungen während des Zeitraums, in dem 
sie anwendbar waren. 
Am 4. Dezember 2018 kündigte Außenminister Pompeo die Absicht der USA an, 
ihre Verpflichtungen aus dem Vertrag innerhalb von 60 Tagen auszusetzen, falls 
Russland nicht zur Einhaltung zurückkehren sollte. 
Am 2. Februar 2019 teilten die Vereinigten Staaten den Vertragsparteien des INF-
Vertrags mit, dass die Vereinigten Staaten ihre Verpflichtungen aus dem Vertrag 
als Behelf auf den materiellen Vertragsbruch durch Russland ausgesetzt haben, 
wie am 4. Dezember 2018 angekündigt. Die Vereinigten Staaten kündigten auch 
an, dass sie sich in Übereinstimmung mit Artikel XV des Vertrags innerhalb von 
sechs Monaten aus dem Vertrag zurückziehen würden. Für die sechsmonatige 
Aussetzungsperiode (2. Februar 2019 bis 1. August 2019) blieben die Vereinigten 
Staaten Vertragspartei des INF-Vertrags, waren aber nicht verpflichtet, dessen 
Bestimmungen einzuhalten. Am 2. August 2019 zogen sich die Vereinigten 
Staaten gemäß Artikel XV des INF-Vertrags zurück, und der Vertrag wurde 
gekündigt. Künftige Berichte über die Einhaltung des INF-Vertrags werden kein 
Material über den INF-Vertrag enthalten. […] 
Im Teil II des US-Berichts dazu weitere Angaben (sh. S. 80): 
Zweitens begann das US-Verteidigungsministerium als militärische Reaktion zum 
Ende 2017 mit der INF-vertragskonformen Forschung und Entwicklung (F&E) 
von konventionellen bodengestützten Mittelstreckenraketen-Konzepten. Diese 
Forschung und Entwicklung war durch den Vertrag nicht verboten. Nachdem die 
Vereinigten Staaten ihre Verpflichtungen aus dem Vertrag im Februar 2019 aus-
gesetzt hatten, begann das DOD mit der Herstellung von Komponenten zur Unter-
stützung der Entwicklungstests dieser Systeme. Diese Aktivitäten waren so konzi-
piert, dass sie umkehrbar sind, falls Russland zu einer vollständigen und überprüf-
baren Regeltreue zurückkehrte, bevor die Vereinigten Staaten im August 2019 
vom Vertrag zurücktraten. 
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Bleibt anzumerken, dass wir schon über anderthalb Jahrzehnte die ameri-
kanischen Kollegen auf die beiden letztgenannten Verletzungen des INF-
Vertrages hinweisen. Es gibt keinerlei konstruktive Reaktion. 
Erstmals im Jahr 2014 betonten wir unsere Besorgnis, die eine Aufstellung 
von bodengestützten amerikanischen Raketenstartvorrichtungen betrifft. 
Anstelle eines Versuches zur Problemlösung entfesselten die USA eine 
Kampagne zur öffentlichen, absolut unbegründeten Beschuldigung an die 
Adresse Russlands als INF-Vertragsverletzer: Angeblich produziere und 
erprobe unser Land im Vertrag verbotene, bodengestützte Flügelraketen. 
Vorgebracht wird keinerlei Argumentation, die zur Bekräftigung der an 
uns gerichteten Beschwerden geeignet ist. Die von der amerikanischen 
Seite gegebene „Information“, die angeblich ausdrücken soll, worum es 
geht, gibt in der Sache lückenhafte fragmentarische Signale, die nicht auf-
decken, worin denn die haltlosen amerikanischen Besorgnisse begründet 
sind. Ernsthafte Besorgnis ruft jedoch hervor, dass Vertreter einer Reihe 
amerikanischer Behörden eine ähnliche „Faktologie“ als Vorwand in der 
laufenden Kampagne bezüglich „Antwortmaßnahmen“ in den 
Beziehungen zu Russland nutzen. 
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Im Teil II des US-Berichts dazu weitere Angaben (Auszug): 
Verhalten, das Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Regeltreue gibt 
Der INF-Vertrag verbot den Besitz, die Herstellung und die Flugerprobung von 
Mittel- und Kurzstrecken-Raketensystemen, weil die Vereinigten Staaten und die 
Sowjetunion die Ansicht teilten, dass diese Systeme den Frieden und die Stabilität 
der europäischen Region bedrohten. Der Vertrag verlangte die vollständige Ab-
schaffung der etwa 800 US-amerikanischen und etwa 1800 sowjetischen boden-
gestützten Raketen mit einer maximalen Reichweite zwischen 500 und 5.500 km, 
ihrer Trägermittel, der dazugehörigen Unterstützungsausrüstung und -strukturen. 
Alle diese Gegenstände wurden bis zum 28. Mai 1991 eliminiert. 
Der INF-Vertrag schuf ein Verifikationsregime, das nationale technische Verifi-
kationsmittel (NTM), Notifikationen und ein System von Inspektionen vor Ort 
einsetzt, um Verletzungen der Vertragspflichten aufzudecken und abzuschrecken. 
Das Inspektionsregime wurde am 31. Mai 2001 – d. h. 13 Jahre nach Inkrafttreten 
des Vertrags – in Übereinstimmung mit Artikel XI des Vertrags abgeschlossen. 
Wie in allen Ausgaben des Berichts seit 2014 festgestellt wurde, stellten die 
Vereinigten Staaten fest, dass Russland seine Verpflichtungen aus dem INF-
Vertrag verletzt, keine GLCM mit einer Reichweite von 500 bis 5.500 Kilometer 
und Trägermittel solcher Raketen zu besitzen oder herzustellen. … 
Bemühungen zur Lösung von Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
und die nächsten Schritte 
… Zweitens begann das US-Verteidigungsministerium als militärische Reaktion 
Ende 2017 mit der INF-vertragskonformen Forschung und Entwicklung (F&E) 
von konventionellen bodengestützten Mittelstreckenraketen-Konzepten. Diese 
Forschung und Entwicklung war durch den Vertrag nicht verboten. Nachdem die 
Vereinigten Staaten ihre Verpflichtungen aus dem Vertrag im Februar 2019 
ausgesetzt hatten, begann das DOD mit der Herstellung von Komponenten zur 
Unterstützung der Entwicklungstests dieser Systeme. Diese Aktivitäten waren so 
konzipiert, dass sie umkehrbar sind, falls Russland zu einer vollständigen und 
überprüfbaren Regeltreue zurückkehrte, bevor die Vereinigten Staaten im August 
2019 vom Vertrag zurücktraten. … 
  
  Kommentar des Außenministeriums Russlands vom April 2017 
  dgksp-diskussionspapiere, Juli 2020  21 
3. Verpflichtungen der USA aus dem Vertrag über die 
Nichtverbreitung von Kernwaffen (NVV, 1968) 13 
Die USA behaupten, ihre NVV-Vertragsverpflichtungen „zu erfüllen“, 
doch bisher hat sich die alarmierende Situation nicht verändert, die mit 
der Washingtoner Nichteinhaltung von Schlüsselbestimmungen dieses 
Vertrages verbunden ist. Die USA fahren fort, Nichtkernwaffenbesitzende 
Nato-Länder in Europa in eine sog. „nukleare Teilhabe“ einzubeziehen. 
Diese Teilhabe beinhaltet Elemente der Nuklear-planung und die Über-
prüfung der praktischen Fertigkeiten zum Kernwaffeneinsatz mit den 
einbezogenen Trägerflugzeugen und ihren Besatzungen, der Infrastruktur 
der Flugplätze und der sicherstellenden Bodendienste der Nichtkern-
waffen-Nato-Länder. Dies alles ist eine direkte Verletzung der Artikel I 
und II des Atomwaffensperrvertrages. 
Darüber hinaus wurde in den vergangenen Jahren im beispiellosen 
Umfang ein Prozess in Gang gesetzt, um alle Komponenten des amerika-
nischen Nukleararsenals zu erneuern, einschließlich der nichtstrategischen 
Kern-waffen, die sich auf dem Territorium anderer Staaten befinden. Die 
USA planen, in Europa neue nukleare Fliegerbomben mit verringerter 
Stärke, aber erhöhter Genauigkeit zu stationieren. Durch solche Charakte-
ristika wird die nukleare „Einsatzschwelle“ gesenkt. Solche Kernwaffen 
verwandeln sich von „politischen Waffen“ in „Gefechtsfeldwaffen“. 
Gleichzeitig wird die durch nichts begründete, unwahre These von einem 
Anwachsen der russischen nuklearen Bedrohung verbreitet. Absichtlich 
werden die Festlegungen in unserer Militärdoktrin14 zum Kernwaffen-
einsatz verzerrt dargestellt.  
                                                          
13
 NVV – Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen, Atomwaffensperrvertrag; 
ist ein internationaler Vertrag, der das Verbot der Verbreitung und die Verpflichtung zur Abrüstung 
von Kernwaffen sowie das Recht auf die friedliche Nutzung der Kernenergie zum Gegenstand hat; 
bis 2015 von 191 Vertragsstaaten unterzeichnet. Nur vier Staaten sind nicht NVV-Mitglied 
geworden: Indien, Israel, Pakistan und Südsudan. Nordkorea trat im Januar 2003 aus dem Vertrag 
aus. 
●  (engl.) Treaty on the Non-Proliferation of Nuclear Weapons, kurz NPT; 
●  (russ.)  Договор о нераспространении ядерного оружия, ДНЯО.  
14
 Militärdoktrin der Russischen Föderation (Präzisierte Redaktion 12/2014), bestätigt durch den 
Präsidenten der Russischen Föderation. Abgerufen am 25.06.2017, Siehe Volltext (russ.),  
abgerufen am 25.06.2017 unter http://kremlin.ru/acts/47334. Siehe auch Übersetzung (dt.), 
DSS-Arbeitspapiere, Dresden, Heft 113/2015. 
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Vertrag über die Nichtverbreitung von Nukleare Waffen 
(Nuklearwaffen-Nichtverbreitung-Vertrag oder NPT) 
Alle US-Aktivitäten während des Berichtszeitraums standen im Einklang mit den 
im NVV festgelegten Verpflichtungen. 
Im Teil II des US-Berichts dazu weitere Angaben. 
Dieses Kapitel des Berichts befasst sich mit Entwicklungen, die für die Regeltreue 
beim Vertrag über die Nichtverbreitung von Nuklearwaffen (Nuklearwaffen-
Sperrvertrag oder NVV) von 1968 durch andere Nationen relevant sind, darunter 
ihrer Regeltreue bei damit verbundenen Verpflichtungen zum Abschluss und zur 
Umsetzung eines umfassenden Sicherheitsabkommens (CSA – Comprehensive 
Safeguards Agreement) mit der Internationalen Atomenergie-Organisation 
(IAEO). Dieses Kapitel befasst sich auch mit dem Stand der Bemühungen der 
Länder um den Abschluss und die Umsetzung eines modifizierten Kleinmengen-
Protokolls (SQP – Small Quantities Protocol) zu ihrem CSA sowie mit ihren 
Bemühungen um den Abschluss und die Umsetzung ihres CSA-Zusatzprotokolls 
(AP – Additional Protocol). Das Kapitel konzentriert sich auf die Entwicklungen 
in den Ländern Birma, Iran, Nordkorea und Syrien. 
Ende 2019 gehörten neun Nichtnuklearwaffen Staaten (NNWS) dem NVV an, die 
noch kein Zusatzprotokoll mit der IAEA in Kraft gesetzt hatten. Obwohl das AP 
so konzipiert wurde, dass es die Anforderungen des NVV erfüllt, gilt heute das 
AP erst in Kombination mit dem CSA weithin als der weltweite Standard für 
nukleare Sicherheitsmaßnahmen. Er enthält Maßnahmen, die die Fähigkeit der 
IAEO erhöhen, die Nichtabzweigung von deklariertem Nuklearmaterial zu 
verifizieren und Zusicherungen zu geben, dass es in einem Staat kein nicht 
deklariertes Nuklearmaterial und keine nicht deklarierten Kernaktivitäten gibt, 
und damit zu gewährleisten, dass der Staat seiner Verpflichtung aus dem NVV 
nachgekommen ist, sämtliches Nuklearmaterial zu friedlichen Zwecken unter 
IAEO-Sicherheitsmaßnahmen zu stellen. Die Vereinigten Staaten unterstützen die 
universelle Annahme des AP durch die Vertragsstaaten des NVV und sind der 
Ansicht, dass die Einhaltung des AP wesentlich ist, um die Wirksamkeit und 
Glaubwürdigkeit der IAEO-Sicherheitsmaßnahmen zu gewährleisten. Ende 2019 
hatten 136 Vertragsstaaten ein AP, das in Kraft getreten war, und der Iran wandte 
das AP bis zu seinem Inkrafttreten vorläufig an. Das AP zum Abkommen der 
Vereinigten Staaten von Amerika und der IAEO für die Anwendung der Sicher-
heitsmaßnahmen in den Vereinigten Staaten von Amerika (US-AP) trat für die 
Vereinigten Staaten am 6. Januar 2009 in Kraft.  
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Man suggeriert beharrlich der westlichen Öffentlichkeit, dass Russland 
angeblich seine Ansichten zu Platz und Rolle der Kernwaffen revidiert 
und auf diese immer mehr Machtakzente legt. Alles das entspricht nicht 
der Wirklichkeit.  
Beim Problem der „gemeinsamen nuklearen Teilhabe“ könnte es nur eine 
Lösung geben – die Rückführung aller nichtstrategischen Kernwaffen auf 
das USA-Territorium, ein Verbot der Lagerung im Ausland, die Beseiti-
gung der gesamten sicherstellenden Infrastruktur, die eine schnelle Entfal-
tung dieser Waffen erlaubt und, selbstverständlich, der Verzicht auf die 
Durchführung beliebiger Trainingsmaßnahmen (Übungen), die mit der 
Überprüfung der Fertigkeiten zum Kernwaffeneinsatz durch das Personal 
der Streitkräfte der Nichtkernwaffenbesitzenden Staaten verbunden sind. 
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Im Teil II des US-Berichts dazu weitere Angaben. 
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4. Abkehr der USA von der Ratifizierung des Vertrages über das 
umfassende Verbot der Nuklearversuche (CTBT, 1996)15 
Große Besorgnis bereitet die Abneigung der USA, den Vertrag über das 
umfassende Verbot der Nuklearversuche zu ratifizieren. Damit kann dieser 
außerordentlich wichtige internationale Vertrag nicht in Kraft treten. 
Entsprechend vorliegenden Angaben, stehen darüber hinaus einfluss-
reiche politische Kreise in den USA der Idee einer möglichen Wieder-
aufnahme der Nuklearversuche nicht fremd gegenüber. Eine Realisierung 
dieser Idee hätte dem Ziel einer Stärkung des Regimes der Nichtverbrei-
tung von Kernwaffen direkt widersprochen, zu dem sich Washington 
bekannt hat. 
Zu berücksichtigen ist, dass sich in der Beitrittsfrage die außerhalb des 
Nuklearteststopp-Vertrages verbliebenen Länder direkt von den USA 
leiten lassen. So erweist sich die Washingtoner „Stillhalteposition“ als 
Haupthindernis auf dem Weg zur Verwandlung des Nuklearteststopp-
Vertrages in ein aktives Völkerrechtsinstrument. 
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 Nuklearteststopp-Vertrag – Vertrag über das umfassende Verbot von Nuklearversuchen, 
ist ein noch nicht in Kraft getretener internationaler Vertrag, der alle Nukleartests verbieten soll. 
Bisher (Stand Februar 2017) haben 183 Staaten den Vertrag unterschrieben und 166 ratifiziert. 
Deutschland hat den Vertrag 1998 ratifiziert. Von den 44 Kerntechnik-Staaten haben 41 unter-
schrieben und 36 ratifiziert. Damit der Vertrag in Kraft tritt, müssen ihn die folgenden Staaten 
noch ratifizieren: Ägypten, China, Indien, Iran, Israel, Nordkorea, Pakistan und die USA, deren 
Senat die Ratifizierung am 13. Okt. 1999 abgelehnt hat. 
●.  (engl.) Comprehensive Nuclear-Test-Ban Treaty, CTBT; 
●  (russ.) Договор о всеобъемлющем запрещении ядерных испытаний, ДВЗЯИ. 
Nicht zu verwechseln mit dem Vertrag über das Verbot von Kernwaffenversuchen in der 
Atmosphäre, im Weltraum und unter Wasser, 1963, Moskauer Atomteststopp-Abkommen; 
●  (engl.) Limited Test Ban Treaty (LTBT) oder Nuclear Test Ban Treaty (NTBT) oder 
Partial Test Ban Treaty (PTBT); 
●  (russ.) Договор о запрещении испытаний ядерного оружия в атмосфере, космическом 
пространстве и под водой, 1963 года. 
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Schwellenwert-Teststoppvertrag (TTBT), 
Vertrag über unterirdische Kernexplosionen zu friedlichen Zwecken (PNET) 
und Vertrag über ein begrenztes Verbot von Nuklearversuchen (LTBT) 
Der Vertrag zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken über die Begrenzung unterirdischer nuklearer 
Waffentests, bekannt als der Schwellenwert-Teststoppvertrag (TTBT), wurde 
1974 unterzeichnet und 1990 dazu ein weiteres Protokoll. Der Vertrag legt eine 
nukleare „Schwelle“ fest, indem er jeder Vertragspartei verbietet, unterirdische 
Nukleare Waffentests mit einer Stärke von mehr als 150 Kilotonnen an jedem Ort 
unter ihrer Gerichtsbarkeit oder Kontrolle durchzuführen, und er sieht die 
Notifizierung und Verifizierung von Testaktivitäten vor.  
Der Vertrag über friedliche Kernexplosionen (PNET) regelt unterirdische 
Kernexplosionen für friedliche Zwecke an jedem Ort unter Hoheitsgewalt oder 
Kontrolle der Vertragsparteien mit Ausnahme der in der TTBT festgelegten 
Testgelände. 
Der Vertrag über das begrenzte Verbot von Nuklearversuchen (LTBT) ist ein 
multilaterales Abkommen, das 1963 zur Unterzeichnung aufgelegt wurde und in 
Kraft trat. Er verbietet Nukleare Waffentests oder jede andere nukleare Explosion 
in der Atmosphäre, im Weltraum und unter Wasser. 
Nach Abschnitt IV Absatz 2 des Protokolls vom Juni 1990 zum TTBT ist jede 
Vertragspartei verpflichtet, der anderen spätestens bis zum 1. Juni eines jeden 
Jahres die Zahl der Untergrund-Nukleare Waffentests je spezifizierter Kategorie 
mitzuteilen, die sie im folgenden Kalenderjahr durchzuführen gedenkt. Für die 
Zwecke des TTBT bedeutet ein „unterirdischer Nukleare Waffentest“ entweder 
eine einzelne unterirdische Kernexplosion auf einem Testgelände oder zwei oder 
mehr unterirdische Kernexplosionen auf einem Testgelände […] deren Gesamt-
stärke weniger als 150 Kilotonnen beträgt. 
Das TTBT-Protokoll definiert den Begriff „Explosion“ als „die Freisetzung von 
Kernenergie aus einem Spreng-behälter“. Die Vereinigten Staaten interpretieren 
den Begriff „Freisetzung von Kernenergie aus einem Sprengbehälter“ als die 
Freisetzung von Kernenergie, die aus einem physischen Bruch des Spreng-
behälters resultiert. 
Die Vereinigten Staaten haben seit 1992 keine Nuklearwaffen-Sprengtests oder 
Nuklearexplosionen für friedliche Zwecke durchgeführt. Alle US-Aktivitäten 
während des Berichtszeitraums standen im Einklang mit den in der TTBT, PNET 
und LTBT festgelegten Verpflichtungen. 
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5. Abkommen zwischen den Regierungen der RF und der USA über 
die Verwertung von Plutonium, das für Verteidigungszwecke 
nicht mehr gebraucht wird, über dessen Umwandlung und die 
Zusammenarbeit auf o.g. Gebiet und bei den Protokollen zu 
diesem Abkommen (PMA, 2000)16 
Nicht den Tatsachen entspricht die Behauptung der amerikanischen Seite, 
dass der Erlass des Präsidenten der RF über das Aussetzen der Geltung 
des Plutonium-Management-Abkommens keinerlei schwerwiegende 
völkerrechtliche Gründe für diese Aussetzung anführt. 
In der Präambel des Erlasses wurde exakt festgehalten, dass die getroffene 
Entscheidung über das Aussetzen der PMA-Geltung zusammenhängt mit: 
○  der grundlegenden Änderung der Begleitumstände und 
○  der entstandenen Bedrohung für die strategische Stabilität im Ergeb-
nis unfreundlicher Handlungen der USA gegenüber der RF sowie 
○  dem Unvermögen der USA, die Erfüllung übernommener Verpflich-
tungen zur Verwertung gewonnenen, waffenfähigen Plutoniums in 
Übereinstimmung mit den internationalen Verträgen zu gewährleisten.  
Die entsprechenden Gründe wurden auch niedergelegt mit Text Artikel 1 
im Föderalen Gesetz der RF № 381-F3 vom 31. Oktober 2016, das den PMA-
Aussetzungsentschluss staatsrechtlich billigte. 
.
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 Plutoniumverwertung-Abkommen, Plutonium-Management-Abkommen, PMA, unterzeichnet 2000, 
ratifiziert und inkraft ab Juni 2011; 
●  (engl.) Agreement between the Government of the United States of America and the Government 
of the Russian Federation Concerning the Management and Disposition of Plutonium Designated as 
No Longer Required for Defense Purposes and Related Cooperation, PMDA - 
Plutonium Management and Disposition Agreement. Siehe unter: 
https://www.state.gov/documents/organization/18557.pdf ; abgerufen am 26.06.2017. 
●  (russ.) – Соглашение между Правительством Российской Федерации и Правительством 
Соединенных Штатов Америки об утилизации плутония, заявленного как плутоний, не 
являющийся более необходимым для целей обороны, обращению с ним и сотрудничеству в 
этой области, СОУП. Siehe: http://www.conventions.ru/view_base.php?id=2200 ; abgerufen am 
26.06.2017. 
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Abkommen zwischen der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 
und der Regierung der Russischen Föderation 
über die Verwaltung und Entsorgung von Plutonium, das  
für Verteidigungszwecke nicht mehr benötigt wird, und  
über die damit verbundene Zusammenarbeit in seiner geänderten Fassung 
(Abkommen über die Verwaltung und Entsorgung von Plutonium oder PMDA) 
Die Vereinigten Staaten haben während des Berichtszeitraums oder davor keine 
Aktivitäten unternommen, die mit ihren Verpflichtungen aus dem Abkommen 
über die Verwaltung und Entsorgung von Plutonium (PMDA) unvereinbar sind. 
Dazu gehören Aktivitäten der USA im Berichtszeitraum zur Beendigung des 
Projekts zum Bau einer Mischoxid (MOX)-Brennstoff-Fabrikationsanlage, die zur 
Entsorgung von Plutonium im Rahmen des Abkommens verwendet worden wäre, 
indem es zu Brennstoff für die Bestrahlung in kommerziellen Kernreaktoren 
umgewandelt wird, und zur Entwicklung von Plänen für eine alternative, kosten-
günstigere Entsorgung durch Verdünnung und Vergraben des Plutoniums. Die 
Behauptung Russlands, diese Änderung der US-Entsorgungspläne verstoße gegen 
das Abkommen, auf die im Bericht über die Einhaltung des Abkommens 2019 
eingegangen wurde, ist nach wie vor unbegründet. 
Die PMDA sieht vor, dass die Entsorgung des im Abkommen bezeichneten 
Plutoniums durch Bestrahlung als Brennstoff in Kernreaktoren oder durch andere 
Methoden erfolgt, die von den Parteien schriftlich vereinbart werden können. Die 
PMDA legt keine rechtlich verbindlichen Fristen für den Beginn oder Abschluss 
der Plutoniumentsorgung fest, enthält jedoch ein unverbindliches Ziel, mit der 
Entsorgung 2018 zu beginnen. 
Im Jahr 2018 nutzte der Energieminister die Befugnis aus dem Verfahren zur 
Gesetzgebung für die Nationalen Verteidigung und aus dem Gesetzes über die 
Konsolidierung der Mittel (2018), auf die Anforderung von Mitteln für das 
Finanzjahr 2018 zu verzichten, d. h. auf Mittelverwendung für Aktivitäten zur 
Bau- und Projektunterstützung in Bezug auf die MOX-Anlage. Das schloss die 
Bestätigung ein, dass eine alternative Option für die Durchführung des Entsor-
gungsprogramms für Plutonium in gleicher Menge besteht, die in der MOX-
Anlage entsorgt werden soll. Das Energieministerium unternahm zusätzliche 
Schritte, um das Projekt zum Bau der MOX-Anlage zu beenden.  
So unternahmen die USA in der Periode nach Inkrafttreten des PMA, im Juni 
2011, eine Reihe von Schritten, die zu einer grundlegenden Veränderung der 
Begleitumstände führten, die bei Vertragsschluss vorlagen. 
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Im Jahr 2012 wurde in den USA der sog. Magnitzky-Act17 erlassen, der 
unter ausgedachten Vorwänden den Grundstein für einen beispiellosen 
Sanktionsdruck auf unser Land legte. 
Seit 2014, nach der Wiedervereinigung der Krim mit Russland, unternahm 
die amerikanische Seite eine ganze Serie feindseliger Schritte, die auf die 
direkte Untergrabung der russischen Wirtschaft und der sozialen Stabilität 
gerichtet sind. Darin eingeschlossen ist das „Gesetz über Unterstützung 
der Freiheit der Ukraine“, das eine Einmischung in die inneren Angele-
genheiten Russlands möglich macht. Auch für Beziehungen zu einzelnen 
Subjekten der RF, zu juristischen sowie natürlichen, russischen Personen 
wurden Sanktionen eingeführt. 
Zugleich begann eine aktive Verstärkung für die militärische Nato-Infra-
struktur sowie bei der Anzahl amerikanischer Truppen nahe den Grenzen 
Russlands, was grundlegend die strategische Balance in Europa verringert 
und mit verstärkter militärischer Rivalität und Spannung einherkommt. 
Im Zusammenhang mit Vorstehendem wurde die o. g. Entscheidung zum 
Aussetzen der PMA-Geltung durch Russland in voller Übereinstimmung 
mit der Wiener Übereinkunft zum Recht internationaler Verträge von 1969, 
Artikel 62,18 getroffen. 
Zum zusätzlichen Argument für die PMA-Aussetzungsentscheidung 
wurde die offensichtliche Unfähigkeit der amerikanischen Seite, die 
Erfüllung der eingegangenen Verpflichtungen zur Verwertung über-
schüssig gewonnenen waffenfähigen Plutoniums in den vorgegebenen 
Fristen und im Rahmen der Bedingungen sicherzustellen, die mit der 
russischen Seite abgestimmt waren. Die Behauptung, die ganze Tätigkeit 
der USA füge sich in die Verpflichtungen aus dem PMA ein, entspricht 
nicht der Wirklichkeit. 
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 Magnitsky Act, Russia and Moldova Jackson-Vanik repeal and Sergei Magnitsky rule of law 
accountability act of 2012 - vom US-Kongress verabschiedet im Dezember 2012; erhielt 
Gesetzeskraft durch Präsident Obama am 14. Dezember 2012. 
Beinhaltet Sanktionen (Entzug der Einreiseerlaubnis, Vermögens- u. Kontensperrungen u. a.) gegen 
Amtsträger der RF. Die Liste mit den Namen dieser Beamten wird auch als „Magnitski-Liste“ 
bezeichnet. 
18
 WÜRV – Wiener Übereinkommen  über das Recht der Verträge, abgeschlossen in Wien am 23. 
Mai 1969, ratifiziert 1987 durch die UdSSR. Abgerufen am 22. Juni.2017, siehe: 
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19690099/201502240000/0.111.pdf  
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Die Verwaltung wird weiterhin mit dem Kongress zusammenarbeiten, um Pläne 
für die US-Entsorgung nach der alternativen Verdünnungs- und Entsorgungs-
methode zum Abschluss zu bringen. In dieser Hinsicht sind weitere Schritte 
erforderlich, bevor Russland einbezogen wird, um seine Zustimmung zu dieser 
alternativen Entsorgungsmethode zu erhalten, wie es die PMDA verlangt. 
Im Teil II des US-Berichts zur Russischen Föderation weitere Angaben. (sh. S. 101) 
Verhalten, das Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Regeltreue gibt 
Der russische Präsident kündigte im Erlass vom Oktober 2016 die Entscheidung 
an, die Umsetzung des PMDA „auszusetzen“. In dem Erlass hieß es auch, dass 
Russland keinerlei PMDA-Plutonium an militärische Programme zurückgeben 
oder für nukleare Explosionszwecke verwenden werde. Wie im Compliance-
Bericht 2019 angesprochen, kamen die Vereinigten Staaten zu dem Schluss, dass 
weder der Erlass noch spätere Erklärungen Russlands eine belastbare Grundlage 
im Rahmen des PMDA darstellen oder diese im Völkergewohnheitsrecht für eine 
solche einseitige Aussetzung unter solchen Umständen zu finden ist. Daher sind 
die Vereinigten Staaten der Ansicht, dass die angebliche Aussetzung des PMDA 
durch Russland keine Rechtswirkung hatte und die Verpflichtungen der beiden 
Parteien aus dem Abkommen nicht berührt. 
Im Berichtszeitraum gab es keine neuen Entwicklungen. 
Analyse der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
Keine der beiden Parteien verstößt gegen die PMDA. 
Da mit der Entsorgung von Plutonium im Rahmen des Abkommens noch nicht 
begonnen worden war, hat die angebliche Aussetzung des PMDA durch Russland 
weder wesentliche Aktivitäten im Rahmen des Abkommens in den Jahren 2017, 
2018 oder 2019 behindert noch andere Bedenken hinsichtlich des Status der 
Plutoniumvorräte Russlands aufgeworfen. 
Russlands angebliche Aussetzung des PMDA gibt nur Anlass zu potenziellen 
Bedenken hinsichtlich der Regeltreue beim Abkommen, da sie Unsicherheit 
darüber schafft, ob Russland beabsichtigt, seinen Verpflichtungen im Rahmen des 
PMDA in Zukunft nachzukommen. 
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Anfang Februar 2016 hat sich die Obama-Administration offiziell an den 
US-Kongress gewandt, um die Absicht mitzuteilen, eine Änderung bei der 
Verwertungsmethode für die 34 Tonnen waffenfähigen PMA-Plutoniums 
vorzunehmen. Die neue Methode beinhaltet die Abkehr von der Nutzung 
des waffenfähigen Plutoniums als Brennstoff für Kernenergie-Reaktoren 
(d. h. MOX-Brennstoff)19 und sah stattdessen ein vereinfachtes Immobili-
sationsverfahren vor – die Vermischung des waffenfähigen Plutoniums 
mit Verdünner und die folgende Lagerung in Salzstöcken. Die amerika-
nische Seite erklärte dazu ihre Absicht, den Bau des Werkes zur Herstel-
lung der MOX-Brennelemente am Savannah River (Bundesstaat South 
Carolina) einzustellen und dieses nicht vollendete Werk im Verlauf der 
nächsten Jahre geplant abzuwickeln. 
Hervorzuheben ist, dass die USA mit der Idee der „Immobilisation“ des 
Plutoniums noch im PMA-Vorbereitungsstadium auftraten. Die russische 
Seite wies stets darauf hin, dass durch ein solches Herangehen nicht die 
Unumkehrbarkeit der Verwertung sichergestellt werden kann. 
Die Vertragsverletzung seitens Washingtons besteht darin, dass die USA 
Schritte zur Veränderung der Plutonium-Verwertungsmethode umzu-
setzen begannen, ohne dass sie das Einverständnis Russlands erhielten, 
was den Bestimmungen des Abkommens widerspricht. Selbst nachdem 
der amerikanischen Seite deutlich zur Kenntnis gegeben wurde, dass eine 
solche Zustimmung nicht geben wird, wurde vertragswidrig gehandelt. 
Die russische Seite ist bereit, die Möglichkeit einer Erneuerung der PMA-
Fortgeltung zu prüfen, nachdem die amerikanische Seite jene Ursachen 
beseitigt hat, die beitrugen zur radikalen Veränderung der Rahmenbedin-
gungen, die dem Abkommen am Tag der Inkraftsetzung zugrunde lagen, 
darunter die Auslegung, dass sich die USA an vereinbarte Verwertungs-
methoden halten werden.  
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 MOX – Mischoxid-Brennelemente, ( engl.) Mixed-Oxide fuel, enthalten im Gegensatz 
zu Brennelementen aus reinem Urandioxid ein weiteres Oxid, meist Plutoniumdioxid. 
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Bemühungen zur Lösung der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
und die nächsten Schritte 
Wie im Regeltreuebericht 2019 angegeben, tauschten die Parteien 2016 und 2017 
ihre Meinungen aus und bestritten die Gültigkeit der Rechtsgrundlage für die 
angebliche Aussetzung des PMDA durch Russland. Zusätzliche Informationen 
wurden in früheren Regeltreueberichten gegeben. Abgesehen von der angeblichen 
Suspendierung des PMDA gab das Vorgehen Russlands keinen Anlass zu 
Bedenken hinsichtlich der Regeltreue bei den Bestimmungen. Die Vereinigten 
Staaten sind nach wie vor entschlossen, ihren Verpflichtungen im Rahmen des 
PMDA nachzukommen. 
Die Vereinigten Staaten werden weiter überwachen, ob das Verhalten Russlands, 
abgesehen von seiner angeblichen Aussetzung des PMDA, weiterhin mit seinen 
Verpflichtungen aus dem Abkommen vereinbar ist. 
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6. Probleme mit der Einhaltung der Übereinkommen über das Verbot 
biologischer Waffen (BWÜ, 1975)20 und das Verbot chemischer 
Waffen (CWÜ, 1993) seitens der USA 
In der VII. Konferenz zur Überprüfung der Durchführung der Überein-
kunft über das Verbot biologischer und chemischer Waffen (BWÜ/CWÜ-
Jahreskonferenz in Genf, vom 7. bis 25. November 2016) blockierten die 
USA im entscheidenden Moment die Suche nach Kompromisslösungen. 
Folge war das Scheitern der Annahme des Arbeitsprogramms im Rahmen 
der BWÜ/CWÜ für die Periode 2017 bis 2020. 
Solch verurteilungswürdiger Verlauf kam im Ganzen nicht unerwartet. 
Die USA haben in der Hinsicht nicht wenig destruktive Erfahrung. Bereits 
im Jahr 2001 verwarf die amerikanische Seite alle Ergebnisse jahrzehnte-
langer mehrseitiger Absprachen zur Erarbeitung eines BWÜ/CWÜ-Verifi-
kationsprotokolls. 
Das alles zwingt Russland, das vollumfänglich seine Verpflichtung aus 
den BWÜ/CWÜ einhält, nachzudenken über die wirkliche militärbio-
logische Tagesordnung der USA und nicht über die in der Öffentlichkeit 
deklarierte. 
Vor dem Hintergrund der fortgesetzten Schwächung des Verbotsregimes 
bei biologischen Waffen ruft bei uns das Ausbleiben von Antworten auf 
die russischen Fragen bezüglich Erfüllung und Einhaltung der amerika-
nischen BWÜ/CWÜ-Verpflichtungen wachsende Besorgnis hervor. 
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 BWÜ – Übereinkommen über das Verbot der Entwicklung, Herstellung und Lagerung 
bakteriologischer (biologischer) Waffen und von Toxinwaffen sowie über die Vernichtung 
solcher Waffen, abgeschlossen in London, Moskau und Washington am 10. April 1972,  
in Kraft seit 26. März 1975, bisher 178 Unterzeichnerstaaten.  Siehe: abgerufen 26.06.2017. 
http://www.auswaertiges-amt.de/sid_5DEE9D7A9A7561EA2600C348465 EA7AB/DE/A 
ussenpolitik/Friedenspolitik/Abruestung/BioChemie/VerbotBioWaffen-BWUE_node.html  
●  (engl.) Convention on the Prohibition of the Development, Production and Stockpiling of 
Bacteriological (Biological) and Toxin Weapons and on their Destruction, BTWC; 
●  (russ.) Конвенция о запрещении разработки, производства, накопления запасов 
бактериологического (биологического) и токсинного оружия и об их уничтожении, КЗБО. 
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Übereinkommen über das Verbot der Entwicklung, Herstellung und 
Lagerung bakteriologischer (biologischer) Waffen und von Toxinwaffen 
sowie über die Vernichtung solcher Waffen 
(Biologiewaffenübereinkommen oder BWÜ) 
Alle US-Aktivitäten während des Berichtszeitraums standen im Einklang mit 
Verpflichtungen, die im Biologiewaffenübereinkommen (BWÜ) festgelegt sind. 
Die Vereinigten Staaten arbeiten weiterhin daran, die Transparenz der Arbeit im 
Bereich biologischer Verteidigung und die wirksame nationale Umsetzung der 
BWÜ-Verpflichtungen durch die vertrauensbildenden Maßnahmen des BWÜ und 
eine Reihe von freiwilligen Maßnahmen und Initiativen zu verbessern. 
Dennoch wirft Russland weiterhin Fragen zur Einhaltung des BWÜ durch die 
USA auf. Gegen Ende 2018 stellte die Russische Föderation (Russland) erneut die 
Aktivitäten des Lugar-Zentrums für Gesundheitsforschung in Tiflis (Georgien) in 
Frage und behauptete, dass die am Lugar-Zentrum angesiedelte medizinische 
Forschungsabteilung der US-Armee in Georgien (USAMRD-G) „Dual-use-
Forschungsaktivitäten auf dem Gebiet hochgefährlicher Infektionskrankheiten 
durchführt.“ 
Diese russischen Anschuldigungen sind unbegründet. USAMRD-G verfügt über 
ein kleines Kontingent von Forschern, die auf Ersuchen der georgischen 
Regierung am Lugar-Zentrum für Gesundheitssicherheit arbeiten. Am Zentrum 
forscht USAMRD-G zu epidemiologischer Krankheitsüberwachung und Proben-
sammlung, Grundlagenwissenschaft, translationaler [übergreifender] Forschung 
und Produktentwicklung, einschließlich Impfstoffentwicklung. Diese Aktivitäten 
sind legitime medizinische Forschung und verstoßen nicht gegen das BWÜ. 
Russland behauptete auch, dass bestimmte in den USA registrierte Patente für 
„Vorrichtungen gelten, die anscheinend durch das BWÜ sowie durch das 
Chemiewaffen-Übereinkommen (CWÜ) verboten sind.“ In den Vereinigten 
Staaten verleiht ein Patent kein gesetzliches Recht oder eine Ermächtigung zur 
Herstellung einer Erfindung; Patentrechte dienen lediglich dazu, dem Patent-
inhaber die rechtlichen Mittel an die Hand zu geben, um andere Parteien von 
bestimmten Handlungen in Bezug auf diese Erfindung auszuschließen. Die 
Vereinigten Staaten verfügen über ein umfassendes Rechtssystem, um ihren 
Verpflichtungen nach Artikel IV / BWÜ und Artikel VII / CWÜ nachzukommen. 
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Keineswegs können wir unberührt sein von einer planmäßigen Entfaltung 
der militärbiologischen Infrastruktur der USA entlang russischer Grenzen. 
Besonders beunruhigt die bedeutende Verstärkung der in Georgien statio-
nierten Verwaltung für Medizinforschungen der US-Landstreitkräfte im 
Raum Alekseyevka.21 Analoge Projekte des Pentagon auch in anderen mit 
uns benachbarten Staaten sind in der Realisierung. 
Klarheit fehlt auch im Zusammenhang mit dem Versand von Erregern des 
sibirischen Milzbrandes (Antrax), die von mikrobiologischen Objekten der 
US-Militäradministration hergestellt wurden. So wurden in den Jahren 
von 2005 bis 2015 aus dem L.-Salomon-Laboratorium (Dugway Polygon, 
im Bundesstaat Utah) Erreger des sibirischen Milzbrandes in zehn Länder 
der Erde an 194 Adressaten verschickt. Solche Handlungen rufen ernst-
hafte Besorgnisse hervor, eingedenk dessen, dass schon im Jahr 2001 das 
Forschungsinstitut für Infektionskrankheiten der US-Landstreitkräfte 
(Fort Detrick, im Bundesstaat Maryland)22 zur Schädigungsquelle bei 
Zivilpersonen durch diese Krankheit wurde. 
Entgegen den Verpflichtungen der USA und den Beschlüssen, die unter 
amerikanischer Beteiligung auf internationaler Ebene getroffen wurden, 
hält Washington außerdem die Möglichkeit eines „Antworteinsatzes“ der 
toxischen Waffe und anderer Arten von Chemiewaffen für zulässig. 
Gemäß dem Befehl № 11850 des Präsidenten der USA, Gerald Ford, 1975, 
ist den amerikanischen Streitkräften erlaubt, „nichttödliche“23 toxische 
Waffen und andere Chemiewaffenarten als Methode der Kampfführung 
anzuwenden. Es versteht sich, dass den Grad der „Nichttödlichkeit“ die 
US-Militärführung in solchen Fällen selbstständig bestimmt. 
Dies alles schafft in der Gesamtheit ein überaus alarmierendes Bild rund 
um die „Einhaltung“ der BWU/CWU-Verpflichtungen seitens der USA. 
 
                                                          
21
 Alekseyevka – Ort nahe der Hauptstadt Tbilissi; wichtiger Flugplatz der Luftstreitkräfte. 
22
 Fort Detrick in Frederick, Maryland, mit dem United States Army Medical Research Institute 
of Infectious Diseases (USAMRIID) und der National Interagency Confederation for Biological 
Research sowie zukünftig dem National Interagency Biodefense Campus. 
23
 Nichttödliche oder nichtletale oder weniger als letale Waffen, sollen Personen vertreiben, 
aktionsunfähig machen, jedoch nicht töten. 
●  (engl.) non-lethal weapon or less-(than-)lethal weapon. 
●  (russ.) нелетальное оружие.  
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Diese Gesetze stellen klar, dass unter anderem die Entwicklung und Herstellung 
einer biologischen oder chemischen Waffe nach US-Recht verboten ist und dass 
jede Verletzung dieser Gesetze mit Strafen von Geld- bis zu Freiheitsstrafen 
geahndet wird. Keine Patentgenehmigung verleiht die Befugnis, Aktivitäten 
durchzuführen, die diesen klaren Regeln zuwiderlaufen – oder könnte dies tun. 
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7. Erfüllung der Verpflichtungen der USA aus der Übereinkunft über 
das Verbot chemischer Waffen (CWÜ, 1993)24 
Schon lange wird in den Jahresberichten des US-Außenministeriums ver-
sucht, die Vollständigkeit der russischen Meldung gemäß Artikel III der 
Übereinkunft über das Verbot von Chemiewaffen (CWÜ) zu bestreiten und 
damit Zweifel zu streuen an der Kompetenz und der verdienten Autorität 
der OVCW25 als effektive und erfolgreiche internationale Struktur auf dem 
Gebiet der Abrüstung und Nichtverbreitung von Massenvernichtungs-
waffen (MVW). Anders als Washington erhebt Russland gegenüber dem 
OVCW keine Forderungen. 
Es wäre zu erwarten, dass die USA verantwortungsbewusster an Fragen 
der Nutzung von Chemiewaffen durch die nichtstaatlichen Akteure in der 
Nahost-Region herangehen. Aber dazu muss einfach in dem Rahmen der 
übernommenen Verpflichtungen aus den Resolutionen des VN-Sicher-
heitsrates № 2118, 2209 und 2235 gehandelt werden. Dem Sicherheitsrat 
müssen die Beweise mitgeteilt werden zu den Verbrechen des IS und 
anderer terroristischer Gruppierungen im irakischen Kurdistan, die in den 
Jahren 2015–2016 Giftstoffe von amerikanischen Militärs unmittelbar an 
den Einsatzorten erhielten. 
Es könnte auch nicht schaden, sich auf dem Stützpunkt26 der syrischen 
Luftstreitkräfte Al-Schairat bekanntzumachen mit den „unwiderlegbaren“ 
Beweisen einer Vorratslagerung von Chemiewaffen, die angeblich beim 
Luftschlag auf eine Ortschaft eingesetzt wurden.  
                                                          
24
 CWÜ – Übereinkommen über das Verbot der Entwicklung, Herstellung, Lagerung und des 
Einsatzes chemischer Waffen und über die Vernichtung solcher Waffen, unterzeichnet am 
13.01.1993 in Paris, in Kraft seit 29.04.1997, bisher 192 Unterzeichner-Staaten. 
Siehe Volltext, dt., abgerufen am 26.06.2017, unter: 
http://www.auswaertiges-amt.de/cae/servlet/contentblob/349352/publicationFile/4142/CWUE.pdf   
●  (engl.)  Convention on the Prohibition of the Developement, Production, Stockpiling and Use of 
Chemical Weapons and their Destruction, CWC; 
●  (russ.) Конвенция о запрещении разработки, производства, накопления и применения 
химического оружия и о его уничтожении, КЗХО. 
25
 OVCW – Organisation für das Verbot chemischer Waffen, seit 1997 in Den Haag (NL).  
26
 Den syrischen Luftstützpunkt trafen am 6./7. April 2017 Dutzende US-Marschflugkörper als 
„Vergeltungsschlag“ für den syrischen Luftschlag am 4. April 2017 auf Dschihadisten-Objekte 
in Chan Scheichun, wo später Giftstoff-Geschädigte geborgen worden waren. 
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Übereinkommen über das Verbot 
der Entwicklung, Herstellung, Lagerung und des Einsatzes 
chemischer Waffen und über die Vernichtung solcher Waffen 
(Chemiewaffenübereinkommen oder CWÜ) 
Die Vereinigten Staaten haben eine bis ins Letzte vollständige Erklärung über ihre 
chemischen Waffen (CW) und die damit verbundenen CW-Einrichtungen erteilt 
und arbeiten weiterhin an der Vervollständigung der Vernichtung der CW und der 
damit verbundenen CW-Einrichtungen im Einklang mit ihren CWC-Verpflich-
tungen. Der Beschluss der CWC-Vertragsstaatenkonferenz (CSP) bezüglich der 
„Endgültig verlängerten Fristen vom 29. April 2012“ verpflichtet die Vereinigten 
Staaten, auf jeder regulären Tagung des Exekutivrats (EC) der Organisation für 
das Verbot chemischer Waffen (OPCW) über Fortschritte bei der vollständigen 
Vernichtung der verbleibenden Bestände zu berichten. Die Vereinigten Staaten 
erstatten jährlich Bericht zu jeder regulären Tagung des Exekutivrats und an die 
CSP und informieren darüber, welche Fortschritte die USA auf dem Weg zur 
vollständigen Vernichtung erzielt haben. 
Die ursprüngliche Frist, 2012, konnte nicht eingehalten werden, weil Änderungen 
im US-Recht weitere Forschungen und Entwicklungen im Bereich alternativer 
Vernichtungsmethoden für chemische Waffen erforderten – anders als bisherige 
Regelungen nur für Transport und Verbrennung. 
Die Vereinigten Staaten haben die Vernichtung ihrer Chemiewaffen Kategorie 2 
und 3 abgeschlossen und mehr als 93 Prozent ihres Chemiewaffenbestands der 
Kategorie 1 vernichtet. Es gibt zwei CW-Vernichtungsanlagen, eine in Pueblo, 
Colorado, und eine in Blue Grass ( Kentucky), die die Vernichtung des restlichen 
Lagerbestands bis spätestens 31. Dezember 2023 abschließen sollen. An beiden 
Standorten wird Neutralisierung als primäre Vernichtungstechnologie eingesetzt. 
Zusätzlich werden Technologien zur Sprengstoffvernichtung eingesetzt, um die 
Sicherheit zu erhöhen und zugleich die Vernichtungspläne an beiden Standorten 
zu beschleunigen. 
Die Vereinigten Staaten sind nach wie vor fest entschlossen, ihren gesamten 
Lagerbestand vollständig zu vernichten, im Einklang mit den Vorgaben des 
Übereinkommens in Bezug auf öffentliche Sicherheit, Umweltschutz und 
internationale Transparenz und Aufsicht. 
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Chan Scheichun gibt zu verstehen, warum Washington im Zusammen-
hang mit dem mutmaßlichen Chemievorkommnis in der syrischen 
Provinz Idlib in Verletzung des Völkerrechts handelte.  
Mehr noch, die Amerikaner und ihre Verbündeten blockierten die An-
nahme eines von Russland und dem Iran vorgelegten Beschlusses durch 
den Exekutivrat der OVCW, der die unverzügliche Durchführung einer 
sorgfältigen und unvoreingenommenen Ermittlung am Ort des Chemie-
vorkommnisses in Chan-Scheichun vorsah, verbunden mit einem Inspek-
tionsbesuch durch OVCW-Vertreter auf dem Luftstützpunkt Al-Schairat.  
Entsprechend der offiziell bestätigten Information des US-Verteidigungs-
ministeriums wurden während der Besetzung des irakischen Territoriums 
(2003–2009) durch Koalitionstruppen ca. 5.000 verschiedene chemische 
Munitionskörper entdeckt, die in der Regierungszeit Saddam-Husseins 
hergestellt worden waren. Darunter war an die örtliche Bevölkerung 
verkaufte Munition. An die CWÜ-Organisation machten die USA zu 
ihrem Handeln keine Mitteilung gemäß den Forderungen des CWÜ. Sie 
führten im Irak die Vernichtung ohne notwendige Verifikation durch 
sowie mittels der für Menschen und die Umwelt nicht ungefährlichen 
Methode „Sprengen unter freiem Himmel“. (Es gibt Fakten über geschä-
digte amerikanische Militärangehörige). 
Verwunderung ruft in dem Zusammenhang die negative amerikanische 
Reaktion hervor, die den mehrfachen russischen Appellen folgte, doch 
den Zugang zu den Archiven des Technischen Sekretariates der OCVW, 
unter Verweis auf Pkt. 2 Artikel IX CWÜ, bezüglich dieser Frage zu 
gewähren. Wir gehen davon aus, dass unser Verlangen noch positiv 
entschieden wird. 
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Die Vereinigten Staaten kommen auch ihren CWÜ-Verpflichtungen in Bezug auf 
kommerzielle Aktivitäten nach. Die US-CWC-Bestimmungen (15 CFR § 710 ff.) 
schreiben vor, dass kommerzielle Einrichtungen, die die vom CWÜ festgelegten 
Aktivitätsschwellenwerte überschreiten, jährliche Erklärungen, Notifikationen 
und andere Berichte, auch über vergangene und voraussichtliche Aktivitäten, 
abgeben und eine systematische und routinemäßige Überprüfung durch Inspek-
tionen der gemeldeten kommerziellen Einrichtungen vor Ort ermöglichen müssen. 
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Beim CWÜ-Beitritt wurden seitens der USA keinerlei Vorbehalte erklärt. 
Jedoch fixierte der Senat des US-Kongresses in Ratifikationsdokumenten 
eine Reihe Bedingungen, die aus Sicht der Erfüllung der CWÜ-Verpflich-
tungen durch die USA überaus widersprüchlichen Charakter tragen. 
So sind der Präsident und die US-Administration verpflichtet, im Fall der 
Verletzung der CÜW-Forderungen tätig zu werden, insbesondere: 
○  die Grenzausfuhr von beliebigen, in den USA zusammengetragenen, 
chemischen Proben zu verbieten; 
○  Einschränkungen bei der Möglichkeit der Durchführung von Inspek-
tionen durch Experten der OVCW in den USA aufzuerlegen, betreffend 
die Aufdeckung verbotener Tätigkeit nach CWÜ auf Anforderung 
anderer Teilnehmerstaaten; 
○  Fortgeltung für die Executive Order27 des US-Präsidenten № 11850 
vom 8. April 1975 zu sichern. Diese erlaubt in bestimmten Situationen 
und für militärische Zwecke (verboten nach Artikel I CWÜ) den Einsatz 
chemischer Mittel, die zur Unruhebekämpfung bestimmt sind. 
Die USA halten weiter am Vorbehalt zum Genfer Protokoll von 192528 fest 
und sehen die Möglichkeit eines „Antworteinsatzes“ der Chemiewaffe mit 
letaler und handlungsunfähig machender (außer Gefecht setzender) 
Wirkung vor, was ebenso nach Artikel I CWÜ verboten ist. 
 
                                                          
27
 Die Executive Order ist ein Dekret, erlassen durch den Präsidenten der Vereinigten Staaten 
oder den Gouverneur eines US-Bundesstaates. Da weder Verfassung noch Bundesgesetze 
Bestimmungen zu Executive Orders enthalten, gelten diese daher als ein Element der  
formlosen Rechtspraxis. 
28
 Genfer Protokoll – Protokoll über das Verbot der Verwendung von erstickenden, giftigen oder 
ähnlichen Gasen sowie von bakteriologischen Mitteln im Kriege; unterzeichnet am 17. Juni 1925 
in Genf (CH), bisher 137 Vertragsparteien (2009). 
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Genfer Protokoll von 1925 über das Verbot der Verwendung 
von erstickenden, giftigen oder anderen Gasen und 
von bakteriologischen Methoden der Kriegsführung im Krieg 
Alle Aktivitäten der USA während des Berichtszeitraums standen im Einklang mit den 
im Genfer Protokoll von 1925 festgelegten Verpflichtungen. 
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8. Einhaltung des Wiener Dokumentes (2011)29 
Beim Bewerten der Einhaltung der Verpflichtungen des Wiener Dokuments 
über vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen (WD 2011), wiederholen 
die USA, zu unserem Bedauern, regelmäßig Beschuldigungen an Russland 
über „selektive Erfüllung“ und „unzureichende Transparenz“. 
Die Forderungen der USA zum WD-2011 laufen hinaus auf das Feststellen 
gewisser seit 2014 vorgetragener Besorgnisse der USA in Verbindung mit 
der „WD-2011-Erfüllung durch Russland, davon bezüglich der Ukraine.“ 
Die USA und die Nato-Länder diskreditieren ernsthaft die Rolle des WD-
2011 als Instrument zur objektiven Kontrolle der militärischen Aktivität 
der OSZE-Teilnehmerstaaten, wenn sie Russland „der Bewaffnung und 
Ausbildung der Separatisten in der Ostukraine sowie der gemeinsam mit 
ihnen geführten Gefechtshandlungen“ beschuldigen. Dabei ist es nötig, 
erneut auf das Offensichtliche zu verweisen: die RF ist nicht Partei des 
inneren Konfliktes in der Ukraine. 
Was die sich wiederholende, auf das WD-2011 bezogene Beschuldigung 
über eine „Okkupation“ und „Annexion“ der Krim sowie die dortige 
Truppenstationierung „ohne Abstimmung mit der Empfangsseite“ an-
geht, ist die Wiedervereinigung der Halbinsel mit Russland das Resultat 
einer freien Willensentscheidung der multinationalen Bevölkerung. Die 
Frage zum jetzigen Status der Republik Krim und der Stadt Sewastopol ist 
entschieden. Der Status unterliegt keiner Revision. Dem-nach ist Russland 
frei bei der Unterbringung beliebiger eigener Truppen und Militärtechnik 
auf eigenem Territorium. Die Versuche, das Krim-Territorium im Rahmen 
der Ukraine-Inspektion zu kontrollieren, sind provokatorisch und vergeb-
lich. Sicher ist Russland bereit, Inspektionsgruppen, Beobachter- und 
Bewertungsgruppen auf der Krim zu empfangen, wenn Anfragen entspre-
chend dem WD-2011 an Russland gerichtet werden. 
Übrigens hat Kiew selbst bis jetzt die Pflichten aus WD-2011 bezüglich der 
militärischen Aktivitäten seiner Truppen im Donbass nicht erfüllt. Jedoch 
wird darüber  im Jahresbericht des US-Außenministeriums nichts gesagt. 
                                                          
29
 Wiener Dokument über vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen (VSBM), 
ein Dokument der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE), 
unterzeichnet 2011 in Wien. 
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Wiener Dokument (WD-2011) 
über vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen 
Im Teil I des US-Berichts zu diesem Punkt keine Angaben. 
Im Teil VI des US-Berichts zur Russischen Föderation folgende Angaben. (sh. S. 156) 
Erkenntnisse 
Die Vereinigten Staaten beurteilen, dass die selektive Umsetzung einiger Fest-
legungen von WD-2011 durch die Russische Föderation (Russland) und der 
daraus resultierende Verlust an Transparenz über die militärischen Aktivitäten 
Russlands die Wirksamkeit des VSBM-Regimes eingeschränkt hat und äußern 
Bedenken zu Russlands Bereitschaft, die Transparenz über seine Streitkräfte 
herzustellen. 
Russlands fortgesetzte Besetzung und versuchte Annexion der Krim, die Teil des 
souveränen Territoriums der Ukraine bleibt, sowie seine Bewaffnung, Ausbildung 
und Kampfhandlungen an der Seite regierungsfeindlicher Kräfte im Osten der 
Ukraine stehen im Widerspruch zu den Absätzen 2 und 3 von WD-2011, in denen 
die Teilnehmerstaaten die fortdauernde Gültigkeit der in der Schlussakte von 
Helsinki und im Dokument der Stockholmer Konferenz enthaltenen 
Verpflichtungen zum Verzicht auf die Androhung oder Anwendung von Gewalt 
betonen, wie sie im Lichte der Charta von Paris und der Europäischen 
Sicherheitscharta gesehen werden. 
In seinen WD-2011-Daten zum 1. Januar 2019 hat Russland erneut keine 
Angaben zu seinen Streitkräften in den von Russland besetzten georgischen 
Gebieten Abchasien und Südossetien gemacht. Ebenso versäumte es, in seinen 
Daten zum 1. Januar 2019 Angaben zu zwei russischen Einheiten in Kursk 
(Russland) und auf der Krim (Ukraine) zu machen.
30
 
In Bezug auf die Meldung wichtiger Waffen und Ausrüstungen in seinen WD-
2011-Daten versäumte es Russland, über zwei Typen von Kampfflugzeugen und 
einen Hubschraubertyp zu berichten, die bei Einheiten in der WD-2011-Anwen-
dungszone eingesetzt waren. Russland schloss auch weiter in unzulässiger Weise 
das gepanzerte Gefechtsfahrzeug BRM-1K aus seiner Berichterstattung aus. 
 
                                                          
30
  Seither hat Russland diese beiden zuvor ausgelassenen Einheiten in seinem jährlichen Austausch 
militärischer Informationen vom 15. Dezember 2019 mit Wirkung vom 1. Januar 2020 für nichtig 
erklärt. Diese Informationen werden im Bericht des nächsten Jahres wiedergegeben werden. 
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Im Zusammenhang mit den Vorwürfen an unsere Adresse bezüglich des 
Nichtbereitstellens von Informationen über Militärstützpunkte der Streit-
kräfte der RF, die auf Territorien von Abchasien und Südossetien liegen, 
ist anzumerken, dass diese souveränen Staaten keine OSZE-Teilnehmer 
sind, und deshalb nicht zur im WD-2011 festgelegten Anwendungszone 
für vertrauensbildende Maßnahmen [VSBM] gehören. Die amerikanischen 
Spezialisten, die den betreffenden Artikel im Jahresbericht des US-Außen-
ministeriums vorbereitet haben, sind unzweifelhaft gut informiert dazu. 
Sie wissen selbstverständlich Bescheid, dass die genannte Information von 
Russland doch bereitgestellt wird, allerdings in Verbindung mit OSZE-
Dokument – Allgemeiner Austausch von militärischen Informationen. 
Im Jahr 2016, wie auch früher, richtete Russland an die OSZE-Teilnehmer-
Staaten, einschließlich an die USA, mehrfach freiwillige Mitteilungen mit 
den ausführlichen Parametern stattfindender außerplanmäßiger Überprü-
fungen. Verständlich, dass darin nur jene Kräfte aufgeführt wurden, die 
unter die Bestimmungen des WD-2011 fallen. Charakteristisch ist, dass im 
zurückliegenden Jahr in dem Verlauf der von OSZE-Teilnehmer-Staaten 
geführten Inspektionen zum WD-2011 weder „ungewöhnliche“ noch 
„ungeplante“ militärische Aktivität, noch eine Überschreitung von Para-
metern bei angemeldeter militärischer Aktivität der Streitkräfte festgestellt 
wurden. Daher sind Andeutungen im Jahresbericht des US-Außenministe-
riums zur möglichen Überschreitungen im Verlauf überraschender Über-
prüfungen haltlos. 
Einige Worte aus Anlass der im Jahresbericht erwähnten hauptsächlichen 
russischen Waffensysteme und Militärtechnik (freilich dort unter dem 
Vorwurf: wir haben Angaben „verborgen“). Wie schon mehrfach unseren 
Partnern aufgezeigt, gehört das gepanzerte Fahrzeug BRM-1K mit seinen 
Charakteristika nicht in eine der Kategorien, bei denen eine Information 
nach WD-2011 gegeben werden muss.  
Und das Kampfflugzeug Su-30SM und der Kampfhubschrauber Ka-52 
sind noch nicht in die Bewaffnung aufgenommen worden.  
 
Bericht des US-Außenministeriums vom Juni 2020 (sh. S. 156)   
 dgksp-diskussionspapiere, Juli 2020 46 
Schließlich warf das Versäumnis Russlands, rechtzeitig über den tödlichen 
Nuklearunfall mit dem nuklearbetriebenen Marschflugkörper „Skyfall“31 zu 
informieren, der sich im August 2019 in der Nähe von Nenoksa (Russland), 
ereignete, Fragen hinsichtlich der Verpflichtung zu den WD-2011-Absätzen über 
Zusammenarbeit bei gefährlichen Zwischenfällen militärischer Art auf. 
Verhalten, das Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Einhaltung gibt 
Russlands andauernde Besetzung und versuchte Annexion der Krim im Jahr 2019 
sowie seine fortgesetzte Bewaffnung, Ausbildung, Kampfhandlungen an der Seite 
regierungsfeindlicher Kräfte im Osten der Ukraine stehen im Wider-spruch zur 
Schlussakte von Helsinki und anderen einschlägigen Dokumenten. 
In seinen WD-2011-Daten vom 1. Januar 2019 hat Russland erneut versäumt, 
Angaben zu seinen Streitkräften in den von Russland besetzten georgischen 
Regionen Abchasien und Südossetien zu machen. Es hat weder über solche 
Streitkräfte an normalen Garnisonsstandorten in Russland berichtet, wie es dies 
von 2008 bis 2011 getan hatte, noch hat es die normalen Garnisonsstand-orte der 
Streitkräfte in den georgischen Regionen Abchasien und Südossetien angegeben. 
In den WD-2011-Daten vom 1. Januar 2019 versäumte Russland auch, ein 
Regiment der Luftstreitkräfte auf dem Flugplatz Kursk zu melden, das im 
Dezember 2017 angezeigt war, aber in Daten zum Wiener Dokument, die im 
Dezember 2018 vorgelegt wurden, ausgelassen wurde. Es versäumte, eine 




Russland versäumte es, drei Flugzeugtypen – das Kampfflugzeug Su-35S, das 
Mehrzweck-Kampfflugzeug Su-30SM und den Kampfhubschrauber Ka-52 – ab 
1. Januar 2019 in seine WD-2011-Daten aufzunehmen, obwohl diese Flug-zeuge 
der WD-2011-Meldepflicht unterliegen und seit mindestens 2017 den aktiven 
Einheiten in der WD-2011-Anwendungszone zugewiesen sind. Außer-dem setzte 
Russland in unzulässiger Weise seine Praxis fort, das gepanzerte 
Gefechtsfahrzeug BRM-1K von der Meldepflicht auszuschließen. Russland 
meldete das BRM-1K als ein gepanzertes Gefechtsfahrzeug mit ähnlichem 
Aussehen in seinen Daten vom Januar 2005 und Januar 2006, hat es aber seit-dem 
nicht mehr gemeldet, obwohl das Fahrzeug weiterhin in der WD-2011-
Anwendungszone eingesetzt wird. 
                                                          
31
  „Skyfall“, NATO-Codename SSC-X-9, ist ein strategischer Marschflugkörper 9M730 aus 
Russlands Produktion, benannt mit „Burewestnik“(ru. Буревестник, dt. „Sturmvogel“); d. Ü. 
32
  Siehe Fußnote 29. 
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Was die beiden militärischen Diensteinheiten betrifft, die in der russischen 
Information zum WD-2011 nicht genannt sind, so müssen diese dort nicht 
aufgeführt werden, weil sie nicht den Kriterien aus Punkt 10 des WD-2011 
entsprechen.33 
Washington verbreitet Klagen über einen „Widerwillen“ Russlands, an 
der Erneuerung des gesamteuropäischen Systems für die VSBM teilzu-
nehmen. Unter Verstärkung des gewaltsamen Drucks auf Russland wird 
uns gleichzeitig vorgeschlagen, den Weg einer „wesentlichen Moderni-
sierung“ des VSBM-Regimes nach WD-2011 zu gehen. Diese Moderni-
sierung soll nach dem Verständnis der USA und ihrer Verbündeten zum 
Ziel haben, einseitig die Transparenz unserer Streitkräfte zu erhöhen und 
in einigen Fällen die Tätigkeitsgrundlage der OSZE zu unterhöhlen – das 
Konsensprinzip bei der Beschlussfassung.  
Jedoch lassen sich Transparenzmaßnahmen nicht ausbauen unter Bedin-
gungen der Konfrontation, Sanktionspolitik und Abkehr von militärischer 
Zusammenarbeit. Der Kurs auf die „Abschreckung“ Russlands untergräbt 
die Basis für eine Gesprächsführung zur Erneuerung des WD-2011. 
Wir sind der Ansicht, dass der im WD-2011 vorgesehene Mechanismus 
die notwendige Information über die Streitkräfte der OSZE-Teilnehmer-
Staaten sicherstellt und in der gegenwärtigen Etappe den Tatsachen auf 
dem Gebiet der europäischen Sicherheit entspricht.  
                                                          
33
 Wiener Dokument 2011 definiert die Meldeobjekte in Fußnoten zu Pkt. 10 wie folgt: 
●  Truppenformationen – Armeen, Korps, Divisionen und gleichwertige Verbände. 
●  Truppenteile – Brigaden, Regimenter und gleichwertige Verbände.  
●  Kampftruppenteile –  Infanterie-, Panzer-, mechanisierte, motorisierte Schützen-, Artillerie-, 
Pionier-,  Heeresfliegertruppenteile, einschließlich luftbewegliche oder Luftlandekräfte. 
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Schließlich hat Russland nach dem tödlichen Nuklearunfall mit dem nuklear-
betriebenen Marschflugkörper „Skyfall“, der sich im August 2019 in der Nähe 
von Nenoksa (Russland) ereignete, anderen Teilnehmerstaaten nicht, wie in WD-
2011, Kapitel III, Absätze 17 und 17.2, gefordert, Bericht erstattet oder 
Information über den gefährlichen Zwischenfall militärischer Art übermittelt. 
 
Im Teil VI des US-Berichts dazu keine weiteren Angaben. 
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Im jüngsten Jahresbericht, wie vordem, schweigen die USA „bescheiden“ 
über vielzählige Probleme bei der Erfüllung des WD-2011, die sowohl sie 
selbst als auch ihre Verbündeten haben. So weigerten sich begleitende 
Vertreter eines amerikanischen Truppenteils, im Verlaufe der Inspektion 
in Deutschland am 19. Januar 2016 den Widerspruch zwischen erklärter 
und tatsächlicher Anzahl an Bewaffnung zu erläutern. Dem Geist der 
Offenheit und den Buchstaben des WD-2011 entsprach auch nicht ein 
ähnliches Verhalten der begleitenden polnischen Vertreter im Verlauf der 
Inspektion vom 6. bis 9. Juni 2016. 
Russischen Inspektionsgruppen wurde viermal im Laufe eines Jahres die 
Möglichkeit verwehrt, den Verlauf von Übungen der Nato-Länder zu 
beobachten, weil die Termine für deren Durchführung ohne irgendeine 
Benachrichtigung verändert wurden 
  
Bericht des US-Außenministeriums vom Juni 2020 (Auszug)   
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Im Teil I und VI des US-Berichts dazu keine weiteren Angaben. 
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9. Probleme des Vertrages über konventionelle Streitkräfte in Europa 
(KSE-Vertrag, 1990)34 
Da die Autoren des Jahresberichtes des US-Außenministeriums erneut die 
Aussetzung der KSE-Vertragsteilnahme durch Russland erwähnen und 
das als „Verletzung“ der Vertragsverpflichtungen hinstellen, ist unbedingt 
an Folgendes zu erinnern. 
Die USA und ihre Verbündeten übergingen mehrfach die begrenzenden 
Bestimmungen des KSE-Vertrages zugunsten einer Nato-Erweiterung. Sie 
entzogen sich dabei auf jede mögliche Art und Weise einer Erneuerung 
des Systems der konventionellen Rüstungskontrolle in Europa [SKRE], die 
von Russland im Zusammenhang mit neuen militärpolitischen Realitäten 
auf dem Kontinent vorgeschlagen wurde. Die beste Bestätigung dafür ist 
ihre Abkehr von der Ratifizierung der Anpassungsvereinbarung zum 
KSE-Vertrag.35 
Erst nachdem Russland die KSE-Vertragsgeltung aussetzte, begannen die 
USA und ihre Verbündeten notgedrungen davon zu sprechen, dass mit 
„Notwendigkeit, die Frage des weiteren Schicksals des SKRE zu lösen“ 
sei. Jedoch ihre Versuche, den Dialog zu diesen Problemen als Hebel zur 
Druckausübung auf Russland zu nutzen, führten im Endeffekt zu dessen 
Einfrieren. 
Obwohl die USA und die NATO in Worten die Treue zur „Erhaltung, zur 
Stärkung und Modernisierung des Systems konventioneller Rüstungs-
kontrolle in Europa [SKRE]“ ausdrücken, nahmen sie in zurückliegenden 
Jahren erneut Kurs auf die „Abschreckung“ Russlands und eine weitere 
Veränderung der Kräftebalance zu ihren Gunsten in der europäischen 
Region, darunter in unmittelbarer Nähe zu den russischen Grenzen. 
 
                                                          
34
 Vertrag über konventionelle Streitkräfte in Europa, KSE-Vertrag, 1990 geschlossen zwischen den 
damaligen Mitgliedstaaten der NATO und des Warschauer Vertrages. 
●  (engl.) Conventional Forces in Europe Treaty, CFE. 
 ●  (russ.) Договоп об обычных вооруженных силах в Европе, ДОВСЕ. 
35
 Übereinkommen zur Anpassung des KSE-Vertrages vom 19. November 1999. 
Siehe: Abgerufen am 25. Juni 2017 unter URL: 
http://www.auswaertiges-amt.de/cae/servlet/contentblob/349220/publicationFile/4112/ KSE-UE-Anpassung.pdf 
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Vertrag über Konventionelle Streitkräfte in Europa (KSE) 
Alle Aktivitäten der USA während des Berichtszeitraums standen im Einklang mit 
den Verpflichtungen, die im Vertrag über Konventionelle Streitkräfte in Europa 
(KSE) festgelegt sind. 
Die Vereinigten Staaten führen weiterhin Gegenmaßnahmen gegenüber der 
Russischen Föderation durch, insbesondere die Beendigung der Umsetzung 
bestimmter Verpflichtungen aus dem KSE-Vertrag (Notifikationen, Daten-
austausch und Inspektionen) als Reaktion auf die fortgesetzte Verletzung der 
Verpflichtungen Russlands gegenüber den Vereinigten Staaten im Rahmen des 
KSE-Vertrags. Diese Maßnahmen wurden eng mit den NATO-Bündnispartnern 
koordiniert, die ähnliche Schritte auch in ihren jeweiligen nationalen Kapazitäten 
fortsetzten. Russland hat diese Aktion nicht angefochten. Die Vereinigten Staaten 
kommen weiterhin ihren Verpflichtungen aus dem KSE-Vertrag gegenüber allen 
anderen Vertragsstaaten nach. 
Im Teil VI des US-Berichts dazu folgende weiteren Angaben. (sh. S. 169) 
Im Jahr 2007 „suspendierte“ Russland seine Umsetzung des Vertrags, den die 
Vereinigten Staaten weder nach Vertrag noch nach dem Völkergewohnheits-recht 
als rechtlich verfügbar ansehen.
36
 Seit seiner „Aussetzung“ hat Russland weiter 
seine Vertragspflichten verletzt und deutlich gemacht, dass es die Umsetzung des 
Vertrags nicht wieder aufnehmen wird. Darüber hinaus wurde die Stationierung 
von Truppen Russlands auf den Territorien Georgiens, der Republik Moldau und 
der Ukraine ohne Zustimmung des Gastlandes bis 2019 fortgesetzt. ● 
 
                                                          
36
  In diesem Bericht wird das Vorgehen Russlands als Suspendierung der Vertragsumsetzung, 
als eine Entscheidung zum Suspendieren der Befolgung der Vertragsverpflichtungen durch 
Russland oder als „Aussetzung“ in Anführungszeichen bezeichnet, da das Vorgehen Russlands 
weder nach Vertrag noch nach Völkergewohnheitsrecht als eine rechtlich verfügbare Option 
angesehen wird. 
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Die USA versuchen, im Zusammenhang mit der Volumensteigerung bei 
schwerer Bewaffnung und Militärtechnik in Truppenteilen und in euro-
päischen Lagern der vorgeschobenen Nato-Basierung, die Bestimmungen 
der NATO-Russland-Grundakte37 zum Begriff „wesentliche Kampftruppen“ 
flexibel auszulegen.  
Das ist de-facto ein gefährliches Balancieren an der Grenze zur Verletzung 
dieses wichtigen Dokumentes. 
Unter Berücksichtigung dieser Umstände ist eine Rückkehr zum Thema 
der Erfüllung eines längst hoffnungslos veralteten KSE-Vertrages nicht 
sinnvoll. 
Was die Perspektiven zur Ausarbeitung eines neuen KSE-Regimes auf den 
Prinzipien der gleichen und unteilbaren Sicherheit sowie des Ausgleichs 
von Rechten und Pflichten angeht, so können diese nur betrachtet werden 
im Kontext einer Abkehr der Nato-Partner von Maßnahmen militärischer 
„Abschreckung“ Russlands in Europa und einer Normalisierung der 
Beziehungen mit der RF, auch im Bereich militärischer Zusammenarbeit. 
 
 
Im Kommentar des Außenministeriums Russlands keine Angaben zu NEW START. 
 
                                                          
37
 NATO-Russland-Grundakte - Grundakte über Gegenseitige Beziehungen, Zusammenarbeit und 
Sicherheit zwischen der Nordatlantikvertrags-Organisation und der Russischen Föderation, 
unterzeichnet am 27. Mai 1997 in Paris. Siehe, dt. Text, abgerufen 25.06.2017: 
http://www.nato.diplo.de/contentblob/1940894/Daten/189459/1997_05_Paris_DownlDat.pdf  
●  (engl.) NATO-Russia Founding Act of 1997; 
●  (russ.) Основополагающий акт о взаимных отношениях, сотрудничестве и безопасности 
между Российской Федерацией и Организацией североатланти-ческого договора.  
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Vertrag zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und 
der Russischen Föderation über Maßnahmen zur weiteren Reduzierung und 
Begrenzung strategischer Offensivwaffen 
(New START oder NST) 
Alle US-Aktivitäten während des Berichtszeitraums standen im Einklang mit den 
in New START (NST) festgelegten Verpflichtungen. 
Die US-Konversionsverfahren für schwere B-52H-Bomber und Trident-II-SLBM-
Trägermittel stehen voll und ganz im Einklang mit den Vertragsbestimmungen. 
Die Vereinigten Staaten sind ihren vertraglichen Verpflichtungen nachgekommen, 
diese Gegenstände aus der Rechenschaftspflicht zu entlassen. 
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10. Verpflichtungen der USA aus dem Vertrag 
 über den Offenen Himmel (Open Skies, 1992)38 
Die amerikanische Seite reproduziert nicht zum ersten Mal an die Adresse 
Russlands eine Ansammlung von schablonenhaften Anschuldigungen 
über die angebliche Nichteinhaltung beim Vertrag über den Offenen Himmel 
(OH-Vertrag). Zu diesen Einwänden gaben wir mehrfach erschöpfende 
Antworten, sowohl vor der Beratungskommission39 des OH-Vertrages als 
auch in den Kommentaren im Zusammenhang mit früheren Berichten des 
US-Außenministeriums. 
Wir sind gezwungen, wie üblich daran zu erinnern, dass die Begrenzung 
der maximalen Flugstrecke über dem Kaliningrader Gebiet in Überein-
stimmung mit den OH-Vertragsfestlegungen und den Beschlüssen der 
Beratungskommission eingeführt wurde. Dieses Regime gewährleistet 
eine gleiche Beobachtungseffektivität, wie auch bei Flügen über übrigen 
Teilen des Territoriums der RF sowie über den Territorien der Nachbar-
staaten (Polen, Litauen, Lettland, Estland). 
Die Begrenzungen für Flüge nach OH-Vertrag unweit der Grenzen zu den 
unabhängigen Staaten Abchasien und Südossetien wurden vertragsgemäß 
eingerichtet. Dort ist vorgesehen, dass Beobachtungsflüge nicht näher als 
10 km an die Grenzen zu Nichtteilnehmer-Staaten heranführen dürfen. 
 
                                                          
38
 OH-Vertrag - Vertrag über den Offenen Himmel, unterzeichnet am 24. März 1992 in Helsinki von 
27 KSZE-Staaten (der NATO und des Warschauer Vertrages), inkraft ab 1. Januar 2002, aktuell 34 
Vertragsstaaten; Anwendung umfasst die Hoheitsgebiete von Vancouver bis Wladiwostok.  
Siehe dt. Volltext, abgerufen am 25.06.2017, unter URL 
http://www.auswaertiges-amt.de/cae/servlet/contentblob/349204/publicationFile/4109/ OH-Vertrag.pdf ;  
 ●  (engl.) Treaty on open skies, Siehe engl. Volltext, unter: http://www.auswaertiges-
amt.de/cae/servlet/contentblob/349206/publicationFile/4110/OH-Treaty.pdf 
 ●  (russ.) Договор по открытому небу, ДОН. Siehe russ. Volltext,  unter: 
https://www.mid.ru/obsie-voprosy-mezdunarodnoj-bezopasnosti-i-kontrola-nad-vooruzeniami/-
/asset_publisher/6sN03cZTYZOC/content/id/1137767; abgerufen am 25.06.2017. 
39
 Beratungskommission des OH-Vertrages, mit Sitz in Wien; Zusammenarbeit mit dem 
nationalen Zentrum für Verifikationsaufgaben der Bundeswehr (ZVBw), Geilenkirchen. 
●  (engl.) Open Skies Consultative Commission, OSCC; 
●  (russ.) Консулътативная комиссия по открытому небу, ККОН. 
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Vertrag über den Offenen Himmel (OST) 
Alle Aktivitäten der USA während des Berichtszeitraums standen im Einklang mit 
den im Vertrag über den Offenen Himmel (OST) niedergelegten Verpflichtungen. 
Im Teil VI des US-Berichts dazu folgende weiteren Angaben. (sh. S. 149) 
Erkenntnisse 
Im Jahr 2019 vertraten die Vereinigten Staaten weiterhin die Auffassung, dass 
Russland den Vertrag über den Offenen Himmel (OST) in zweierlei Hinsicht 
verletzt habe, und ermittelten auch eine neue Verletzung. Konkret verstieß 
Russland 2019 in folgenden Punkten gegen den Vertrag: 
1) Abschnitt III von Anhang A des Vertrags und Beschluss 3/04 der 
Beratungskommission „Offener Himmel“ (OSCC) – zur Auferlegung und 
Durchsetzung eines Limits von 500 km über dem Gebiet Kaliningrad für alle 
Flüge, die von dem Flugplatz „Kubinka Open Skies“ [Kubinka-OS] beginnen.  
2) Artikel VI des Vertrags – über die Verweigerung des Zugangs zu Flügen zur 
Beobachtung innerhalb eines 10 Kilometer breiten Korridors entlang der 
Grenze Russlands zu georgischen Regionen Südossetien und Abchasien;  
3) Artikel VI des Vertrags – wegen der unzulässigen Verweigerung des 
geplanten amerikanisch-kanadischen Flugabschnitts am 20. September 2019 zu 
Russlands Militärübung „Zentr-2019“. 
Verhalten, das Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Regeltreue gibt 
Die Vereinigten Staaten sind erstmals im Regeltreue-Bericht von 2004 auf 
Bedenken hinsichtlich der Regeltreue in Bezug auf Russland und den OST 
eingegangen. 
Im Jahr 2014 führte Russland ein 500-Kilometer-Limit für die Entfernung ein, die 
eine Beobachtungsmission vom Flugplatz Kubinka-OS über dem Gebiet 
Kaliningrad überfliegen darf; ansonsten gilt von Kubinka aus eine maximale 
Flugentfernung von 5.500 Kilometern und bietet genügend Reichweite, um die 
gesamte Entität Gebiet Kaliningrad zu beobachten. Im Jahr 2017 lehnte Russland 
drei von den Vereinigten Staaten vorgeschlagene Flugpläne ab, die 
Flugentfernungen von mehr als 500 Kilometern über dem Gebiet Kaliningrad 
vorsahen. Nachdem Russland diese Flugpläne abgelehnt hatte, änderten die 
beobachtenden Parteien unter Protest die Flugpläne dahingehend, dass sie eine 
Entfernung von weniger als 500 Kilometern über Kaliningrad vorsahen, damit 
Russland die Durchführung der Beobachtungsmission ermöglicht.  
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Unsere Forderung zur Vorauszahlung [Vorkasse] für Beobachtungsflüge 
der Ukraine über Territorium der RF wurde durch die Ablehnung Kiews 
ausgelöst, Verbindlichkeiten in Milliardenhöhe zu begleichen. Die Stich-
haltigkeit dieser Forderung wird dadurch erhärtet, dass die Ukraine die 
Rechnung vom Juni 2016 für die Teilnahme ihrer Vertreter an Maßnahmen 
zur Besichtigung der russischen OH-Datenplattform bis dato nicht bezahlt 
hat. Davon wird im Jahresbericht aus irgendeinem Grund nichts gesagt. 
Bedauerlicherweise schweigen die Amerikaner über die Verletzung und 
Probleme bei der Einhaltung des OH-Vertrages durch die USA selbst und 
durch Nato-Verbündete sowie andere ihnen „nahestehende“ Staaten. 
Über 12 Laufzeitjahre des OH-Vertrages hinweg ignorierten die USA die 
Vertragsbestimmung über die Ausarbeitung von speziellen Prozeduren 
zur Beobachtung ihrer Inselterritorien und -besitzungen. Dadurch erwies 
sich ein bedeutender Teil des Territoriums der USA als unzugänglich für 
Beobachtungen, was eine grobe Störung der Vertragsgrundlagen darstellt. 
Erst zum Ende 2015 kam Washington unseren Forderungen entgegen. 
Doch die entsprechenden Prozeduren für die Alëuten-Inselkette sehen 
bisher keine Möglichkeit für eine Ruhepause der Besatzung vor. Das kann 
sich negativ für die Flugsicherheit erweisen und begrenzt wesentlich die 
Möglichkeit Russlands zur Beobachtung in dem Teilterritorium der USA.  
Durch die Ablehnung einer ausreichenden Anzahl Zwischenlandeplätze 
haben die USA (und gemeinsam mit ihnen Kanada) praktisch ihr Territo-
rium für eine Beobachtung durch russische Flugzeuge An-36B mit Daten-
erfassungsgeräten geschlossen. Das stellt eine Vertragsverletzung nach 
Artikel III OH-Vertrag dar, der die Verpflichtung eines jeden Teilnehmer-
Staates vorsieht, Beobachtungsflüge über dem Territorium anzunehmen. 
Zur Begründung ihrer Position berief sich die amerikanische Seite auf die 
Notwendigkeit einer Präzisierung des Beschlusstextes der Beratungskom-
mission zu dieser Frage; aber bis jetzt unternahmen die USA in diese Rich-
tung keinerlei Schritte. Daneben wurde in Washington die These über eine 
angebliche Bedrohung der nationalen Sicherheit der USA aufgebauscht, 
sollte es zur Durchführung von Flügen des russischen OH-Flugzeugs mit 
Bord-Datenerfassungsgeräten kommen. Gerade die USA waren beim OH-
Vertrag die Initiatoren für den „Übergang auf digitale Erfassung“. 
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In den entsprechenden Missionsberichten benannten die Vereinigten Staaten die 
Auf-erlegung des Limits durch Russland als Grund für die Änderungen, die, wie 
die Vereinigten Staaten Russland gegenüber deutlich machten, unbeschadet 
vertraglicher Rechte der Vereinigten Staaten vorgeschlagen wurden Im Jahr 2018 
gab es keine Beobachtungsmissionen. Im Jahr 2019 wurde das Limit für die 
Flugentfernung im Kaliningrader Gebiet dreimal getestet – einmal in einer mit 
anderen geteilten Mission der Vereinigten Staaten und zweimal in den alliierten 
Missionen. In allen Fällen hielt Russland die Beschränkung aufrecht, und die 
Verletzung blieb in Kraft. Der erste Test fand zwischen dem 25. und 29. März 
2019 im Rahmen einer gemeinsamen Mission zwischen Polen und der Slowakei 
statt. Deutschland und Lettland testeten die Beschränkung auf einer gemeinsamen 
Mission ab 13.–17. März. Die Vereinigten Staaten und Italien testeten die 
Beschränkung während einer gemeinsamen Mission vom 29. Juli bis 2. August. 
Russland hat seit Mai 2010 Beobachtungsmissionen verboten, über seinem 
Territorium in einem Abstand von 10 Kilometern entlang seiner Grenzen zu den 
georgischen Regionen Südossetien und Abchasien zu fliegen, wobei es für die 
Anwendbarkeit das Verbot nach Artikel VI Abschnitt II Absatz 2 für die Flüge im 
Streifen von 10 Kilometern zu Nicht-Vertragsstaaten geltend macht. In der 
Ausgabe 2018 dieses Berichts zitierten die Vereinigten Staaten diese 
Einschränkung als eine Verletzung der Verpflichtungen Russlands aus dem 
Vertrag, da Südossetien und Abchasien innerhalb international anerkannter 
Grenzen Georgiens, eines Vertragsstaates des OST, liegen. Am 23. April 2018 
erklärte Russland, dass es unbeschadet seiner Auslegung von Artikel VI, 
Abschnitt II, Absatz 2 wieder fortfahren werde mit dem „Empfang von Flügen zur 
Beobachtung in einem Streifen von 10 Kilometern, angrenzend an zwei 
Abschnitte der Staatsgrenze Russlands im Kaukasus, was im Mai 2010 ein-
gestellt wurde“. Russland behauptete ferner, dass „die Genehmigung zur 
Durchführung von Beobachtungsflügen in diesen Zonen dauerhaft sein wird, 
sofern Georgien seine Verpflichtungen zur Annahme von Beobachtungs-
missionen Russlands in gutem Glauben erfüllt“. (Anmerkung: Georgien stellte die 
Umsetzung des Vertrags gegenüber Russland 2012 als Reaktion auf die 
Beschränkungen Russlands entlang seiner Grenze ein.)  
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Die amerikanische Seite, die das Recht beansprucht, über die Handlungen 
anderer Staaten zu richten, rechtfertigt hartnäckig Vertragsverletzungen 
seiner engsten Partner und Verbündeten. So unterstützten die USA vom 
Wesen her die vertragsverletzende Entscheidung Georgiens, die Erfüllung 
seiner Verpflichtungen aus dem OH-Vertrag hinsichtlich Russlands einzu-
stellen. Damit schuf Georgien einen Präzedenzfall für selektive Erfüllung 
eines multilateralen Dokumentes.  
Washington verkündete zynisch seine Zufriedenheit mit der Vertrags-
erfüllung durch Ankara, statt die dem OH-Vertag widersprechende Beob-
achtungssperre zu verurteilen, die von der Türkei für eine bedeutende 
Region im Südosten des Landes verhängt wurde. Unter Erklärung der 
Notwendigkeit, auf türkischem Territorium „die Sicherheitslage zu be-
rücksichtigen“, versuchten die USA über viele Jahre hinweg zu erreichen, 
dass der von Russland zur gefährlichen Zone erklärte Luftraum über der 
Tschetschenischen Republik und den angrenzenden Räumen freigegeben 
wird. 
Die USA beharren auf dem Ermöglichen von Beobachtungsflügen über 
ganz Russland, darunter über Moskau ohne Höhenbegrenzung; sie ziehen 
es vor, solchen Beschränkungen in Großbritannien, in Norwegen und in 
einigen anderen Staaten keine Aufmerksamkeit zu schenken. (Übrigens 
wird im Jahresbericht erstmals ein Zusammenhang zwischen dem Verlan-
gen nach Vorgenanntem und der Besichtigung des russischen Flugzeugs 
hergestellt – der Tu 154M Lk-1, mit digitalen Datenerfassungsgeräten an 
Bord). Bei uns entsteht die ernsthafte Besorgnis, dass die Politik „mit 
zweierlei Maß“ zum Standard für die amerikanischen Kollegen wurde. 
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Während der Mission vom 8. bis 12. April 2019 versuchte eine gemeinsame OST-
Mission der USA, Schwedens und Deutschlands über Russland, im Streifen von 
10 km entlang der Grenze Russland-Georgien zu fliegen, doch der vorgeschlagene 
Missions-plan wurde abgelehnt. Russland verlangte Änderungen für die 
Flugroute, die sich im Streifen von 10 km der Grenze näherte, entfernten, worauf 
sich die beobachtenden Parteien unter Protest einigten. Diese Mission bestätigte 
daher, dass die Verletzung durch Russland weiterhin in Kraft bleibt. 
Während des Berichtszeitraums führten die Vereinigten Staaten und Kanada (die 
„beobachtenden Parteien“) eine gemeinsame OS-Beobachtungsmission über dem 
Osten Russlands durch, die mit der jährlichen großen Militärübung Russlands 
„Zentr-2019“ (im Zentralen Militärbezirk Russlands) zusammen-fiel. Die 
beobachtenden Parteien trafen am 16. September 2019 in Russland ein und legten 
den vertragskonformen Missionsplan vor, der mehrere Beobachtungssegmente 
über der Region Orenburg umfasste, in der Russland seine Militärübung „Zentr-
2019“ durchführen würde. An dem Einreisepunkt gab Russland ein Wetterbriefing 
und die Mitteilungen an die Flieger (NOTAM – notices to airmen) ab, wie es nach 
Artikel VI Abschnitt I Absatz 13 des Vertrags erforderlich war. Die von Russland 
vorgelegten NOTAM enthielten keine relevanten Luftraumbeschränkungen, die 
sich auf die geplanten Flug-abschnitte auswirken würden. Der Missionsplan 
wurde ordnungsgemäß vereinbart und von den Parteien am 17. September mit nur 
zwei geringfügigen Änderungen der Wegpunkte unterzeichnet. 
Am 19. September, nach Abschluss des ersten Flugabschnitts im Missionsplan 
und vor dem planmäßigen Start des zweiten Flugabschnitts, teilten russische 
Vertreter den beobachtenden Parteien mit, dass die Flugsicherungsbehörden (ATC 
– air traffic control) Russlands die Durchführung im zweiten Abschnitt ablehnten. 
Einige Stunden nach dieser Ankündigung legte Russland dann zum ersten Mal ein 
NOTAM vor, das offenbar am 16. September veröffentlicht wurde und eine 
Flugbeschränkung über einen 150 km Ring um den Flugplatz Orenburg 
verhängte. Die Flugroute des zweiten Abschnitts würde innerhalb dieses 
Luftraums verlaufen. Dieses NOTAM war bei der Missionsplanung weder 
erwähnt noch zur Verfügung gestellt worden. 
Russland versuchte, seine Ablehnung des zweiten Flugsegments damit zu 
rechtfertigen, dass seine Flugsicherungsbehörden angesichts des gefährlichen 
Luftraums um den Flugplatz Orenburg aufgrund der „Zentr“-Übung die Flug-
sicherheit nicht gewährleisten konnten. 
 
  Kommentar des Außenministeriums Russlands vom April 2017 



















11. Einfrieren des russischen freiwilligen Finanzbeitrages 
  für die Internationalе Atomеnergie-Organisation (IAEA) 
  durch die amerikanische Seite 
Nur im Kommentar des Außenministeriums Russlands dazu Angaben. 
Fazit im Kommentar des Außenministeriums Russlands 
In Schlussfolgerung aus dieser gedrängten Übersicht hoffen wir auf den 
Erhalt deutlicher Erklärungen zu allen von uns vorgestellten Fakten und 
rufen erneut die USA auf, sich angesichts eigener ernsthafter „Fehlstellen“  
von der anstößigen Praxis zu verabschieden, anderen Staaten gegenüber 
unbegründete Anschuldigungen vorzubringen und damit die internatio-
nale Öffentliche Meinung in die Irre zu führen. Wir drücken auch die 
Hoffnung aus, dass Washington zu einem bewährten, mehrfach seine 
Wirksamkeit bewiesenen Verfahren zur Regulierung von Streitfragen und 
Meinungsverschiedenheiten zurückkehrt, nämlich zu den vollformatigen 
Verhandlungen unter allseitiger Betrachtung der Problemkerne ohne die 
voreingenommene Politisierung und ohne „publikumswirksame Arbeit“ 
durch das Vorbringen unbegründeter Beschuldigungen.  ● 
*   * 
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Unbeschadet ihrer Rechte aus dem Vertrag unternahmen die beobachtenden 
Parteien zwei Versuche, den Missionsplan so anzupassen, dass er geäußerten 
Bedenken Russlands Rechnung trägt. Erstens schlugen die beobachtenden 
Parteien ein modifiziertes zweites Segment vor, das die Beobachtungszeit über 
dem Gebiet, in dem die Militärübung durchgeführt wurde, minimieren würde. 
Russland lehnte diesen Vorschlag ab. Zweitens schlugen die beobachtenden 
Vertragsstaaten ein modifiziertes Segment vor, das nicht nur die Beob-
achtungszeit über dem Übungsgebiet minimieren, sondern auch mit Beschrän-
kungen des gefährlichen Luftraums im NOTAM vom 16. September in Ein-klang 
stehen würde. Die NOTAM erlaubte Flüge über einer Höhe von 27.000 Fuß, und 
der Vorschlag der beobachtenden Parteien lautete, bei 37.000 Fuß zu fliegen. 
Russland lehnte auch diesen Vorschlag ab und behauptete weiterhin, dass seine 
Flugsicherung die Flugsicherheit nicht gewährleisten könne – trotz der Tatsache, 
dass laut NOTAM ein Verkehrsflugzeug die vorgeschlagene Flugroute hätte 
fliegen dürfen. 
Da es keine Lösung gab, die einen für beide Seiten zufriedenstellenden Verlauf 
der Mission ermöglicht hätte, brachen die beobachtenden Parteien die Mission ab 
und begaben sich zum Ausreisepunkt. Das Versäumnis Russlands, das Flug-
segment unterzubringen, hatte zur Folge, dass die beobachtenden Parteien wäh-
rend der „Zentr“-Militärübung nicht in der Lage waren, das Gebiet innerhalb des 
150 km langen Ringes um den Flugplatz Orenburg zu beobachten.  ● 








*   * 
ANHANG 
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Einhaltung und Regeltreue 
bei Vereinbarungen und Verpflichtungen 
zur Rüstungskontrolle, Nichtverbreitung und Abrüstung 
Einleitung 
Zweck 
Dieser Bericht wird gemäß Abschnitt 403 des Gesetzes über Rüstungskontrolle 
und Abrüstung in seiner geänderten Fassung (22 U.S.C. § 2593a) übermittelt, der 
einen Bericht des Präsidenten über Einhaltung und Regeltreue bei Abkommen und 
Verpflichtungen in den Bereichen Rüstungskontrolle, Nichtverbreitung und 
Abrüstung verlangt. 
Umfang des Berichts 
Dieser Bericht beurteilt die Regeltreue und die Einhaltung von Abkommen zur 
Rüstungskontrolle,  Nichtverbreitung und Abrüstung und der damit verbundenen  
Verpflichtungen durch die USA im Jahr 2019, einschließlich vertrauens- und 
sicherheitsbildender Maßnahmen (VSBM, CSBM – confidence- and security-
building measures), sowie die Regeltreue und Einhaltung von Abkommen und 
Verpflichtungen zur Rüstungskontrolle, Nichtverbreitung und Abrüstung durch 
andere Nationen im Jahr 2019, einschließlich VSBM und des Trägertechnologie-
Kontrollregimes, dem die Vereinigten Staaten als Teilnehmerstaat angehören. 
Die in dem Bericht behandelten Themen werden in erster Linie die Aktivitäten 
vom 1. Jan. 2019 bis zum 31. Dezember 2019 widerspiegeln, sofern nicht anders 
angegeben. 
Der Regeltreue-Bericht enthält Berichte und Analysen auf Klassifizierungsstufen, 
für die zuverlässige unterstützende Informationen verfügbar sind. Die als GEHEIM 
klassifizierten und nicht klassifizierten Versionen des Berichts enthalten so viel 
Informationen wie möglich, aber bestimmte Fragen können nur auf höheren 
Stufen der Klassifizierung erörtert werden. Einige Bedenken hinsichtlich der 
Einhaltung der Vorschriften werden geäußert, und einige Feststellungen zu 
Verstößen werden beispielsweise nur in den Elementen des Berichts auf den 
Stufen GEHEIM oder STRENG GEHEIM/SCI gemacht. 
Einhaltung und Regeltreue 
Abkommen zur Rüstungskontrolle, Nichtverbreitung und Abrüstung und die 
damit verbundenen Verpflichtungen sind nach wie vor wichtige Instrumente, die 
die Interessen der USA schützen und fördern können. Ihre Bestimmungen können 
die Bedrohungen für die Sicherheit der Vereinigten Staate und Partner begrenzen 
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oder verringern, unter anderem damit, dass sie den Zugang der Teilnehmerstaaten 
zu gefährlichen oder destabilisierenden Fähigkeiten und Aktivitäten oder deren 
Beteiligung daran einschränken, Einblick und Transparenz in die Handlungen der 
Teilnehmerstaaten gewähren u. stabilisierende Verhaltens- und Interaktionsmuster 
fördern. Auf diese Weise können solche Vereinbarungen und Verpflichtungen im 
Großen und Ganzen zu Transparenz und Stabilität auf globaler und regionaler 
Ebene beitragen. 
Der Nutzen von Abkommen und Verpflichtungen zur Rüstungskontrolle, Nicht-
verbreitung und Abrüstung als Instrumente der Staatskunst und zum Schutz und 
zur Förderung von Sicherheitsinteressen nimmt jedoch erheblich ab, wenn die 
Teilnehmerstaaten die von ihnen eingegangenen Verpflichtungen und Zusagen 
nicht vollständig erfüllen. Tatsächlich kann die Nichteinhaltung ernsthafte 
Herausforderungen für die nationale Sicherheit darstellen. Eine Vertragspartei, die 
sich an einen Vertrag hält, während nur einer oder mehrere ihrer Partner das 
Abkommen verletzen, kann sich z. B. in einer potenziell schwerwiegenden und 
destabilisierende Benachteiligung befinden – eine Gefahr, die umso akuter wäre, 
je besser es gelingt, solche Betrügereien zu verschleiern. Verstöße, die nicht 
angemessen und wirksam bekämpft werden, können diese Gefahren verstetigen 
und verstärken. Daher sind im Rahmen des gegebenen Pakets an Vereinbarungen 
und Verpflichtungen eine energische Überprüfung, eine gewissenhafte Analyse 
der Einhaltung und eine strenge Durchsetzung der Einhaltung kritischer Aspekte 
der nationalen Sicherheitsplanung der USA zu planen. 
Bei der Bewertung der Einhaltung der Abkommen und Verpflichtungen zur 
Rüstungskontrolle, Nichtverbreitung und Abrüstung eines Landes berücksichtigen 
die Vereinigten Staaten eine Vielzahl von Faktoren. Art und genauer Wortlaut der 
im Rahmen des Völkerrechts eingegangenen Verpflichtungen, Informationen über 
die Aktivitäten des Landes gehören dazu – einschließlich der Informationen, die 
durch sog. nationale technische Verifikationsmittel (d. h. nachrichtendienstliche 
Sammlung), kooperative Verifikationsmaßnahmen, Informationen aus offenen 
Quellen und diplomatische Mittel erworben wurden – sowie alle von dem betref-
fenden Land zur Verfügung gestellten Informationen. Ein ähnliches Verfahren 
wird angewandt, um die Einhaltung politisch verbindlicher Verpflichtungen eines 
Landes zu bewerten. 
Viele Bedenken im Zusammenhang mit der Einhaltung von Verpflichtungen 
betreffen Auslegungsfragen; viele betreffen streng geheime Informationen aus 
sensiblen Quellen und Methoden. Darüber hinaus versuchen einige Staaten oft, 
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Aktivitäten zu verbergen, die mit ihren Verpflichtungen oder Zusagen nicht 
vereinbar sind, und einige sind in der Lage, dies mit Gründlichkeit und Raffinesse 
zu tun, die es schwierig machen könnten, den „Schleier“ der Leugnung und 
Täuschung zu durchdringen und die erforderliche faktische Grundlage für eine 
Beurteilung der Einhaltung zu schaffen. Aus den Gründen kann die Beurteilung, 
ob die Handlungen oder Aktivitäten, die Anlass zu Bedenken gaben, Verstöße 
darstellen oder einfach nur Unterschiede in den Umsetzungsansätzen oder eine 
andere zulässige Aktivität darstellen, viel Zeit in Anspruch nehmen. 
Im Bericht bezieht sich der Begriff „Verletzung“ auf jede Handlung oder 
Unterlassung eines Vertragsstaates der internationalen Übereinkunft, die von den 
Vereinigten Staaten als unvereinbar mit den von diesem Vertragsstaat nach der 
betreffenden Übereinkunft geschuldeten Verpflichtungen eingestuft wurde und 
die zu internationalen Rechtsmitteln führen kann. 
Wie oben angemerkt, kann es manchmal rechtliche oder faktische Unsicherheit 
darüber geben, ob eine Verletzung stattgefunden hat. Dazu unterscheidet der 
Bericht zwischen „Verletzungen“ und Fällen, in denen die US-Regierung erwägt, 
aber noch nicht festgestellt hat, ob eine Verletzung stattgefunden hat, z. B. weil es 
ungelöste tatsächliche oder rechtliche Fragen zur Einhaltung gibt. Die letztere 
Kategorie wird in dem Bericht als „Bedenken hinsichtlich der Regeltreue“ 
[Regeltreue-Bedenken] bezeichnet. 
Im Allgemeinen werden im Bericht die Begriffe „Verletzung“ und „Regeltreue“ 
nur in Bezug auf rechtliche Verpflichtungen verwendet, die in internationalen 
Abkommen eingegangen wurden. Bei Erörterung politisch verbindlicher 
Verpflichtungen verwendet der Bericht allgemein den Begriff „Einhaltung“ 
anstelle von „Regeltreue“. So wird ein Staat, der ein Verhalten an den Tag legt, 
das mit einer politisch bindenden Verpflichtung nicht vereinbar ist, nicht als 
„Verletzung“ der Verpflichtung, sondern als „Nichteinhaltung“ dieser 
Verpflichtung bezeichnet. 
Wenn Bedenken hinsichtlich der Handlungen von Vertragspartnern auftreten, 
versuchen die Vereinigten Staaten, wann immer möglich, ihre Bedenken durch 
diplomatisches Engagement auszuräumen. Für den Fall, dass die Vereinigten 
Staaten Verletzungen feststellen, haben wir jedoch auch eine Reihe Optionen und 
Mittel, um zu versuchen, die Rechtsverletzer davon zu überzeugen, dass es in 
ihrem Interesse liegt, zur Einhaltung der Vorschriften zurückzukehren und zu 
verhindern, dass die Rechtsverletzer aus ihren Verstößen Nutzen ziehen. 
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Der Bericht bewertet die Regeltreue und Einhaltung bei Abkommen und 
Verpflichtungen zur Rüstungskontrolle, Nichtverbreitung und Abrüstung, denen 
die Vereinigten Staaten als Teilnehmerstaat angehören. Die Vereinigten Staaten 
und die Mehrheit der anderen Teilnehmerstaaten, die an diesen Vereinbarungen 
und Verpflichtungen beteiligt sind, setzen diese Verpflichtungen und Zusagen um 
und haben ihre Absicht bekundet, dies auch weiter zu tun. Wie aus dem Bericht 
klar hervorgeht, bestehen jedoch Bedenken hinsichtlich der Einhaltung – in 
einigen Fällen sind das Vertragsverletzungen und Handlungen, die mit den 
politischen Verpflichtungen unvereinbar sind – bei einer relativ kleinen Anzahl 
von Staaten. Wo immer möglich, bemühen sich die Vereinigten Staaten weiterhin 
um eine Lösung dieser Probleme mit den betreffenden Staaten sowie um eine 
Bewertung der Auswirkungen des Vorgehens dieser Staaten und der Frage, wie 
die Vereinigten Staaten am besten darauf reagieren sollten. 
U.S. Organisationen und Programme zur Bewertung und 
Sicherstellung der Regeltreue bei Verträgen 
Aufgrund unserer tief verwurzelten Rechtstraditionen, unseres Bekenntnisses zur 
Rechtsstaatlichkeit und Überzeugung von der Bedeutung solcher Abkommen für 
die Stärkung unserer Sicherheit und der Sicherheit unserer Verbündeten / Partner 
erfüllen die Vereinigten Staaten ihre Pflichten aus allen geltenden Abkommen und 
Verpflichtungen zur Rüstungskontrolle, Nichtverbreitung und Abrüstung. Es ist 
seit Langem Politik der Vereinigten Staaten, völkerrechtlichen Verpflichtungen 
nachzukommen. In dem Maße, wie die Vereinigten Staaten fest-gestellt haben, 
dass die Einhaltung einer Verpflichtung nicht mehr im nationalen Sicherheits-
interesse der Vereinigten Staaten liegt, haben die Vereinigten Staaten versucht, 
über eine Änderung des betreffenden Abkommens zu verhandeln oder sich ganz 
aus dem Abkommen zurückzuziehen – wie dies kürzlich mit dem Vertrag über 
Nuklearstreitkräfte mittlerer Reichweite oder dem INF-Vertrag geschehen ist. 
Als Ausdruck der Ernsthaftigkeit, mit der die Vereinigten Staaten diese Verpflich-
tungen betrachten, haben die Vereinigten Staaten rechtliche und institutionelle 
Verfahren ein-gerichtet, um die Einhaltung durch die USA zu gewährleisten. Wie 
unten beschrieben, haben einzelne Abteilungen und Behörden innerhalb der 
Exekutive Richtlinien und Verfahren festgelegt, um sicherzustellen, dass Pläne 
und Programme, die in den Zuständigkeitsbereich dieser Abteilungen und 
Behörden fallen, mit den internationalen Verpflichtungen der USA vereinbar 
bleiben. So beaufsichtigen und verwalten z. B. die Überprüfungsgruppen des US-
Verteidigungsministeriums (DOD) die Regeltreue bei den Abkommen zur 
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Rüstungskontrolle, Nichtverbreitung und Abrüstung und den damit verbundenen 
Verpflichtungen, einschließlich der VSBM. Das US-Außenministerium ist in 
seiner Rolle als federführende US-Agentur in Rüstungskontrollangelegenheiten 
darüber hinaus für die Bereitstellung von Politikberatung und Fachwissen in 
Bezug auf Regeltreue für einzelne Abteilungen und Behörden und die Behörden 
übergreifende Gemeinschaft zuständig. Darüber hinaus wird in geeigneten Fällen 
eine Behörden übergreifende Überprüfung durchgeführt, auch dann, wenn andere 
Vertragsstaaten formell Bedenken zur Umsetzung der Verpflichtungen der USA 
äußern. 
Schließlich nimmt der Kongress Aufsichtsfunktionen durch Ausschussanhörungen 
und Budgetzuweisungen wahr. 
Überblick 
Dieser Bericht befasst sich mit der Regeltreue bei und Einhaltung von Abkommen 
und Verpflichtungen zur Rüstungskontrolle, Nichtverbreitung und Abrüstung 
durch die USA (Teil I), der Regeltreue und Einhaltung durch andere Staaten bei 
Abkommen und Verpflichtungen zur Rüstungskontrolle, Nichtverbreitung und 
Abrüstung in Bezug auf Nuklearfragen (Teil II), der Einhaltung von Raketen-
Verpflichtungen und -Zusicherungen durch andere Staaten (Teil III) sowie der 
Regeltreue und Einhaltung von Abkommen und Verpflichtungen zur Rüstungs-
kontrolle, Nichtverbreitung und Abrüstung in Bezug auf chemische Fragen 
(Teil IV), biologische Fragen (Teil V) und konventionelle Fragen (Teil VI). 
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Teil I: Die Regeltreue der USA bei Abkommen und Verpflichtungen 
zur Rüstungskontrolle, Nichtverbreitung und Abrüstung 
Institutionelle und verfahrenstechnische Organisation in den USA 
zur Sicherstellung der Regeltreue 
Innerhalb der US-Exekutive, darunter das Verteidigungsministeriums (DOD), das 
Energieministeriums (DOE), das Heimatschutzministeriums (DHS), das Handels-
ministeriums (DOC) und die Nuclear Regulatory Commission (NRC), gibt es 
Prozesse und Kontrollen, die sicherstellen sollen, dass Pläne und Programme, die 
in den Zuständigkeitsbereich dieser Ministerien und Agenturen fallen, mit den 
internationalen Verpflichtungen und Zusagen der USA im Bereich Rüstungskon-
trolle, Nichtverbreitung und Abrüstung vereinbar bleiben. Darüber hinaus hat das 
Außenministerium als federführende US-Behörde für Rüstungskontrollfragen die 
Aufgabe, einzelnen Abteilungen, Behörden und der behördenübergreifenden 
Gemeinschaft die politische Beratung und die Fachkenntnisse in Bezug auf die 
Einhaltung der Vorschriften zur Verfügung zu stellen. Diese Prozesse und Kon-
trollen laufen parallel und zusätzlich zum Aufsichtsprozess des Kongresses ab. 
Im Jahr 1972 etablierte das Verteidigungsministerium auf Abteilungsebene solch 
einen ersten Prozess. Im Rahmen dieses Regeltreueprozesses, der nach Abschluss 
der Gespräche über die Begrenzung strategischer Waffen (SALT – Strategic Arms 
Limitation Talks), die zu rüstungskontrollbezogenen Abkommen über strategische 
Offensivwaffen führten, etabliert wurde, sind Schlüsselstellen im DOD dafür ver-
antwortlich, die Einhaltung aller Abkommen und Verpflichtungen zur Rüstungs-
kontrolle, Nichtverbreitung und Abrüstung der USA, einschließlich der VSBM, 
durch das DOD zu überwachen. Die Komponenten im DOD stellen sicher, dass 
ihre Büros sich bei der Durchführung von Programmen an die Richtlinien des 
Verteidigungsministeriums zur Regeltreue halten, und bitten die mit der Aufsicht 
beauftragten Büros um Rat. Ähnliche Prozesse wurden von anderen Abteilungen 
und Behörden eingerichtet, um sicherzustellen, dass ihre Programme und Aktivi-
täten mit internationalen Verpflichtungen und Zusagen der Vereinigten Staaten 
übereinstimmen. Zum Beispiel hat das DHS in ähnlicher Weise ein Verfahren zur 
Überprüfung der Regeltreue eingeführt, um vom DHS gesponserte Forschungs-
arbeiten im Hinblick auf die Regeltreue aller relevanten Rüstungskontrollverein-
barungen zu bewerten. In geeigneten Fällen werden auch behördenübergreifende 
Überprüfungen durchgeführt, z. B. wenn andere Staaten formell Bedenken zur 
Umsetzung der Verpflichtungen und Zusagen der Vereinigten Staaten in den 
Bereichen Rüstungskontrolle, Nichtverbreitung und Abrüstung äußern. 
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Darüber hinaus sind alle Bundesministerien und -behörden, die klassifizierte 
biowissenschaftliche Forschung finanzieren, leiten oder durchführen, verpflichtet, 
Aufsichtsmaßnahmen durchzuführen, um sicherzustellen, dass alle Aktivitäten der 
Ministerien oder Behörden die geltenden innerstaatlichen und internationalen 
rechtlichen Verpflichtungen einhalten, über klassifizierte biowissenschaftliche 
Forschungsprojekte und Funktionieren der Aufsichtsprozesse Bericht zu erstatten. 
U.S.-Regeltreue 
Im Jahr 2019 erfüllten die Vereinigten Staaten weiterhin alle ihre Verpflichtungen 
aus den Abkommen zur Rüstungskontrolle, Nichtverbreitung und Abrüstung. 
Wenn andere Länder formell Bedenken zur Einhaltung der US-Umsetzungsakti-
vitäten geäußert haben, haben die Vereinigten Staaten die Angelegenheit sorg-
fältig geprüft, um zu bestätigen, dass ihre Handlungen mit ihren Verpflichtungen 
in Einklang stehen. 
Übereinkommen über das Verbot der Entwicklung, Herstellung und Lagerung 
bakteriologischer (biologischer) Waffen und von Toxinwaffen 
sowie über die Vernichtung solcher Waffen 
(Biologiewaffenübereinkommen oder BWÜ) 
Alle US-Aktivitäten während des Berichtszeitraums standen im Einklang mit 
Verpflichtungen, die im Biologiewaffenübereinkommen (BWÜ) festgelegt sind. 
Die Vereinigten Staaten arbeiten weiterhin daran, die Transparenz der Arbeit im 
Bereich biologischer Verteidigung und die wirksame nationale Umsetzung der 
BWÜ-Verpflichtungen durch die vertrauensbildenden Maßnahmen des BWÜ und 
eine Reihe von freiwilligen Maßnahmen und Initiativen zu verbessern. 
Dennoch wirft Russland weiterhin Fragen zur Einhaltung des BWÜ durch die 
USA auf. Gegen Ende 2018 stellte die Russische Föderation (Russland) erneut die 
Aktivitäten des Lugar-Zentrums für Gesundheitsforschung in Tiflis (Georgien) in 
Frage und behauptete, dass die am Lugar-Zentrum angesiedelte medizinische 
Forschungsabteilung der US-Armee in Georgien (USAMRD-G) „Dual-use-
Forschungsaktivitäten auf dem Gebiet hochgefährlicher Infektionskrankheiten 
durchführt.“ 
Diese russischen Anschuldigungen sind unbegründet. USAMRD-G verfügt über 
ein kleines Kontingent von Forschern, die auf Ersuchen der georgischen 
Regierung am Lugar-Zentrum für Gesundheitssicherheit arbeiten. Am Zentrum 
forscht USAMRD-G zu epidemiologischer Krankheitsüberwachung und Proben-
sammlung, Grundlagenwissenschaft, translationaler [übergreifender] Forschung 
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und Produktentwicklung, einschließlich Impfstoffentwicklung. Diese Aktivitäten 
sind legitime medizinische Forschung und verstoßen nicht gegen das BWÜ. 
Russland behauptete auch, dass bestimmte in den USA registrierte Patente für 
„Vorrichtungen gelten, die anscheinend durch das BWÜ sowie durch das 
Chemiewaffen-Übereinkommen (CWÜ) verboten sind.“ In den Vereinigten 
Staaten verleiht ein Patent kein gesetzliches Recht oder eine Ermächtigung zur 
Herstellung einer Erfindung; Patentrechte dienen lediglich dazu, dem Patent-
inhaber die rechtlichen Mittel an die Hand zu geben, um andere Parteien von 
bestimmten Handlungen in Bezug auf diese Erfindung auszuschließen. Die 
Vereinigten Staaten verfügen über ein umfassendes Rechtssystem, um ihren 
Verpflichtungen nach Artikel IV / BWÜ und Artikel VII / CWÜ nachzukommen. 
Diese Gesetze stellen klar, dass unter anderem die Entwicklung und Herstellung 
einer biologischen oder chemischen Waffe nach US-Recht verboten ist und dass 
jede Verletzung dieser Gesetze mit Strafen von Geld- bis zu Freiheitsstrafen 
geahndet wird. Keine Patentgenehmigung verleiht die Befugnis, Aktivitäten 
durchzuführen, die diesen klaren Regeln zuwiderlaufen – oder könnte dies tun. 
Übereinkommen über das Verbot der Entwicklung, Herstellung, Lagerung und 
des Einsatzes chemischer Waffen und über die Vernichtung solcher Waffen 
(Chemiewaffenübereinkommen oder CWÜ) 
Die Vereinigten Staaten haben eine bis ins Letzte vollständige Erklärung über ihre 
chemischen Waffen (CW) und die damit verbundenen CW-Einrichtungen erteilt 
und arbeiten weiterhin an der Vervollständigung der Vernichtung der CW und der 
damit verbundenen CW-Einrichtungen im Einklang mit ihren CWC-Verpflich-
tungen. Der Beschluss der CWC-Vertragsstaatenkonferenz (CSP) bezüglich der 
„Endgültig verlängerten Fristen vom 29. April 2012“ verpflichtet die Vereinigten 
Staaten, auf jeder regulären Tagung des Exekutivrats (EC) der Organisation für 
das Verbot chemischer Waffen (OPCW) über Fortschritte bei der vollständigen 
Vernichtung der verbleibenden Bestände zu berichten. Die Vereinigten Staaten 
erstatten jährlich Bericht zu jeder regulären Tagung des Exekutivrats und an die 
CSP und informieren darüber, welche Fortschritte die USA auf dem Weg zur 
vollständigen Vernichtung erzielt haben. 
Die ursprüngliche Frist, 2012, konnte nicht eingehalten werden, weil Änderungen 
im US-Recht weitere Forschungen und Entwicklungen im Bereich alternativer 
Vernichtungsmethoden für chemische Waffen erforderten – anders als bisherige 
Regelungen nur für Transport und Verbrennung. 
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Die Vereinigten Staaten haben die Vernichtung ihrer Chemiewaffen Kategorie 2 
und 3 abgeschlossen und mehr als 93 Prozent ihres Chemiewaffenbestands der 
Kategorie 1 vernichtet. Es gibt zwei CW-Vernichtungsanlagen, eine in Pueblo, 
Colorado, und eine in Blue Grass ( Kentucky), die die Vernichtung des restlichen 
Lagerbestands bis spätestens 31. Dezember 2023 abschließen sollen. An beiden 
Standorten wird Neutralisierung als primäre Vernichtungstechnologie eingesetzt. 
Zusätzlich werden Technologien zur Sprengstoffvernichtung eingesetzt, um die 
Sicherheit zu erhöhen und zugleich die Vernichtungspläne an beiden Standorten 
zu beschleunigen. 
Die Vereinigten Staaten sind nach wie vor fest entschlossen, ihren gesamten 
Lagerbestand vollständig zu vernichten, im Einklang mit den Vorgaben des 
Übereinkommens in Bezug auf öffentliche Sicherheit, Umweltschutz und 
internationale Transparenz und Aufsicht. 
Die Vereinigten Staaten kommen auch ihren CWÜ-Verpflichtungen in Bezug auf 
kommerzielle Aktivitäten nach. Die US-CWC-Bestimmungen (15 CFR § 710 ff.) 
schreiben vor, dass kommerzielle Einrichtungen, die die vom CWÜ festgelegten 
Aktivitätsschwellenwerte überschreiten, jährliche Erklärungen, Notifikationen 
und andere Berichte, auch über vergangene und voraussichtliche Aktivitäten, 
abgeben und eine systematische und routinemäßige Überprüfung durch Inspek-
tionen der gemeldeten kommerziellen Einrichtungen vor Ort ermöglichen müssen. 
Vertrag über die Beseitigung von Raketen mittlerer und kürzerer Reichweite 
(Mittelstreckenraketen- oder INF-Vertrag) 
Alle Aktivitäten der USA während des Berichtszeitraums standen im Einklang mit 
den im INF-Vertrag festgelegten Verpflichtungen während des Zeitraums, in dem 
sie anwendbar waren. 
Am 4. Dezember 2018 kündigte Außenminister Pompeo die Absicht der USA an, 
ihre Verpflichtungen aus dem Vertrag innerhalb von 60 Tagen auszusetzen, falls 
Russland nicht zur Einhaltung zurückkehren sollte. 
Am 2. Februar 2019 teilten die Vereinigten Staaten den Vertragsparteien des INF-
Vertrags mit, dass die Vereinigten Staaten ihre Verpflichtungen aus dem Vertrag 
als Behelf auf den materiellen Vertragsbruch durch Russland ausgesetzt haben, 
wie am 4. Dezember 2018 angekündigt. Die Vereinigten Staaten kündigten auch 
an, dass sie sich in Übereinstimmung mit Artikel XV des Vertrags innerhalb von 
sechs Monaten aus dem Vertrag zurückziehen würden. Für die sechsmonatige 
Aussetzungsperiode (2. Februar 2019 bis 1. August 2019) blieben die Vereinigten 
Staaten Vertragspartei des INF-Vertrags, waren aber nicht verpflichtet, dessen 
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Bestimmungen einzuhalten. Am 2. August 2019 zogen sich die Vereinigten 
Staaten gemäß Artikel XV des INF-Vertrags zurück, und der Vertrag wurde 
gekündigt. Künftige Berichte über die Einhaltung des INF-Vertrags werden kein 
Material über den INF-Vertrag enthalten. 
Schwellenwert-Teststoppvertrag (TTBT), 
Vertrag über unterirdische Kernexplosionen zu friedlichen Zwecken (PNET) 
und Vertrag über ein begrenztes Verbot von Nuklearversuchen (LTBT) 
Der Vertrag zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken über die Begrenzung unterirdischer nuklearer 
Waffentests, bekannt als der Schwellenwert-Teststoppvertrag (TTBT), wurde 
1974 unterzeichnet und 1990 dazu ein weiteres Protokoll. Der Vertrag legt eine 
nukleare „Schwelle“ fest, indem er jeder Vertragspartei verbietet, unterirdische 
Nukleare Waffentests mit einer Stärke von mehr als 150 Kilotonnen an jedem Ort 
unter ihrer Gerichtsbarkeit oder Kontrolle durchzuführen, und er sieht die 
Notifizierung und Verifizierung von Testaktivitäten vor.  
Der Vertrag über friedliche Kernexplosionen (PNET) regelt unterirdische 
Kernexplosionen für friedliche Zwecke an jedem Ort unter Hoheitsgewalt oder 
Kontrolle der Vertragsparteien mit Ausnahme der in der TTBT festgelegten 
Testgelände. 
Der Vertrag über das begrenzte Verbot von Nuklearversuchen (LTBT) ist ein 
multilaterales Abkommen, das 1963 zur Unterzeichnung aufgelegt wurde und in 
Kraft trat. Er verbietet Nukleare Waffentests oder jede andere nukleare Explosion 
in der Atmosphäre, im Weltraum und unter Wasser. 
Nach Abschnitt IV Absatz 2 des Protokolls vom Juni 1990 zum TTBT ist jede 
Vertrags-partei verpflichtet, der anderen spätestens bis zum 1. Juni eines jeden 
Jahres die Zahl der Untergrund-Nukleare Waffentests je spezifizierter Kategorie 
mitzuteilen, die sie im folgenden Kalenderjahr durchzuführen gedenkt. Für die 
Zwecke des TTBT bedeutet ein „unterirdischer Nukleare Waffentest“ entweder 
eine einzelne unterirdische Kernexplosion auf einem Testgelände oder zwei oder 
mehr unterirdische Kernexplosionen auf einem Testgelände innerhalb eines durch 
einen Kreis mit Durchmesser von zwei Kilometern abgegrenzten Gebiets, die 
innerhalb einer Gesamtzeit von 0,1 Sekunden durchgeführt werden und deren 
Gesamtstärke weniger als 150 Kilotonnen beträgt. Das TTBT-Protokoll definiert 
den Begriff „Explosion“ als „die Freisetzung von Kernenergie aus einem Spreng-
behälter“. Die Vereinigten Staaten interpretieren den Begriff „Freisetzung von 
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Kernenergie aus einem Sprengbehälter“ als die Freisetzung von Kernenergie, die 
aus einem physischen Bruch des Sprengbehälters resultiert. 
Die Vereinigten Staaten haben seit 1992 keine Nuklearwaffen-Sprengtests oder 
Nuklearexplosionen für friedliche Zwecke durchgeführt. Alle US-Aktivitäten 
während des Berichtszeitraums standen im Einklang mit den in der TTBT, PNET 
und LTBT festgelegten Verpflichtungen. 
Genfer Protokoll von 1925 über das Verbot der Verwendung 
von erstickenden, giftigen oder anderen Gasen und 
von bakteriologischen Methoden der Kriegsführung im Krieg 
Alle Aktivitäten der USA während des Berichtszeitraums standen im Einklang mit den 
im Genfer Protokoll von 1925 festgelegten Verpflichtungen. 
Vertrag über Konventionelle Streitkräfte in Europa (KSE) 
Alle Aktivitäten der USA während des Berichtszeitraums standen im Einklang mit 
den Verpflichtungen, die im Vertrag über Konventionelle Streitkräfte in Europa 
(KSE) festgelegt sind. 
Die Vereinigten Staaten führen weiterhin Gegenmaßnahmen gegenüber der 
Russischen Föderation durch, insbesondere die Beendigung der Umsetzung 
bestimmter Verpflichtungen aus dem KSE-Vertrag (Notifikationen, Daten-
austausch und Inspektionen) als Reaktion auf die fortgesetzte Verletzung der 
Verpflichtungen Russlands gegenüber den Vereinigten Staaten im Rahmen des 
KSE-Vertrags. Diese Maßnahmen wurden eng mit den NATO-Bündnispartnern 
koordiniert, die ähnliche Schritte auch in ihren jeweiligen nationalen Kapazitäten 
fortsetzten. Russland hat diese Aktion nicht angefochten. Die Vereinigten Staaten 
kommen weiterhin ihren Verpflichtungen aus dem KSE-Vertrag gegenüber allen 
anderen Vertragsstaaten nach. 
Vertrag über den Offenen Himmel (OST) 
Alle Aktivitäten der USA während des Berichtszeitraums standen im Einklang mit 
den im Vertrag über den Offenen Himmel (OST) niedergelegten Verpflichtungen. 
Vertrag über die Nichtverbreitung von Nukleare Waffen 
(Nukleare Waffen-Nichtverbreitung-Vertrag oder NPT) 
Alle US-Aktivitäten während des Berichtszeitraums standen im Einklang mit den 
im NVV festgelegten Verpflichtungen. 
  
Einhaltung und Regeltreue – Juni 2020 – Teil-I 
dgksp-diskussionspapiere, Juli 2020     78 
Vertrag zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und 
der Russischen Föderation über Maßnahmen zur weiteren Reduzierung und 
Begrenzung strategischer Offensivwaffen 
(New START oder NST) 
Alle US-Aktivitäten während des Berichtszeitraums standen im Einklang mit den 
in New START (NST) festgelegten Verpflichtungen. 
Die US-Konversionsverfahren für schwere B-52H-Bomber und Trident-II-SLBM-
Trägermittel stehen voll und ganz im Einklang mit den Vertragsbestimmungen. 
Die Vereinigten Staaten sind ihren vertraglichen Verpflichtungen nachgekommen, 
diese Gegenstände aus der Rechenschaftspflicht zu entlassen. 
Abkommen zwischen der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 
und der Regierung der Russischen Föderation 
über die Verwaltung und Entsorgung von Plutonium, 
das für Verteidigungszwecke nicht mehr benötigt wird, und 
über die damit verbundene Zusammenarbeit in seiner geänderten Fassung 
(Abkommen über die Verwaltung und Entsorgung von Plutonium oder PMDA) 
Die Vereinigten Staaten haben während des Berichtszeitraums oder davor keine 
Aktivitäten unternommen, die mit ihren Verpflichtungen aus dem Abkommen 
über die Verwaltung und Entsorgung von Plutonium (PMDA) unvereinbar sind. 
Dazu gehören Aktivitäten der USA im Berichtszeitraum zur Beendigung des 
Projekts zum Bau einer Mischoxid (MOX)-Brennstoff-Fabrikationsanlage, die zur 
Entsorgung von Plutonium im Rahmen des Abkommens verwendet worden wäre, 
indem es zu Brennstoff für die Bestrahlung in kommerziellen Kernreaktoren 
umgewandelt wird, und zur Entwicklung von Plänen für eine alternative, kosten-
günstigere Entsorgung durch Verdünnung und Vergraben des Plutoniums. Die 
Behauptung Russlands, diese Änderung der US-Entsorgungspläne verstoße gegen 
das Abkommen, auf die im Bericht über die Einhaltung des Abkommens 2019 
eingegangen wurde, ist nach wie vor unbegründet. 
Die PMDA sieht vor, dass die Entsorgung des im Abkommen bezeichneten 
Plutoniums durch Bestrahlung als Brennstoff in Kernreaktoren oder durch andere 
Methoden erfolgt, die von den Parteien schriftlich vereinbart werden können. Die 
PMDA legt keine rechtlich verbindlichen Fristen für den Beginn oder Abschluss 
der Plutoniumentsorgung fest, enthält jedoch ein unverbindliches Ziel, mit der 
Entsorgung 2018 zu beginnen. 
Im Jahr 2018 nutzte der Energieminister die Befugnis aus dem Verfahren zur 
Gesetzgebung für die Nationalen Verteidigung und aus dem Gesetzes über die 
Konsolidierung der Mittel (2018), auf die Anforderung von Mitteln für das 
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Finanzjahr 2018 zu verzichten, d. h. auf Mittelverwendung für Aktivitäten zur 
Bau- und Projektunterstützung in Bezug auf die MOX-Anlage. Das schloss die 
Bestätigung ein, dass eine alternative Option für die Durchführung des Entsor-
gungsprogramms für Plutonium in gleicher Menge besteht, die in der MOX-
Anlage entsorgt werden soll. Das Energieministerium unternahm zusätzliche 
Schritte, um das Projekt zum Bau der MOX-Anlage zu beenden. Die Verwaltung 
wird weiterhin mit dem Kongress zusammenarbeiten, um die Pläne für die US-
Entsorgung nach der alternativen Verdünnungs- und Entsorgungsmethode zum 
Abschluss zu bringen. In dieser Hinsicht sind weitere Schritte erforderlich, bevor 
Russland einbezogen wird, um seine Zustimmung zu dieser alternativen Entsor-
gungsmethode zu erhalten, wie es die PMDA verlangt. 
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Teil II: Die Regeltreue und Einhaltung durch andere Staaten 
bezüglich Nuklearfragen bei Abkommen und Verpflichtungen 
zur Rüstungskontrolle, Nichtverbreitung und Abrüstung 
Vertrag zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
über die Abschaffung ihrer Mittel- und Kurzstreckenraketen 
(Nuklearstreitkräfte mittlerer Reichweite oder INF-Vertrag) 
Der Vertrag zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken über die Abschaffung ihrer Mittel- und Kurz-
streckenraketen (INF-Vertrag) wurde am 8. Dezember 1987 von Präsident Ronald 
Reagan und dem sowjetischen Generalsekretär Michail Gorbatschow signiert und 
trat am 1. Juni 1988 in Kraft. Der Vertrag war von unbegrenzter Dauer und sah 
vor, dass eine Partei unter Einhaltung einer sechsmonatigen Kündigungsfrist 
zurücktreten konnte, wenn sie beschloss, dass außergewöhnliche Ereignisse im 
Zusammenhang mit dem Gegenstand dieses Vertrags ihre obersten Interessen 
gefährdet hatten. Die Vereinigten Staaten machten von diesem Recht Gebrauch 
und zogen sich am 2. August 2019 zurück und kündigten den Vertrag, weil 
Russland trotz der Bemühungen der USA, russische Vertreter ab Mitte 2013 in 
dieser Frage zu engagieren, nicht zu einer vollständigen und überprüfbaren 
Einhaltung des Vertrags zurückgekehrt war. Da der Vertrag nicht mehr in Kraft 
ist, werden zukünftige Einhaltungsberichte kein Material über den INF-Vertrag 
enthalten. 
Russische Föderation (Russland) 
Erkenntnisse 
Die Vereinigten Staaten haben festgestellt, dass im Jahr 2019 die Russische 
Föderation (Russland) weiterhin ihre Verpflichtungen nach den Artikeln I, IV und 
VI des INF-Vertrags verletzt, keinen bodengestützten Marschflugkörper (GLCM) 
mit einer Reichweite von 500 Kilometern (km) bis 5.500 Kilometern zu besitzen, 
herzustellen oder Flugtests durchzuführen oder Trägermittel solcher Raketen zu 
besitzen oder her-zustellen. Bei dem fraglichen russischen GLCM handelt es sich 
um den Typ SSC-8 „Screwdriver“, der nach Einschätzung der Vereinigten Staaten 
von Russland als 9M729 bezeichnet wird. Am 4. Dezember 2018 kündigte der 
Außenminister Michael Pompeo an, dass die fortgesetzte Produktion, der Besitz 
und die Stationierung einer solchen GLCM durch Russland eine wesentliche 
Verletzung des Vertrags darstellt. Minister Pompeo kündigte auch an, dass die 
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Vereinigten Staaten als Abhilfe für Russlands wesentlichen Bruch des Vertrags 
ihre Verpflichtungen aus dem Vertrag in 60 Tagen aussetzen würden, falls Russ-
land nicht zu einer vollständigen und überprüfbaren Einhaltung zurückkehre. Seit 
2014 brachten die Vereinigten Staaten ihre Besorgnis über Russlands Verletzung 
und die damit verbundenen Risiken für die europäische und asiatische Sicherheit 
sehr deutlich zum Ausdruck. Russland hätte alle SSC-8/9M729-Raketen, alle 
SSC-8/9M729-Trägermittel und alle dazugehörige Unterstützungsausrüstung 
nachprüfbar eliminieren müssen, um seine Verpflichtungen aus dem INF-Vertrag 
wieder vollständig und nachprüfbar erfüllen zu können. 
Am 2. Februar 2019 teilten die Vereinigten Staaten Russland mit, dass sie ihre 
Verpflichtungen aus dem Vertrag aussetzen, um den am 4. Dezember 2018 
angekündigten wesentlichen Vertragsbruch Russlands zu beheben. Gleichzeitig 
kündigten die Vereinigten Staaten auch an, dass sie in Übereinstimmung mit 
Artikel XV des Vertrags innerhalb von sechs Monaten vom Vertrag zurücktreten 
würden. In der Folge kündigte Russland am 4. März 2019 die Aussetzung seiner 
Verpflichtungen aus dem Vertrag an. Trotz anhaltender Bemühungen der 
Vereinigten Staaten, Russland davon zu überzeugen, zur Einhaltung des Vertrags 
zurückzukehren, entschied es sich, dies nicht zu tun, und die Vereinigten Staaten 
zogen sich am 2. August 2019 ordnungsgemäß vom Vertrag zurück, was zur 
Beendigung des Vertrags führte. 
Verhalten, das Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Regeltreue gibt 
Der INF-Vertrag verbot den Besitz, die Herstellung und die Flugerprobung von 
Mittel- und Kurzstrecken-Raketensystemen, weil die Vereinigten Staaten und die 
Sowjetunion die Ansicht teilten, dass diese Systeme den Frieden und die Stabilität 
der europäischen Region bedrohten. Der Vertrag verlangte die vollständige Ab-
schaffung der etwa 800 US-amerikanischen und etwa 1800 sowjetischen boden-
gestützten Raketen mit einer maximalen Reichweite zwischen 500 und 5.500 km, 
ihrer Trägermittel, der dazugehörigen Unterstützungsausrüstung und -strukturen. 
Alle diese Gegenstände wurden bis zum 28. Mai 1991 eliminiert. 
Der INF-Vertrag schuf ein Verifikationsregime, das nationale technische Verifi-
kationsmittel (NTM), Notifikationen und ein System von Inspektionen vor Ort 
einsetzt, um Verletzungen der Vertragspflichten aufzudecken und abzuschrecken. 
Das Inspektionsregime wurde am 31. Mai 2001 – d. h. 13 Jahre nach Inkrafttreten 
des Vertrags – in Übereinstimmung mit Artikel XI des Vertrags abgeschlossen. 
Wie in allen Ausgaben des Berichts seit 2014 festgestellt wurde, stellten die 
Vereinigten Staaten fest, dass Russland seine Verpflichtungen aus dem INF-
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Vertrag verletzt, keine GLCM mit einer Reichweite von 500  bis 5.500 Kilometer 
und Trägermittel solcher Raketen zu besitzen oder herzustellen. 
SSC-8/9M729 Boden-gestützter Marschflugkörper 
Russland begann wahrscheinlich in der Mitte der 2000er Jahre mit der verdeckten 
Entwicklung eines bodengestützten Marschflugkörpers mittlerer Reichweite 
(SSC-8/9M729). Das Novator-Konstruktionsbüro wurde mit der Entwicklung des 
Flugkörpers beauftragt. Obwohl der 9M729 anderen Marschflugkörpern, die 
Novator zu dieser Zeit entwickelte, insbesondere dem bodengestützten Marsch-
flugkörper Russlands R-500/9M728 für das „Iskander“-System und den Marine-
Marschflugkörpern „Kalibr“, sehr ähnlich ist und ähnliche Merkmale aufweist, 
handelt es sich eindeutig um eine separate und unterscheidbare Waffe. Ende 2018 
schätzten die Vereinigten Staaten ein, dass Russland mehrere Bataillone von SSC-
8/9M729-Raketen im Einsatz hat. 
Russland war bereit, den Marschflugkörper SSC-8/9M729 Mitte bis Ende der 
2000er Jahre in einer Weise zu testen, die die wahre Natur der Einsatzmöglichkeit 
zu verschleiern schien. Die Entwickler installierten eine ortsfeste Startvorrichtung 
für das SSC-8/9M729 auf einer der Testrampen auf dem Raketen-Testgelände 
Kapustin Yar. Dieser Teil des Schießplatzes wurde in der Vergangenheit zum 
Testen anderer Raketen verwendet, die vertragskonform waren. 
Russland nutzte die stationäre Startvorrichtung für Flugtests des SSC-8/9M729 
Marschflugkörpers auf Entfernungen von weit über 500 Kilometern. Der Vertrag 
erlaubte die Flugerprobung von Marschflugkörpern auf solche Entfernungen unter 
bestimmten Bedingungen, aber nur, wenn der Flugkörper nicht für den Einsatz am 
Boden entwickelt wurde. Zweck dieser Ausnahme war es, die Erprobung von 
Raketen, die nicht unter den Vertrag fallen, wie z. B. ballistische U-Boot-gestützte 
Raketen oder Marschflugkörper, an Land zu erlauben. Durch die Verwendung der 
stationären Startvorrichtung für die Tests über 500 Kilometer hinaus, versuchte 
Russland zu verbergen, dass die Rakete SSC-8/9M729 als bodengestützte Rakete 
konzipiert war und daher eine Verletzung des Vertrags darstellte. 
Zu einem bestimmten Zeitpunkt in der Entwicklung des SSC-8/9M729 musste 
Russland die Rakete von ihrer vorgesehenen bodenbeweglichen Plattform aus 
einem Flugversuch unterziehen, um die Fähigkeiten zu testen. Diese Tests fanden 
ebenfalls von Kapustin Yar aus statt. Um den Zweck dieser Tests zu verschleiern, 
achtete Russland darauf, dass die SSC-8/9M729 nur auf die Entfernungen von 
weniger als 500 Kilometern und nicht bis zur maximalen Reichweite fliegen. 
  
Einhaltung und Regeltreue – Juni 2020 –Teil II 
dgksp-diskussionspapiere, Juli 2020     83 
Russland ging wahrscheinlich davon aus, dass seine parallele Entwicklung und 
Stationierung des Marschflugkörpers „Iskander“ – ebenfalls vom selben Standort 
aus getestet – eine ausreichende Deckung für seinen INF-Verstoß bieten würde. 
Bis 2015 hatte Russland ein umfassendes Flugerprobungsprogramm beendet, das 
aus mehreren Tests des Flugkörpers SSC-8/9M729 sowohl von ortsfesten als auch 
von mobilen Startvorrichtungen in Kapustin Yar bestand. Im März 2017 wurde 
durch den Generaldirektor von Novator das erfolgreiche Testprogramm für die 
SSC-8/9M729 und für mehrere andere Raketen während der Feier zum Jahrestag 
von Kapustin Jar öffentlich anerkannt; er machte jedoch keine Angaben zu ihren 
Fähigkeiten. Im Vergleich zu anderen modernen Marschflugkörpern schwieg 
Russland auffallend über die Einzelheiten des SSC-8/9M729. 
Um es klar zu sagen: Das SSC-8/9M729 stellte eine flagrante Verletzung des INF-
Vertrags dar, die Russland geheim halten wollte. Die Erkenntnis der USA beruhte 
nicht auf einem Missverstehen zu diesem System oder zu seinen Fähigkeiten. Ein 
Marschflugkörper sollte nicht von einer mobilen Startvorrichtung über eine 
Reichweite von mehr als 500 Kilometern getestet werden und damit den INF-
Vertrag zu verletzen. Außerdem galt der Vertrag für bodengestützte Mittel-
streckenraketen wie die SSC-8/9M729, unabhängig vom Typ des Gefechtskopfes, 
den sie mit sich führen. In jedem Fall ist das SSC-8/9M729 sowohl konventionell 
als auch nuklear einsetzbar. 
Der Ablauf des Versuchs Russlands, heimlich eine Ausnahmeklausel des Vertrags 
auszunutzen, die bodengestützte Flugtests von Mittelstreckenraketen für nicht 
unter den Vertrag fallende Raketen erlaubt, das Fehlen einer Erklärung für diese 
Tests und allgemeine Geheim-haltung der Rakete SSC-8/9M729 bilden einen 
wichtigen Kontext für die Verletzung durch Russland. 
Marine-Marschflugkörper SS-N-30a/Sagaris 
Ab 2013 wurde durch die Verteidigungsindustrie und das Militär Russlands 
öffentlich angeregt, ausgewählte Schiffsklassen mit einem Marschflugkörper-
System auszurüsten, das einem 40-Fuß-Standard-Schiffscontainer ähneln und 
fiktiv als „Kalibr-K“ benannt werden sollte; aber sie gaben nicht an, welche 
Waffen es enthalten würde. 
Dem Bericht eines westlichen Verteidigungsjournals zufolge hat der „Kalibr“-
Raketen-Komplex unter anderem den Bodenziel-Marschflugkörper mittlerer 
Reichweite RS-SS-N-30a/Sagaris (LACM), den Russland von Marineplattformen 
aus gegen Ziele in Syrien eingesetzt hat. 
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Anfang Februar 2019 befürworteten hohe russische Vertreter, darunter Präsident 
Putin, öffentlich Vorschläge, seegestützte „Kalibr“-Raketen an Land aufzustellen. 
Weitere Informationen sind im höher klassifizierten Anhang enthalten. 
Analyse der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
Einschlägige Vertragsbestimmungen 
Der INF-Vertrag definierte eine Mittelstreckenrakete als bodengestützte ballis-
tische Rakete (GLBM) oder GLCM mit einer Reichweite von mehr als 1.000 km, 
aber nicht mehr als 5.500 km. Der Vertrag definierte eine Kurzstreckenrakete als 
eine GLBM- oder GLCM-Rakete mit einer Reichweite von 500 km oder mehr, 
aber nicht mehr als 1.000 km. Eine GLCM wurde als bodengestützter Marschflug-
körper mit einem Fahrzeug als (Waffen-)Trägermittel definiert. 
Artikel I sah vor, dass die Parteien nicht über Mittelstrecken- und Kurzstrecken-
Raketen im Sinne des Vertrags verfügen durften. 
Artikel IV Absatz 1 sah vor, dass die Vertragsparteien weder über Mittelstrecken-
Raketen oder Trägermittel solcher Raketen noch über Unterstützungsstrukturen 
oder Ausrüstung verfügen durften, die den in der dazugehörigen Absichtserklä-
rung aufgeführten Kategorien solcher Raketen und Trägermittel entsprachen. 
Artikel VI Absatz 1 sah vor, dass keine Vertragspartei Mittelstreckenraketen oder 
Stufen oder Trägermittel solcher Raketen herstellen oder Flugtests durchführen 
oder Stufen oder Trägermittel solcher Raketen herstellen darf. 
Artikel VII Absatz 1 sah vor, dass, wenn ein Marschflugkörper flugerprobt oder 
als Trägermittel eingesetzt worden wäre, alle Flugkörper dieses Typs als Träger-
mittel betrachtet würden. 
Artikel VII Absatz 2 sah vor, dass, wenn eine GLCM eine Mittelstreckenrakete 
wäre, alle GLCM dieses Typs als Mittelstreckenraketen betrachtet würden. 
Artikel VII Absatz 4 sah vor, dass die Reichweite einer GLCM, die nicht in 
Artikel III des Vertrags aufgeführt ist, als die maximale Entfernung angesehen 
wird, die der Flugkörper in seiner Standardauslegungsbetriebsart bis zur Erschöp-
fung des Treibstoffs zurücklegen kann, bestimmt durch die Projektion seiner 
Flugbahn auf die Erdkugel vom Abschuss- bis zum Auftreffpunkt. 
Artikel VII Absatz 7 sah vor, dass, wenn ein Trägermittel für den Start einer 
GLCM getestet worden wäre, alle Trägermittel dieses Typs als für den Start von 
GLCM getestet gelten würden. 
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Artikel VII Absatz 8 sah vor, dass, wenn ein Trägermittel einen bestimmten Typ 
von GLCM enthalten oder gestartet hätte, alle Träger dieses Typs als Träger 
dieses Typs von GLCM betrachtet würden. 
Artikel VII Absatz 11 sah vor, dass ein Marschflugkörper, bei dem es sich nicht 
um einen Flugkörper zur Verwendung im bodengestützten Modus handelt, nicht 
als eine GLCM betrachtet wird, wenn er auf einem Testgelände vom ortsfesten 
bodengestützten Trägermittel gestartet wird, die ausschließlich zu Testzwecken 
verwendet wird und sich von GLCM-Trägermitteln unterscheidet. 
Artikel XV Absatz 2 sah vor, dass jede Vertragspartei das Recht hat, vom Vertrag 
zurückzutreten, wenn sie entscheidet, dass außergewöhnliche Ereignisse im 
Zusammenhang mit dem Vertragsgegenstand ihre obersten Interessen gefährdet 
haben. Sie müsste ihre Entscheidung zum Rücktritt der anderen Vertragspartei 
sechs Monate vor dem Vertragsrücktritt mitteilen. Diese Mitteilung muss eine 
Erklärung über die außerordentlichen Ereignisse enthalten, die nach Ansicht der 
notifizierenden Vertragspartei ihre obersten Interessen gefährdet haben. 
SSC-8/9M729 Bodengestützter Marschflugkörper 
Wie oben erwähnt, verbot der INF-Vertrag den Vertragsstaaten, dem Vertrag 
unterliegende Marschflugkörper oder ballistische Raketen zu besitzen, herzu-
stellen oder Flugtests durchzuführen oder Trägermittel dieser Raketen zu besitzen 
oder herzustellen. Es gab vier Kriterien, die bestimmten, ob der Marschflugkörper 
eines Vertragsstaates dem Vertrag unterlag: 
(1) der Marschflugkörper galt als bodenstartfähig [bodengestützt]; 
(2) der Marschflugkörper entsprach der Vertragsdefinition (Artikel II Absatz 2) 
eines Marschflugkörpers; 
(3) der Marschflugkörper war ein Fahrzeug als Trägermittel; und 
(4) der Marschflugkörper hatte eine Reichweite von 500 Kilometern oder mehr, 
aber nicht mehr als 5.500 Kilometer. 
Auf der Basis von Auswertungen des US-Geheimdienstes stellten die Vereinigten 
Staaten fest, dass die SSC-8/9M729 alle vier Kriterien erfüllt. Die Vereinigten 
Staaten haben auch festgestellt, dass all die Trägermittel, die mit dem Typ SSC-
8/9M729 ausgerüstet, gestartet oder für den Start getestet wurden, nach den INF-
Vertragsbestimmungen verboten sind. 
Die Vereinigten Staaten haben festgestellt, dass die SSC-8/9M729 eine GLCM 
mittlerer Reichweite ist, die dem INF-Vertrag unterliegt, und dass der Besitz, die 
Herstellung und die Flugerprobung dieser GLCM durch Russland gegen die 
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Verpflichtungen aus dem INF-Vertrag verstößt, solche Raketen nicht zu besitzen, 
herzustellen oder zu testen (Artikel I, IV und VI). Da diese Verpflichtungen für 
die Erreichung des Vertragsziels und -zwecks von wesentlicher Bedeutung waren, 
sahen die Vereinigten Staaten in der Verletzung einen wesentlichen Vertragsbruch 
durch Russland. 
Marine-Marschflugkörper SS-N-30a/Sagaris 
Wie oben erwähnt, haben einige seegestützte Raketen im „Kalibr“-Raketen-
Komplex eine nachgewiesene Reichweite von 500 km oder mehr. Im Februar 
2019 billigten mehrere hochrangige russische Vertreter, darunter Präsident Putin, 
öffentlich Vorschläge, „Kalibr“-Raketen an Land aufzustellen. Eine einfache 
Befürwortung dieser Vorschläge stellte keine Verletzung des INF-Vertrags dar, 
sowohl weil die Verpflichtungen der Parteien zu diesem Zeitpunkt ausgesetzt 
waren, als auch weil Vorschläge für potenzielle bodengestützte INF-Reichweiten-
Systeme ohne die tatsächliche Herstellung, Erprobung oder den tatsächlichen 
Besitz solcher Systeme selbst keine Verstöße darstellen. Die Billigung dieser 
Vorschläge zeigte jedoch Russlands mangelndes Interesse an einer Rückkehr zur 
vollständigen Einhaltung des Vertrags. Im Februar 2019 hatten die Vereinigten 
Staaten deutlich gemacht, dass sie ihren Rückzugsbescheid zurückziehen würden, 
falls Russland durch die Zerstörung des gegen den Vertrag verstoßenden SSC-8-
Raketensystems und der dazugehörigen Trägermittel zur vollständigen Einhaltung 
des Vertrags zurückkehren würde. Die Billigung der Vorschläge durch Vertreter 
Russlands, „Kalibr“-Raketen auf dem Festland zu stationieren, deutete darauf hin, 
dass Russland, anstatt zu versuchen, sein Verhalten an den Vertrag anzupassen, 
ein zusätzliches Verhalten in Erwägung zog, das mit dem Vertrag unvereinbar 
sein könnte. 
Bemühungen zur Lösung von Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
und die nächsten Schritte 
Nachdem die Vereinigten Staaten im Juli 2014 Russland wegen des Besitzes, der 
Herstellung und Flugerprobung des bodengestützten Marschflugkörper-Systems 
SSC-8/9M729 zum Vertragsverletzer erklärt hatten, drängten sie Russland, zu 
seinen Verpflichtungen aus dem Vertrag zurückzukehren. US-Vertreter brachten 
gegenüber Russland bei wiederholter Gelegenheit und auf verschiedenen Ebenen 
und in verschiedenen Abteilungen in der Regierung Russlands die Besorgnis der 
USA zur Sprache, engagierten die höchsten Ebenen der russischen Regierung und 
übermittelten Russland detaillierte Informationen über die Besorgnis der USA. 
US-Vertreter betonten, dass die fortgesetzte Verletzung und das Versäumnis 
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Russlands, konkrete Schritte zur Rückkehr zur Einhaltung der Bestimmungen zu 
unternehmen, die Verbesserung der bilateralen Beziehungen behinderten und eine 
unhaltbare Situation schufen, in der die Vereinigten Staaten den INF-Vertrag 
einhielten, während Russland ihn verletzte. 
Zwischen Mai 2013 und Februar 2019 unternahmen die Vereinigten Staaten die 
folgenden konkreten Schritte, um gegen die russische Verletzung vorzugehen: 
- Führen von über 30 Gesprächen mit russischen Vertretern auf hoher Ebene;  
- Durchführung von sechs Treffen auf Expertenebene zur Erörterung der 
Verletzung durch Russland: Dazu gehörten zwei Sitzungen der Sonderverifi-
kationskommission (SVC), des für die Umsetzung des Vertrags zuständigen 
Organs, und vier bilaterale Treffen von technischen Experten; 
- Aufnahme von zwei an der Verletzung beteiligten russischen Rechtspersonen in 
die Liste der Entitäten des US-Handelsministeriums; 
- Absichern der Finanzierung durch den Kongress, um mit vertragskonformer 
Forschung und Entwicklung konventioneller, bodengestützter Systeme mittlerer 
Reichweite zu beginnen, um Russland die potentiellen Kosten einer Gefährdung 
des INF-Vertrags aufzuzeigen; 
- Durchführung von mehr als einem Dutzend Sitzungen innerhalb der NATO zur 
INF-Frage und Sicherstellung von sieben formellen Erklärungen der NATO zur 
INF-Frage, in denen Russland aufgefordert wurde, transparent zu sein und 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Tragfähigkeit des Vertrags zu erhalten; 
- Führen von zahlreichen Gesprächen ab 2014 mit Verbündeten im indisch-
pazifischen Raum, wie Japan, der Republik Korea und Australien, im Rahmen 
bilateraler Dialoge, um die Verletzung des INF-Vertrags durch Russland zu 
erklären und die Vorgehensweise der USA zu erörtern, um Russland wieder zur 
Einhaltung der Bestimmungen zu bewegen; 
- nach der Ankündigung von Präsident Trump vom 20. Oktober 2018 über den 
bevorstehenden Rückzug der Vereinigten Staaten aus dem Vertrag – Führen 
von zahlreichen Gesprächen mit Verbündeten, auch mit der NATO auf höchster 
Ebene; 
- Kongress-Vorlage für die fünf jährlichen Berichte über die Regeltreue beim 
Vertrag, in denen die von den USA festgestellte fehlende Regeltreue Russland 
beim Vertrag im Einzelnen dargelegt wird. 
Während des sechsmonatigen Zeitraums nach der Aussetzung, aber vor dem 
Rückzug (2. Februar bis 1. August 2019) drängten die Vereinigten Staaten 
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Russland weiterhin, zur Einhaltung des Vertrags zurückzukehren, unter anderem 
durch: 
- mehr als sechs Treffen auf hoher Ebene mit russischen Vertretern; 
- eine Tagung des NATO-Russland-Rates am 5. Juli; 
- einen strategischen Sicherheitsdialog mit Russland am 17. Juli; und 
- Veröffentlichung des Berichts über die Einhaltung der Rüstungskontroll-
Vorschriften 2019, der einmal mehr die langjährige Nichteinhaltung des 
Vertrags durch Russland widerspiegelt. 
Trotz all dieser Bemühungen der USA, die Situation auf diplomatischem Wege zu 
lösen, blieb Russland bei seiner Verletzung, und die SSC-8 durchlief den Prozess 
der Erprobung, der Produktion bis hin zur Stationierung. 
Über zwei Regierungen hinweg unternahmen die Vereinigten Staaten ernsthafte 
Versuche, die Nichteinhaltung des INF-Vertrags durch Russland zu lösen. Unter 
der Trump-Administration verdoppelten die Vereinigten Staaten ihre Bemühung, 
Russland wieder in Einklang mit einer integrierten Strategie diplomatischer, 
wirtschaftlicher und militärischer Maßnahmen zu bringen. Die Regierung führte 
eine umfassende Überprüfung der andauernden Verletzung des INF-Vertrags 
durch Russland durch, um die möglichen Auswirkungen der Verletzung auf die 
Sicherheit der Vereinigten Staaten, ihrer Verbündeten und Partner abzuschätzen 
und eine angemessene Reaktion zu bestimmen. Am 8. Dezember 2017 kündigte 
die Regierung ihre Integrierte INF-Strategie an, die neue diplomatische, militä-
rische und wirtschaftliche Maßnahmen beinhaltete, die Russland dazu veranlassen 
sollten, zur Einhaltung des Vertrags zurückzukehren und jeglichen militärischen 
Vorteil für Russland zu verweigern, sollte die Verletzung andauern. 
Zunächst bemühten sich die Vereinigten Staaten um eine diplomatische Lösung, 
unter anderem durch den SVC, der durch den INF-Vertrag eingerichtet worden 
war, um „Fragen im Zusammenhang mit der Einhaltung der übernommenen 
Verpflichtungen zu lösen“. Die Vereinigten Staaten beriefen Sitzungen des SVC 
am 15. und 16. November 2016 sowie am 12. und 14. Dezember 2017 ein, um die 
Verletzung durch Russland zu erörtern. Die Ukraine, Kasachstan und Belarus 
nahmen ebenfalls am SVC teil. Darüber hinaus hielten die Vereinigten Staaten 
und Russland im September 2014, April 2015, Juni 2018 und Januar 2019 
bilaterale Expertentreffen ab. 
Zweitens begann das US-Verteidigungsministerium als militärische Reaktion 
Ende 2017 mit der INF-vertragskonformen Forschung und Entwicklung (F&E) 
von konventionellen bodengestützten Mittelstreckenraketen-Konzepten. Diese 
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Forschung und Entwicklung war durch den Vertrag nicht verboten. Nachdem die 
Vereinigten Staaten ihre Verpflichtungen aus dem Vertrag im Februar 2019 
ausgesetzt hatten, begann das DOD mit der Herstellung von Komponenten zur 
Unterstützung der Entwicklungstests dieser Systeme. Diese Aktivitäten waren so 
konzipiert, dass sie umkehrbar sind, falls Russland zu einer vollständigen und 
überprüfbaren Regeltreue zurückkehrte, bevor die Vereinigten Staaten im August 
2019 vom Vertrag zurücktraten. 
Drittens ergriffen die Vereinigten Staaten wirtschaftliche Maßnahmen im Zusam-
menhang mit Russlands INF-Vertragsverletzung – ein den Vertrag verletzendes 
Programm für bodengestützte Marschflugkörper. Die Regierung nahm Russlands 
Unternehmen Novator und Titan, die beide an der Entwicklung des SSC-8/9M729 
beteiligt waren, in die Entitätenliste des Handelsministeriums auf: Dadurch wurde 
eine höhere Hürde für Export-, Wiederausfuhr- oder Transferlizenzen geschaffen. 
Die integrierte INF-Strategie der Verwaltung konzentrierte sich auf zwei Punkte: 
Erhöhung des Drucks auf Russland, zu einer vollständigen und überprüfbaren 
Regeltreue laut Bestimmungen zurückzukehren, und Entwicklung des Vorschlags 
für eine mögliche Verhandlungslösung oder eine Ersatzlösung, die in Verbindung 
mit erhöhtem Druck die Rückkehr Russlands zur Einhaltung der Bestimmungen 
fördern könnte. Mögliche Schritte (einschließlich Verifizierungsmaßnahmen), die 
das Vertrauen in die Rückkehr Russlands zur Einhaltung der Bestimmungen 
ermöglichen würden, hätten mit Russland im Konsultationsprozess vereinbart 
werden müssen. 
Am 20. Oktober 2018 kündigte Präsident Trump an, dass die Vereinigten Staaten 
den INF-Vertrag „kündigen“ würden. Am 4. Dezember 2018 kündigte Minister 
Pompeo an, dass die Vereinigten Staaten eine wesentliche Vertragsverletzung 
durch Russland feststellen würden und dass die Vereinigten Staaten als Abhilfe 
ihre Verpflichtungen innerhalb von 60 Tagen aussetzen würden, wenn Russland 
nicht zu einer vollständigen und überprüfbaren Einhaltung zurückkehrt. Dieser 
Ankündigung ging ein umfangreiches Engagement mit Russland voraus, um es 
davon zu überzeugen, zur Einhaltung zurückzukehren. Am 2. Februar 2019 teilten 
die Vereinigten Staaten Russland mit, dass die Vereinigten Staaten, wie am 
4. Dezember 2018 angekündigt, als Abhilfe für Russlands wesentlichen Vertrags-
bruch ihre Verpflichtungen aus dem Vertrag aussetzen würden. Die Vereinigten 
Staaten kündigten auch an, dass sie sich in Übereinstimmung mit Artikel XV 
innerhalb von sechs Monaten vom Vertrag zurückziehen würden. Wie Minister 
Pompeo am 1. Februar 2019 sagte: „Russland hat die Sicherheitsinteressen der 
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Vereinigten Staaten gefährdet, und wir können nicht länger durch den Vertrag 
eingeschränkt werden, während Russland schamlos gegen ihn verstößt“. Die 
NATO-Verbündeten unterstützten das Vorgehen der Vereinigten Staaten voll und 
ganz. 
Trotz sechsjähriger amerikanischer Diplomatie zur Erreichung dieses Ziels gelang 
es Russland nicht, zu einer vollständigen und überprüfbaren Vertragseinhaltung 
zurückzukehren. Am 2. August 2019 zogen sich die Vereinigten Staaten aus dem 
INF-Vertrag zurück, und der Vertrag wurde gekündigt. Auch hier unterstützten 
die NATO-Mitglieder das Vorgehen der Vereinigten Staaten voll und ganz. 
Hätte Russland beschlossen, zur Einhaltung des Vertrags zurückzukehren, hätte es 
einen klaren Weg nach vorn gehabt. Der INF-Vertrag enthielt Maßnahmen zur 
Beseitigung von Raketensystemen, die Russland hätte anpassen können, um sein 
verletzendes Raketensystem nachweislich zu zerstören. Die Vereinigten Staaten 
legten Russland ein Papier mit angenommenen Schritten für eine verifizierbare 
Beseitigung der Raketen, ihrer Trägermittel und der dazugehörigen Ausrüstung 
vor. Russland weigerte sich jedoch, ihre Verletzung anzuerkennen oder sich 
darüber zu äußern, wie sie zur Einhaltung der Bestimmungen zurückkehren 
könnten. 
Aktivitäten gegenüber Russland 
Die Vereinigten Staaten brachten ihre INF-Bedenken erstmals im Mai 2013 
gegenüber Russland vor. Auf Initiative der USA fanden am 11. September 2014, 
am 20. April 2015 und am 20. und 21. Juni 2018 bilaterale Expertentreffen statt.  
Die Vereinigten Staaten beriefen ferner zwei Sitzungen des SVC, des formellen 
Gremiums im Rahmen des Vertrags zur Behandlung von Einhaltungsbelangen, 
ein: für den 15. und 16. November 2016 sowie für den 12. und 14. Dezember 
2017 ein. Am 15. Januar 2019 trafen sich US-amerikanische und russische 
Experten zum sechsten Mal. 
Im Laufe vieler bilateraler und multilateraler Gespräche stellten die Vereinigten 
Staaten Russland detaillierte Informationen zur Verfügung, die mehr als 
ausreichend waren, um Russland ein substanzielles Engagement in dieser Frage 
zu ermöglichen. Dazu gehörten die folgenden Informationen: 
- Informationen über den Flugkörper und die Trägermittel, einschließlich 
Russlands interner Kennung für das Fahrgestell der mobilen Trägermittel und 
die Namen der an der Entwicklung und Herstellung des Flugkörpers und der 
Trägermittel beteiligten Unternehmen; 
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- Informationen über die Testgeschichte der verletzenden GLCM, einschließlich 
der Koordinaten der Tests und der Versuche Russlands, die Art des Programms 
zu verschleiern; 
- die verletzende GLCM hatte eine Reichweite zwischen 500 und 5.500 km; 
- die verletzende GLCM unterschied sich von der R-500/SSC-7 GLCM oder der 
RS-26 ICBM; und, 
- die Vereinigten Staaten benannten Russlands Kennung für das fragliche System 
mit 9M729. 
Um die Bereitschaft Russlands zur Rückkehr zur Erfüllung seiner Pflichten aus 
dem Vertrag zu beurteilen, beriefen die Vereinigten Staaten eine weitere Sitzung 
des SVC ein, die vom 12. bis 14. Dezember 2017 stattfand. 
Vom 20. bis 21. Juni 2018 hielten die Vereinigten Staaten und Russland ein 
bilaterales Treffen auf Expertenebene ab, um Fragen der Einhaltung und 
Umsetzung des INF-Vertrags zu erörtern. Russland leugnete weiterhin seine 
Verletzung und erhob falsche Anschuldigungen bezüglich der Einhaltung des 
Vertrags durch die Vereinigten Staaten. 
Nach der Ankündigung von Präsident Trump vom 20. Oktober 2018, dass die 
Verletzung des INF-Vertrags durch Russland eine direkte Bedrohung für die 
Sicherheit der USA, Europas und der Welt darstelle, kündigte Minister Pompeo 
am 4. Dezember 2018 an, dass die Vereinigten Staaten ihre Verpflichtungen aus 
dem INF-Vertrag mit Wirkung innerhalb von 60 Tagen als Abhilfe für Russlands 
wesentlichen Vertragsbruch aussetzen würden, sofern Russland nicht zur Regel-
treue zurückkehre. Während dieses Zeitraums von 60 Tagen weigerte sich 
Russland, seine Vertragsverletzung anzuerkennen, und zog es vor, weiterhin 
falsche Anschuldigungen bezüglich der Regeltreue beim Vertrag durch die USA 
und obskure Fakten zu erheben, anstatt mit den Vereinigten Staaten zusammen-
zuarbeiten, um zur Regeltreue zurückzukehren. 
In dem Bemühen, Druck auf die Russische Föderation auszuüben, damit sie zur 
Regeltreue beim Vertrag zurückkehrt, bevor die Vereinigten Staaten ihre Pflichten 
aus dem Vertrag aussetzen, leitete die Unterstaatssekretärin für Rüstungskontrolle 
und internationale Sicherheit, Andrea Thompson, eine behördenübergreifende 
Delegation nach Genf und traf am 15. Januar 2019 mit dem stellvertretenden 
russischen Außenminister Sergej Rjabkow zusammen, um den INF-Vertrag zu 
erörtern. Bei diesem Treffen legten die Vereinigten Staaten erneut schriftlich 
konkrete Schritte vor, die Russland machen könnte, um zu einer vollständigen und 
überprüfbaren Regeltreue zurückzukehren. Russland leugnete weiterhin, dass die 
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Rakete SSC-8/9M729 gegen den Vertrag verstieß, und weigerte sich, über ihre 
Rückkehr zur Einhaltung des Vertrags zu diskutieren. 
Am 23. Januar 2019 war Russland Gastgeber einer Veranstaltung in Moskau, von 
der es behauptete, es sei um eine Demonstration der Rakete SSC-8/9M729. Diese 
Veranstaltung wurde von den Vereinigten Staaten weder beantragt noch besucht. 
Russland stellte nur ein Trägermittel und einen Behälter aus, keine Rakete. Auch 
der Ort des Tests der Rakete 9M729, Kapustin Yar, wurde offenbart und die 
spezifische Transport-Abschuss-Vorrichtung (TEL) gezeigt, mit der die Rakete 
gestartet wurde. Russland bestritt aber, dass die Rakete über 500 km geflogen sei. 
Der unbewegliche Körper des Raketenbehälters änderte jedoch nichts daran – und 
hätte auch nichts daran ändern können – dass es sich bei der SSC-8/9M729 um 
eine GLCM handelte, die bis zu Reichweiten von über 500 km flugerprobt war. 
Vom 30. bis 31. Januar 2019 traf Unterstaatssekretär Thompson mit Mitgliedern 
der P-5 in Peking (China), zusammen, unter anderem mit Vizeaußenminister 
Rjabkow, wo die INF-Frage erneut diskutiert wurde. 
Unabhängig vom Ort des Treffens war die Reaktion Russlands auf das US-
Engagement in den fünf Jahren konsequent: Leugnen jeglichen Fehlverhaltens, 
Verlangen nach mehr Informationen, um festzustellen, wie die Vereinigten 
Staaten die Verletzung entdeckt haben, und unbegründete Gegenvorwürfe, die 
Vereinigten Staaten würden den Vertrag verletzen. Mehr als fünf Jahre lang tat 
Moskau so, als wüsste es nicht, von welcher Rakete oder von welchen Tests die 
Vereinigten Staaten sprachen. Erst als der Sonderassistent des Präsidenten und 
leitende Direktor des NSR für Massenvernichtungswaffen und Nichtverbreitung 
Christopher A. Ford im November 2017 öffentlich die russische Kennung für die 
Rakete – 9M729 – bekannt gab, räumte die russische Seite die Existenz des 
fraglichen neuen Marschflugkörpers ein. Russland schwenkte jedoch sofort zu 
einer neuen Tarngeschichte um, dass ein solch neuer bodengestützter Marschflug-
körper zwar existiere, aber nicht in der Lage sei, durch den Vertrag verbotene 
Reichweiten zu erzielen. Russland hat sich bis heute geweigert, Fragen zu den 
SSC-8/9M729-Tests auf INF-Reichweiten von der stationären Startvorrichtung zu 
beantworten, obwohl die USA spezifische Koordinaten, Informationen über den 
Flugkörper und den Raketenwerfer sowie die Geschichte der Verletzung durch 
Raketentests zur Verfügung stellten. 
Wie oben erwähnt, teilten die Vereinigten Staaten Russland am 2. Februar 2019 
mit, dass die Vereinigten Staaten ihre Verpflichtungen aus dem Vertrag aussetzen, 
um Russlands wesentlichen Vertragsbruch zu beheben, wie das am 4. Dezember 
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2018 schon angekündigt wurde. Die Vereinigten Staaten kündigten auch an, dass 
sie sich in Übereinstimmung mit Artikel XV innerhalb von sechs Monaten vom 
Vertrag zurückziehen würden. Russland hat es versäumt, zu einer vollständigen 
und überprüfbaren Einhaltung des Vertrags zurückzukehren, obwohl die USA 
sechs Jahre lang diplomatisch auf dieses Ziel hingearbeitet haben. Am 2. August 
2019 zogen sich die Vereinigten Staaten aus dem INF-Vertrag zurück, und der 
Vertrag wurde beendet. Wie in der Erklärung der NATO vom 1. Februar 2019 
dokumentiert, unterstützen die NATO-Staaten das Vorgehen der Vereinigten 
Staaten voll und ganz. 
Aktivitäten mit Verbündeten und Partnern 
Die Vereinigten Staaten konsultierten Verbündete und Partner regelmäßig zu 
ihren Bedenken hinsichtlich der Regeltreue bei den Verpflichtungen Russlands 
aus dem INF-Vertrag. Bis zur Vertragsbeendigung im August 2019 arbeiteten die 
Vereinigten Staaten mit ihren Verbündeten in Europa und in der Indopazifik-
Region zusammen, um den politischen Druck auf Russland zu erhöhen, weiterhin 
verfügbare nachrichtendienstliche Informationen mit Verbündeten und Partnern 
auszutauschen und sich über die Bedrohung zu beraten, die von der Entwicklung 
des SSC-8/9M729 durch Russland ausgeht, und über die mögliche Notwendigkeit, 
unsere regionale Verteidigungsdisposition neu auszurichten, um der militärischen 
Drohung Russlands insgesamt, darunter der Stationierung der SSC-8/9M729, 
entgegenzuwirken. 
Der Nordatlantikrat gab am 15. Dezember 2017 eine öffentliche Erklärung ab, in 
der er die Regeltreue zum Vertrag durch die USA bestätigte und Russland ein-
dringlich aufforderte, die ernsten Bedenken, die sein Raketensystem aufwirft, „in 
substanzieller und transparenter Weise anzugehen und aktiv in einen technischen 
Dialog mit den Vereinigten Staaten einzutreten“. In der Erklärung des NATO-
Gipfels vom Juli 2018 wiederholten die Bündnispartner ihre ernsthaften Bedenken 
hinsichtlich des SSC-8/9M729, stellten fest, dass das Verhalten Russlands zu weit 
verbreiteten Zweifeln an der Einhaltung des Vertrags geführt habe, und erklärten, 
dass in Ermangelung einer glaubwürdigen Antwort Russlands „die plausibelste 
Einschätzung wäre, dass Russland den Vertrag verletzt“. Am 22. und 24. August 
2018 führte Unterstaatssekretär Thompson ein behördenübergreifendes Team 
nach Australien an, das u. a. über INF diskutierte. 
Nach der Ankündigung von Präsident Trump vom 20. Oktober 2018, dass die 
Vereinigten Staaten den Vertrag kündigen würden, setzten die Vereinigten Staaten 
ihre Konsultationen mit Verbündeten fort. 
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Die Bündnispartner brachten öffentlich ihre Unterstützung für die Besorgnis der 
Vereinigten Staaten über die anhaltende russische Verletzung zum Ausdruck. Am 
31. Oktober 2018 erklärte NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg im Anschluss 
an eine NATO-Russland-Rat-Sitzung: „Keine Rüstungskontroll-Vereinbarung 
kann wirksam sein, wenn sie nur von einer Seite respektiert wird“. Später, am 
29. November 2018, wiederholte Generalsekretär Stoltenberg in einer 
Stellungnahme, dass „das Vorgehen Russlands den INF-Vertrag untergräbt und 
ihn in ernsthafte Gefahr bringt … Es gibt keine neuen US-Raketen in Europa, aber 
es gibt neue russische Raketen. Ein Vertrag, der nur von einer Seite respektiert 
wird, kann nicht wirksam sein und wird uns nicht die Sicherheit bringen. Wenn 
ein Vertrag die Realität vor Ort nicht mehr berührt, dann ist er nichts weiter als 
ein Stück Papier“. Als die Vereinigten Staaten am 4. Dezember 2018 verkündeten, 
dass Russland den Vertrag wesentlich verletzt habe, erklärte die NATO, dass sie 
„die Feststellung der Vereinigten Staaten, dass Russland seine Verpflichtungen 
aus dem INF-Vertrag wesentlich verletzt hat“, nachdrücklich unterstützt[e] und 
„die Situation, dass die Vereinigten Staaten und andere Parteien den Vertrag 
vollständig einhalten und Russland ihn nicht einhält, untragbar ist“. 
Die Bündnispartner schlossen sich auch den Vereinigten Staaten an, um Versuche 
Russlands zu vereitelten, durch die Verfolgung einer unaufrichtigen Resolution 
über den INF-Vertrag bei den Vereinten Nationen von der Verletzung abzulenken 
und die Verantwortung dafür zu meiden. Zunächst wurde der Resolutionsentwurf 
Russlands am 26. Oktober 2018 im Ersten Ausschuss der Vereinten Nationen 
abgelehnt, Daraufhin brachten die Vereinigten Staaten Verbündete und andere 
Partner am 21. Dezember 2018 in der Generalversammlung der VN dazu, einen 
wiederbelebten Entwurf mit 43 Ja zu 46 Nein bei 78 Enthaltungen abzulehnen. In 
einer Erklärung vom 1. Februar 2019 erklärten die NATO-Mitglieder, dass sie die 
Maßnahmen der Vereinigten Staaten zur Aussetzung ihrer Verpflichtungen und 
zur Ankündigung des Rückzugs aus dem Vertrag voll und ganz unterstützen. Sie 
sagten auch: „Wenn Russland seinen Verpflichtungen aus dem INF-Vertrag nicht 
durch die nachprüfbare Zerstörung aller seiner 9M729-Systeme nachkommt und 
damit zu einer vollständigen und nachprüfbaren Regeltreue zurückkehrt, bevor der 
Rückzug der USA in sechs Monaten wirksam wird, wird Russland die alleinige 
Verantwortung für das Ende des Vertrags tragen“. 
Am 15. und 17. Februar 2019 nahm Unterstaatssekretär Thompson an der 
Münchner Sicherheitskonferenz teil, auf der der INF-Vertrag ein zentrales Diskus-
sionsthema war. 
Einhaltung und Regeltreue – Juni 2020 –Teil II 
dgksp-diskussionspapiere, Juli 2020     95 
Am 2. August 2019 veröffentlichte der Nordatlantikrat eine Erklärung, in der er 
erklärte, dass die Entscheidung der Vereinigten Staaten, sich aus dem Vertrag 
zurückzuziehen, „eine Entscheidung ist, die von den NATO-Verbündeten voll und 
ganz unterstützt wird. Am selben Tag bekräftigte in öffentlichen Äußerungen 
NATO-Generalsekretär Stoltenberg weiter, dass „die NATO in dieser Frage den 
ganzen Weg über geeint sein konnte. Wir verstehen, dass sich alle Bündnispartner 
mit den Vereinigten Staaten in ihrer Haltung gegenüber Russland geeinigt haben. 
Die Vereinigten Staaten und viele andere Bündnispartner haben sich direkt an 
Russland gewandt und über Jahre hinweg versucht, sie davon zu überzeugen, sich 
wieder an den Vertrag zu halten. Alle Bündnispartner sind sich darin einig, dass 
Russland eindeutig den Vertrag verletzt“. 
Über unsere Aktivitäten gegenüber Russland und mit Bündnispartnern hinaus 
haben die Vereinigten Staaten ihre Bedenken transparent dargelegt. Seit 2014 
wird im jeweiligen Jahresbericht des Außenministeriums über die Einhaltung und 
Regeltreue bei Abkommen und Verpflichtungen in den Bereichen Rüstungs-
kontrolle, Nichtverbreitung und Abrüstung festgestellt, dass Russland seine 
Verpflichtungen aus dem INF-Vertrag verletzt. Die offene Fassung des Berichts 
über Regeltreue bei Verpflichtungen ist auf der Website des Außenministeriums 
zur Verfügung gestellt, und die klassifizierten Fassungen wurden dem Kongress 
übermittelt. 
Vertrag über Maßnahmen zur weiteren Reduzierung 
und Begrenzung strategischer Offensivwaffen 
(New-START oder NST) 
Eine Erörterung der Umsetzung der Verpflichtungen Russlands im Rahmen des 
New-START-Vertrags findet sich im Bericht über die Umsetzung vom April 
2020, der gemäß Abschnitt (a) (10) der Senatsentschließung über Beratung und 
Zustimmung zur Ratifizierung des Vertrags zwischen den Vereinigten Staaten von 
Amerika und der Russischen Föderation über Maßnahmen zur weiteren Reduzie-
rung und Begrenzung strategischer Offensivwaffen (auch als Condition (a) (10)-
Bericht bezeichnet) vorgelegt wurde und diesem Bericht als Anhang beigefügt ist. 
Nachstehend ein Auszug über die Einhaltung der Bedingungen durch Russland 
aus dem Condition (a) (10)-Bericht: 
„Auf der Grundlage der zum 31. Dezember 2019 verfügbaren Informationen 
bescheinigen die Vereinigten Staaten der Russischen Föderation, dass sie die 
Bestimmungen des New-START-Vertrags einhält. Die Vereinigten Staaten 
haben der Russischen Föderation auf diplomatischem Wege und im Rahmen 
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der Bilateralen Beratungskommission (BCC) einige Fragen im Zusammenhang 
mit der Umsetzung gestellt. Die Erörterung dieser Fragen war am 31. Dezember 
2019 noch nicht abgeschlossen. Mit dem New-START-Vertrag wurde die BCC 
eingerichtet, um die Ziele und die Umsetzung der Bestimmungen des Vertrags 
zu fördern. Dieses vertrauliche Forum zur Lösung von Fragen im Zusammen-
hang mit der Umsetzung und Einhaltung des Vertrags besteht aus Mitgliedern 
sowohl aus den Vereinigten Staaten als auch aus der Russischen Föderation und 
trat 2019 zweimal zusammen. Für eine detaillierte Erörterung der Fragen, die 
die Vereinigten Staaten zwischen dem 1. Januar 2019 und dem 31. Dezember 
2019 mit der Russischen Föderation aufgeworfen haben, sowie Aktualisie-
rungen zu früher aufgeworfenen Fragen siehe in der klassifizierten Fassung 
dieses Berichts". 
Nuklearinitiativen des Präsidenten 
bezüglich taktischer Nukleare Waffen 
Dieses Kapitel ist eine freiwillige Ergänzung, die über eine einseitige Rüstungs-
kontrollverpflichtung der Russischen Föderation (Russland) berichtet. 
In öffentlichen Reden im Jahr 1991 und 1992 verpflichteten sich die Präsidenten 
der Vereinigten Staaten und der Sowjetunion (der Russischen Föderation bzw. 
Russlands nach der Auflösung der Sowjetunion) als politische Verpflichtung, 
getrennte, aber miteinander verbundene Schritte zur Verringerung der Anzahl und 
des Einsatzes ihrer taktischen Nuklearwaffen zu unternehmen. Diese unilateralen 
Zusagen werden als Nuklearinitiativen des Präsidenten (PNI) bezeichnet. 
In einer am 27. September 1991 im Fernsehen übertragenen Rede an die Nation 
gab Präsident George H.W. Bush die erste unilaterale PNI heraus, in der die 
Vereinigten Staaten Veränderungen sowohl bei ihren strategischen als auch bei 
ihren taktischen Nuklearstreitkräften zusagten. Dazu gehörten auch Zusagen der 
USA in Bezug auf taktische Nuklearwaffen: 
- Die Beseitigung ihres gesamten weltweiten Bestands an bodengestützten, für 
den Kriegsschauplatz bestimmten Kurzstrecken-Nuklearwaffen; 
- Rückführung in die Vereinigten Staaten und Vernichtung aller nuklearen 
Artilleriegranaten und Gefechtsköpfe für ballistische Kurzstreckenraketen 
(SRBM); 
- Entfernung aller taktischen Nukleare Waffen von Überwasserschiffen, 
Angriffs-U-Booten und landgestützten Marineflugzeugen; und 
- Zerstörung vieler dieser boden- und seegestützten Gefechtsköpfe und Sicherung 
der verbleibenden Gefechtsköpfe auf zentralen Plätzen. 
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Präsident Bush deutete an, dass die Vereinigten Staaten diese Maßnahmen unge-
achtet der sowjetischen Reaktion durchführen würden, aber er lud den Präsidenten 
Michail Gorbatschow ein, ähnliche Schritte zu unternehmen, um „diesen Weg mit 
uns zu gehen“. 
In einer am 5. Oktober 1991 im Fernsehen übertragenen Rede reagierte Präsident 
Gorbatschow mit „wechselseitigen Schritten“. In Bezug auf taktische nukleare 
Gefechtsköpfe versprach er, dass die Sowjetunion Folgendes tun würde: 
- Beseitigung aller nuklearer Minen, nuklearen Artillerie-Munition und nuklearen 
Gefechtsköpfe für taktische Raketen; 
- Rückführung der nuklearen Gefechtsköpfe für Luftabwehrraketen aus den 
Truppen und Konzentration in zentralen Basen sowie Beseitigung eines Teils 
davon; und 
- Entfernung aller taktischen nuklearen Gefechtsköpfe von Überwasserschiffen 
und Mehrzweck-U-Booten und Einlagerung der Waffen sowie die mit den 
bodengestützten Marinefliegern verbundenen Waffen in zentralen Lagerstätten. 
Ein Teil der Waffen würde eliminiert werden. 
Nach der Auflösung der Sowjetunion bestätigte Russlands Präsident Boris Jelzin, 
dass Russland der rechtmäßige Nachfolgestaat der UdSSR sei und dass Russland 
die Verantwortung für die Erfüllung der PNI-Zusagen übernehme. In einer am 
29. Januar 1992 im Fernsehen übertragenen Rede reagierte Präsident Jelzin auf 
die zweite PNI-Verlautbarung von Präsident George H.W. Bush mit der weiteren 
Zusage in Bezug auf taktische nukleare Gefechtsköpfe: 
- Einstellung der Produktion nuklearer Gefechtsköpfe für taktische Boden-
raketen, nuklearer Artilleriegranaten und nuklearer Minen sowie Beseitigung 
der Lagerbestände dieser Waffen; 
- Beseitigung eines Drittels der seegestützten taktischen Nuklearwaffen; 
- Beseitigung der Hälfte der nuklearen Gefechtsköpfe für Luftabwehrraketen; 
und 
- Beseitigung der Hälfte der luftgestützten taktischen nuklearen Munition. 
Bei einem Treffen mit US-Vertretern am 6. Oktober 1991 sagte der damalige 
stellvertretende sowjetische Außenminister Obuchow: da die Waffen, die unter 
den INF-Vertrag (Intermediate Range Nuclear Forces) fielen, eliminiert worden 
seien und da im Rahmen der Gorbatschow-Initiative vom 6. Oktober (sic) sowje-
tische taktische nukleare Gefechtsköpfe eliminiert würden, werde es nach dem 
Abschluss der entsprechenden Maßnahmen aus Gorbatschows Rede keine 
nuklearen Gefechtsköpfe für Boden-Boden-Raketen (SSM) unterhalb der inter-
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kontinentalen Reichweite (d. h. 5.500 Kilometer) mehr geben. Er bestätigte auch, 
dass es nach Abschluss der in der Gorbatschow-Initiative umrissenen Schritte 
keine Nuklearwaffen an Bord russischer Schiffe geben werde, mit Ausnahme von 
U-Boot-gestützten ballistischen Raketen (SLBMs). 
Da die Reden der Präsidenten die Hauptquelle der PNI-Zusagen sind, wurden die 
Begriffe nie genau definiert, die zur Beschreibung der einbezogenen Waffentypen 
oder der Maßnahmen zur Beseitigung / zum Abzug der taktischen nuklearen 
Gefechtsköpfe von den Einsatzverbänden in das Zentrallager verwendet werden. 
Es wurde wenig getan, um die Begriffe, die zur Beschreibung eingeschlossener 
Waffentypen verwendet werden, oder die Maßnahmen in Bezug auf den Rückzug 
taktischer nuklearer Gefechtsköpfe aus den Einsatzverbänden in das Zentrallager 
oder die Zerstörung der Gefechtsköpfe weiter zu klären. Seit der Zeit der Zusagen 
haben sowohl die Vereinigten Staaten als auch Russland begonnen, den Begriff 
„nicht-strategische nukleare Waffen“ (NSNW) zu verwenden. 
Das Außenministerium hat früher öffentlich Fragen zur Erfüllung der von 
Russland eingegangenen PNI-Zusagen gestellt. In den Jahren 2004 und 2006 
machte der stellvertretende Außenminister Stephen Rademaker die Besorgnis der 
USA darüber deutlich, dass Russland bei der Umsetzung seiner PNI-Zusagen 
hinter den Erwartungen zurückbleibt. 
Erkenntnisse 
Die Vereinigten Staaten beurteilen, dass Russland nicht alle seine PNI-Verpflich-
tungen einhält. Obwohl Russland seine nicht-strategischen nuklearen Waffen in 
weniger nukleare Waffenlagerstätten konzentriert hat, stehen seine Bemühungen, 
nicht-strategische Systeme mit Dual-use-Kapazität für seine Landstreitkräfte zu 
behalten, im Widerspruch zu seiner PNI-Zusage, nukleare Gefechtsköpfe für 
solche Systeme zu beseitigen. Trotz einer Erklärung eines Vertretern des Außen-
ministeriums (MFA) Russlands aus 2014, dass Änderungen im Vorgehen der 
Streitkräfte auf der Grundlage der PNI vorgenommen wurden, „die immer noch 
von Russland ausgeführt werden“, und anderer genau formulierter Erklärungen 
Russlands, dass die PNI für Russland immer noch „relevant“ seien, beurteilen die 
Vereinigten Staaten auf Grundlage der Aktivitäten Russlands und der Erklärungen 
der Vertretern und Militärs von 1994 bis Mitte der 2000er Jahre, dass Russland 
sich nicht mehr an seine PNI-Verpflichtung gebunden fühlt, alle nuklearen 
Gefechtsköpfe für die Landstreitkräfte zu beseitigen. 
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Verhalten, das Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Einhaltung gibt 
Generalleutnant Bushinskij, Verwaltung für internationale Angelegenheiten des 
Verteidigungsministeriums (MOD), sagte den Vereinigten Staaten 2005, dass 
Russland einige seiner Zusagen bezüglich NSNW überprüfe und dass er „nicht 
sagen könne, dass Russland … alle seine PNI-Zusagen umsetzen würde“. Dies 
war eine Änderung des Tons gegenüber den Erklärungen vor 2003, in denen 
russische Vertreter immer noch immer die Möglichkeit in Aussicht stellten, dass 
alle PNI-Initiativen – einschließlich der Abschaffung nuklearer Sprengköpfe für 
Landstreitkräfte – umgesetzt würden. 
Russland verfügt derzeit über einen aktiven Vorrat an NSNW. Russlands NSNW-
Arsenal umfasst Gefechtsköpfe für ballistische Nahbereichsraketen (CRBM) SS-
21 und ballistische Kurzstreckenraketen (SRBM) SS-26 mit Dual-use-Kapazität. 
Es umfasst auch nukleare Sprengminen und Torpedos für Überwasserschiffe und 
U-Boote. Der U.S. Nuclear Posture Review 2018 stellt fest, dass Russland seine 
Verpflichtungen oder Zusagen im Rahmen mehrerer Instrumente, einschließlich 
der PNI, entweder ablehnt oder vermeidet. Am 3. Februar 2018 gab das Außen-
ministerium Russlands eine Erklärung ab, in der es heißt: 
„Es ist nicht wahr, was die neue US Nuclear Posture Review über Russlands 
angebliches Verweigern der Umsetzung den PNI von 1991–1992 sagt, die die 
politischen Verpflichtungen der beiden Länder zum Abzug und zur Reduzie-
rung nicht-strategischer nuklearer Waffen (taktischer Nuklearwaffen, TNW) 
betreffen. In Übereinstimmung mit den PNI hat Russland den größten Teil 
(75 Prozent) seiner TNW abgebaut und die Übrigen aus seinen Trägermitteln 
entfernt, um diese in den zentralen Lagereinrichtungen auf dem Staatsgebiet zu 
lagern. … Obwohl die PNI kein rechtsverbindliches internationales Abkommen 
sind, sind sie für uns bis zum heutigen Tag relevant“. 
Russische Vertreter haben eine Reihe öffentlicher Erklärungen abgegeben, in 
denen entweder explizit oder implizit gesagt wird, dass Russlands Landstreitkräfte 
mit nicht-strategischen nuklearen Gefechtsköpfen ausgerüstet sind, insbesondere, 
dass die SS-26 SRBM nuklearfähig ist. Nach einer Sitzung des Sicherheitsrates 
am 29. April 1999 sagte der damalige Sekretär des Sicherheitsrates, Wladimir 
Putin, vor der Presse angeblich, Präsident Jelzin habe ein Dekret über ein neues 
Konzept für die Entwicklung und den Einsatz von NSNW unterzeichnet; in 
russischen Presseberichten nach dem Treffen hieß es, der Sicherheitsrat habe die 
nukleare Fähigkeit der SS-26 gebilligt. Im Mai 2000 beschrieb Generaloberst 
Bukrejew, damals Stabschef des Hauptverwaltung Landstreitkräfte, den gegen-
Einhaltung und Regeltreue – Juni 2020 –Teil II 
dgksp-diskussionspapiere, Juli 2020     100 
wärtigen und künftigen Stand der Landstreitkräfte in der Zeitschrift „Armejskij 
Sbornik“ und erklärte, zu den wichtigsten Anforderungen an die Landstreitkräfte 
gehöre die Fähigkeit, Kampfeinsätze unter Einsatz sowohl nuklearer als auch 
konventioneller Waffen durchzuführen, was darauf hindeutete, dass Russland 
nukleare Gefechtsköpfe für seine SS-21 CRBMs behalten habe. Generaloberst 
Wladimir Nikolajewitsch Zarizkij, Chef der Raketentruppen und der Artillerie der 
Streitkräfte, erklärte im November 2003 gegenüber der russischen Presse, dass 
seine Truppen weiterhin im Einsatz von NSNW trainiert würden, um „ständig 
bereit zu sein“, nukleare Schlägen zu führen. Einem Bericht der russischen 
Nachrichtenagentur Interfax zufolge erklärte der Chef des Generalstabs Russlands 
Ende 2008 öffentlich, dass Russland taktische nukleare Waffen als „einen 
hemmenden Faktor für die riesige Anzahl [konventioneller] Waffen in den 
europäischen [NATO-] Ländern“ betrachte. Der Chef der 12. Hauptverwaltung 
(GUMO) des Verteidigungsministeriums – Organisation des MOD, die für die 
Unterhaltung und Sicherung der russischen Nuklearwaffenbestände verantwort-
lich ist – erklärte Ende 2007 öffentlich, dass Russland „einen schwierigen 
südlichen Sektor hat, es hat Nuklearmächte an seinen Grenzen, und daher stellen 
taktische Nuklearwaffen für die Russische Föderation einen Abschreckungsfaktor 
gegen aggressive Akteure dar, die ihr feindlich gesinnt sind“. Im November 2019 
vermerkte das russische Verteidigungsministerium in der Ankündigung auf seiner 
Website, dass eine Raketenbrigade in Westrussland den „Iskander“-Komplex 
anstelle der SS-21 erhält und dass der „Iskander“-Komplex einen nuklearen 
Gefechtskopf tragen kann. 
Weitere Informationen sind im höheren klassifizierten Anhang enthalten. 
Analyse der Bedenken hinsichtlich der Einhaltung 
Die PNI, die 1991 und 1992 in Reden der Präsidenten angekündigt wurden, sind 
rechtlich nicht bindende, einseitige politische Verpflichtungen. Mit diesen poli-
tischen Verpflichtungen sind keine spezifischen Verifizierungsmaßnahmen ver-
bunden. Folglich stützt sich die Überwachung und Bewertung der Einhaltung der 
PNI-Zusagen Russlands in erster Linie auf unilateral gesammelte Information. 
Ausgehend von den o. g. Informationen stehen Russlands Bemühungen, ein Dual-
use-System für seine Landstreitkräfte beizubehalten, im Widerspruch zu seiner 
PNI-Zusage, Lagerbestände an Gefechtsköpfen für diese Waffen zu beseitigen. 
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Bemühungen zur Lösung der Bedenken hinsichtlich der Einhaltung 
und die nächsten Schritte 
Seit Mitte der 2000er Jahre gab es keine substantielle Diskussion mit Russland 
über diese Fragen. Obwohl Russland sich weiterhin an einige PNI-Zusagen hält, 
wie z. B. die Konsolidierung der Gefechtsköpfe und wahrscheinlich den erklärten 
Abbau von Lagerbeständen, beurteilen die Vereinigten Staaten, zum Teil auf der 
Grundlage von Aussagen russischer Militärs von 1994 bis Mitte der 2000er Jahre, 
dass Russland sich nicht mehr an seine PNI-Zusage gebunden fühlt, alle nuklearen 
Gefechtsköpfe für bodengestützte taktische Raketen zu beseitigen. 
Abkommen über Management und Entsorgung von Plutonium 
Im Jahr 2000 haben die Vereinigten Staaten und die Russische Föderation das 
Abkommen über Management und Entsorgung von Plutonium (PMDA) unter-
zeichnet und vorläufig angewendet, in dem sich jedes Land verpflichtet, nicht 
weniger als 34 Tonnen waffenfähiges Plutonium, aus seinen jeweiligen Verteidi-
gungsprogrammen zu entfernen und nachweislich zu entsorgen. Im Jahr 2006 und 
2010 unterzeichneten die Vereinigten Staaten und Russland Protokolle zur 
Änderung des PMDA. Die PMDA trat in der geänderten Fassung am 13. Juli 2011 
in Kraft. 
Im Oktober 2016 kündigte der russische Präsident Putin an, dass Russland die 
„Umsetzung“ des PMDA, unter Berufung auf „unfreundliche Handlungen“ der 
Vereinigten Staaten und die „Unfähigkeit der Vereinigten Staaten von Amerika, 
die Erfüllung ihrer Verpflichtungen sicherzustellen“, aussetzen werde. In der 
Folge stellte Russland klar, dass die Aussetzung des PMDA angeblich Reaktion 
auf die Sanktionen der USA sei, die wegen Russlands Krim-Besetzung verhängt 
worden waren, sowie auf Verzögerungen und vorgeschlagene Änderungen am 
PMDA-Programm der USA. Dies ist das vierte Jahr, dass die PMDA im Bericht 
über Regeltreue angesprochen wird. 
Die PMDA sieht vor, dass die Entsorgung des im Rahmen des Abkommens 
bestimmten Plutoniums durch Bestrahlung als Brennstoff in Kernreaktoren oder 
durch andere Methoden erfolgt, die von den Parteien schriftlich vereinbart werden 
können. Die PMDA legt keine rechtsverbindlichen Fristen für den Beginn oder 
den Abschluss der Plutoniumentsorgung fest, enthält jedoch ein nicht verbind-
liches Ziel, mit der Entsorgung im Jahr 2019 zu beginnen. Russland teilte den 
Vereinigten Staaten 2014 mit, dass es im Rahmen des Abkommens in der Lage 
wäre, bis 2018 mit der Entsorgung von Plutonium durch Bestrahlung zu beginnen, 
dass es aber erst dann mit der Entsorgung beginnen wird, wenn die Vereinigten 
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Staaten bereit sind, mit der Entsorgung ihres PMDA-Plutoniums zu beginnen 
(was mit dem Abkommen vereinbar ist). (In dieser Hinsicht kündigte Russland die 
Fertigstellung seiner Brennstoff-Produktionsanlage gegen Jahresende 2014 an). 
Die Vereinigten Staaten sind nicht bereit, mit der Entsorgung ihres Plutoniums zu 
beginnen. Seit 2014 haben die Vereinigten Staaten im Ergebnis der Überprüfung 
aus Haushaltsgründen nach einer kostengünstigeren Alternative zur Bestrahlung 
für ihre Plutonium-Entsorgung im Rahmen des Abkommens gesucht. Im Jahr 
2019 ergriff das Energieministerium Maßnahmen, um das Projekt zum Bau einer 
Mischoxid-Brennstoff-Produktionsanlage (MOX) zu beenden. Zuvor hatten die 
Vereinigten Staaten geplant, diese Anlage im Rahmen des Abkommens für die 
Entsorgung von Plutonium zu nutzen, indem sie es zu Brennstoff für die 
Bestrahlung in kommerziellen Kernreaktoren verarbeiten. Es sind weitere Schritte 
erforderlich, um die Pläne für die US-Entsorgung durch eine alternative Methode 
(Verdünnung / Entsorgung im geologischen Endlager) zum Abschluss zu bringen, 
bevor Russlands Zustimmung zur Methode, wie laut PMDA, angefordert wird. 
Erkenntnisse 
Es gibt keinen Hinweis darauf, dass Russland eine seiner PMDA-Verpflichtungen 
verletzt hat. Die Mitteilung Russlands vom Oktober 2016 über die angebliche 
Aussetzung des PMDA gab Anlass zu Bedenken hinsichtlich der künftigen Erfül-
lung der PMDA-Verpflichtungen durch Russland. Diese Bedenken können auf die 
eine oder andere Weise ausgeräumt werden, sobald die Vereinigten Staaten in der 
Lage sind, Russland auf den US-Vorschlag für eine Alternative zur Bestrahlung 
für die Entsorgung seines PMDA-Plutoniums anzusprechen. 
Verhalten, das Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Regeltreue gibt 
Der russische Präsident kündigte im Erlass vom Oktober 2016 die Entscheidung 
an, die Umsetzung des PMDA „auszusetzen“. In dem Erlass hieß es auch, dass 
Russland keinerlei PMDA-Plutonium an militärische Programme zurückgeben 
oder für nukleare Explosionszwecke verwenden werde. Wie im Compliance-
Bericht 2019 angesprochen, kamen die Vereinigten Staaten zu dem Schluss, dass 
weder der Erlass noch spätere Erklärungen Russlands eine belastbare Grundlage 
im Rahmen des PMDA darstellen oder diese im Völkergewohnheitsrecht für eine 
solche einseitige Aussetzung unter solchen Umständen zu finden ist. Daher sind 
die Vereinigten Staaten der Ansicht, dass die angebliche Aussetzung des PMDA 
durch Russland keine Rechtswirkung hatte und die Verpflichtungen der beiden 
Parteien aus dem Abkommen nicht berührt. 
Im Berichtszeitraum gab es keine neuen Entwicklungen. 
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Analyse der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
Keine der beiden Parteien verstößt gegen die PMDA. 
Da mit der Entsorgung von Plutonium im Rahmen des Abkommens noch nicht 
begonnen worden war, hat die angebliche Aussetzung des PMDA durch Russland 
weder wesentliche Aktivitäten im Rahmen des Abkommens in den Jahren 2017, 
2018 oder 2019 behindert noch andere Bedenken hinsichtlich des Status der 
Plutoniumvorräte Russlands aufgeworfen. 
Russlands angebliche Aussetzung des PMDA gibt nur Anlass zu potenziellen 
Bedenken hinsichtlich der Regeltreue beim Abkommen, da sie Unsicherheit 
darüber schafft, ob Russland beabsichtigt, seinen Verpflichtungen im Rahmen des 
PMDA in Zukunft nachzukommen. 
Bemühungen zur Lösung der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
und die nächsten Schritte 
Wie im Regeltreuebericht 2019 angegeben, tauschten die Parteien 2016 und 2017 
ihre Meinungen aus und bestritten die Gültigkeit der Rechtsgrundlage für die 
angebliche Aussetzung des PMDA durch Russland. Zusätzliche Informationen 
wurden in früheren Regeltreueberichten gegeben. Abgesehen von der angeblichen 
Suspendierung des PMDA gab das Vorgehen Russlands keinen Anlass zu 
Bedenken hinsichtlich der Regeltreue bei den Bestimmungen. Die Vereinigten 
Staaten sind nach wie vor entschlossen, ihren Verpflichtungen im Rahmen des 
PMDA nachzukommen. 
Die Vereinigten Staaten werden weiter überwachen, ob das Verhalten Russlands, 
abgesehen von seiner angeblichen Aussetzung des PMDA, weiterhin mit seinen 
Verpflichtungen aus dem Abkommen vereinbar ist. 
Vertrag über die Nichtverbreitung von Nuklearwaffen (NPT) 
Dieses Kapitel des Berichts befasst sich mit Entwicklungen, die für die Regeltreue 
beim Vertrag über die Nichtverbreitung von Nuklearwaffen (Nuklearwaffen-
Sperrvertrag oder NVV) von 1968 durch andere Nationen relevant sind, darunter 
ihrer Regeltreue bei damit verbundenen Verpflichtungen zum Abschluss und zur 
Umsetzung eines umfassenden Sicherheitsabkommens (CSA – Comprehensive 
Safeguards Agreement) mit der Internationalen Atomenergie-Organisation 
(IAEO). Dieses Kapitel befasst sich auch mit dem Stand der Bemühungen der 
Länder um den Abschluss und die Umsetzung eines modifizierten Kleinmengen-
Protokolls (SQP – Small Quantities Protocol) zu ihrem CSA sowie mit ihren 
Bemühungen um den Abschluss und die Umsetzung ihres CSA-Zusatzprotokolls 
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(AP – Additional Protocol). Das Kapitel konzentriert sich auf die Entwicklungen 
in den Ländern Birma, Iran, Nordkorea und Syrien. 
Ende 2019 gehörten neun Nichtnuklearwaffen Staaten (NNWS) dem NVV an, die 
noch kein Zusatzprotokoll mit der IAEA in Kraft gesetzt hatten. Obwohl das AP 
so konzipiert wurde, dass es die Anforderungen des NVV erfüllt, gilt heute das 
AP erst in Kombination mit dem CSA weithin als der weltweite Standard für 
nukleare Sicherheitsmaßnahmen. Er enthält Maßnahmen, die die Fähigkeit der 
IAEO erhöhen, die Nichtabzweigung von deklariertem Nuklearmaterial zu 
verifizieren und Zusicherungen zu geben, dass es in einem Staat kein nicht 
deklariertes Nuklearmaterial und keine nicht deklarierten Kernaktivitäten gibt, 
und damit zu gewährleisten, dass der Staat seiner Verpflichtung aus dem NVV 
nachgekommen ist, sämtliches Nuklearmaterial zu friedlichen Zwecken unter 
IAEO-Sicherheitsmaßnahmen zu stellen. Die Vereinigten Staaten unterstützen die 
universelle Annahme des AP durch die Vertragsstaaten des NVV und sind der 
Ansicht, dass die Einhaltung des AP wesentlich ist, um die Wirksamkeit und 
Glaubwürdigkeit der IAEO-Sicherheitsmaßnahmen zu gewährleisten. Ende 2019 
hatten 136 Vertragsstaaten ein AP, das in Kraft getreten war, und der Iran wandte 
das AP bis zu seinem Inkrafttreten vorläufig an. Das AP zum Abkommen der 
Vereinigten Staaten von Amerika und der IAEO für die Anwendung der Sicher-
heitsmaßnahmen in den Vereinigten Staaten von Amerika (US-AP) trat für die 




Die verfügbaren Hinweise unterstützen nicht die Schlussfolgerung, dass Myanmar 
(Birma) den NPT verletzt hat; die Vereinigten Staaten sind jedoch weiter besorgt 
über Birmas Mangel an Transparenz bezüglich der früheren nuklearen Arbeiten, 
da ein großer Teil dieses Wissens beim Militär verbleibt und nicht an die zivile 
Regierung berichtet wird. Birmas Unterzeichnung eines AP zu seinem Sicher-
heitsabkommen in 2013 und seine Ankündigung, dass es sich an das modifizierte 
SQP halten wird, trugen wesentlich zum Vertrauen der USA in die friedlichen 
Absichten der zivilen Führung bezüglich ihres im Entstehen begriffenen Nuklear-
Programms bei. Es sind jedoch mehr als fünf Jahre vergangen, und weder das AP 
noch das modifizierte SQP sind in Kraft getreten. Die Bemühungen, sie in Kraft 
zu setzen und umzusetzen, werden die Zusammenarbeit zwischen den zivilen und 
militärischen Bereichen der birmesischen Regierung erfordern. Die Vereinigten 
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Staaten fordern diese Gremien dringend auf, die Zusammenarbeit, die notwendig 
ist, um die AP und den modifizierten SQP in Kraft zu setzen, nicht länger zu 
verzögern und abzuschließen. Die Umsetzung des AP und eines modifizierten 
SQP durch Birma wird das Vertrauen bezüglich einer Beurteilung der Einhaltung 
des NPT durch Birma stärken. 
Verhalten, das Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Regeltreue gibt 
Birma wurde 1992 Vertragsstaat des NPT, sein CSA mit der IAEA trat 1995 in 
Kraft, und es unterzeichnete 2013 ein AP mit der IAEA. Das Inkrafttreten (EIF) 
des AP wird wirksam, wenn Birma der IAEA mitteilt, dass seine innerstaatlichen 
gesetzlichen Anforderungen erfüllt sind, woraufhin Birma 180 Tage Zeit haben 
wird, seine erste Erklärung bei der IAEA einzureichen. Als ein Land mit wenig 
bis gar keinem Nuklearmaterial schloss Birma 1995 ein SQP zu seinem CSA ab, 
das Schlüsselbestimmungen des CSA in der Schwebe hält, solange Birma nicht 
über Mengen von Nuklearmaterial verfügt, die einen definierten Schwellenwert 
überschreiten oder Nuklearmaterial „in einer Einrichtung wie in“ seinem CSA 
definiert hält. Im Jahr 2005 genehmigte die IAEA die Aktualisierung des Modells 
SQP. Birma hat sein SQP noch nicht geändert, um der Aktualisierung zu folgen, 
aber in 2012 kündigte der damalige Präsident Thein Sein die Absicht Birmas an, 
dies zu tun. 
Birma gab schon 2002 öffentlich die Absicht bekannt, einen nuklearen Reaktor 
zur Forschung für friedliche Zwecke zu erwerben, und 2007 unterzeichnete es ein 
Abkommen mit Russland über die Unterstützung beim Bau eines nuklearen 
Forschungszentrums, einschließlich eines Leichtwasser-Forschungsreaktors. In 
2010 behauptete eine von einer Dissidentengruppe in Auftrag gegebene Analyse, 
dass Birma nach Nukleartechnologie suche und kam zu dem Schluss, dass „diese 
Technologie nur für Nuklearwaffen und nicht für die zivile Nutzung oder Kern-
energie bestimmt ist“. Die damalige birmesische Regierung wies die Behauptung 
als „grundlose Anschuldigungen“ zurück. Birma berichtete 2010, dass es seinen 
Reaktorplan mit Russland „wegen unzureichender Ressourcen und der Sorge der 
Regierung um Missverständnisse, die dies verursachen könnte“, ausgesetzt habe. 
Russland und Birma unterzeichneten am 18. Juni 2015 ein Memorandum of 
Understanding (MOU) für die Zusammenarbeit bei der friedlichen Nutzung der 
Atomenergie, und die beiden Länder richteten Berichten zufolge im Oktober 2016 
ein Arbeitsgremium für die nukleare Technologie-Zusammenarbeit unter dem 
MOU ein. Die birmesische Regierung beschreibt das MOU so, dass es die 
Zusammenarbeit bei der Forschung und Entwicklung der Kernenergie für fried-
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liche Zwecke sowie die nukleare Sicherheit, die Bewertung der Umweltauswir-
kungen der Kernenergie und die nukleare Medizintechnik behandelt. Bisher sind 
keine bedeutenden Nuklearprojekte zwischen den beiden Ländern aufgrund dieser 
Absichtserklärung vorangekommen. 
Zusätzliche Informationen sind im höher klassifizierten Anhang enthalten. 
Analyse der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
Gemäß Artikel II des NVV verpflichtet sich jede NNWS-Vertragspartei u. a., 
„keine Nuklearwaffen oder sonstigen nuklearen Sprengkörper herzustellen oder 
auf andere Weise zu erwerben“. In Artikel III des NVV verpflichtet sich jede 
NNWS-Vertragspartei, „Sicherheitsmaßnahmen … zum ausschließlichen Zweck 
der Überprüfung der Erfüllung ihrer Verpflichtungen zu akzeptieren, die sie nach 
diesem Vertrag eingegangen ist, um ein Abzweigen von Kernenergie von fried-
licher Nutzung zu Nuklearwaffen oder anderen nuklearen Sprengkörpern zu 
verhindern“. Diese Verpflichtung erfordert den Abschluss und die Durchführung 
eines CSA mit der IAEO. 
Wenn das birmesische AP in Kraft tritt, wird Birma u. a. verpflichtet sein, der 
IAEA eine Erklärung vorzulegen, die Informationen über alle Nuklearanlagen und 
alle nuklearbezogenen Aktivitäten enthält. Birma wird auch verpflichtet sein, der 
IAEA erweiterten Inspektionszugang zu gewähren, einschließlich zu zusätzlichen 
Teilen seines nuklearen Forschungsprogramms. Das AP wird es der IAEA auch 
ermöglichen, Proben und Informationen zu sammeln, um die Regeltreue bei den 
Bestimmungen zu überprüfen. Wenn Birma sein SQP modifiziert, um der Aktuali-
sierung von 2005 zu entsprechen, wird dies unter anderem erfordern, dass Birma 
alles nukleare Material deklariert. Darüber hinaus wird von Birma verlangt, früh-
zeitig Informationen über den Entwurf geplanter Nuklearanlagen und den Zugang 
zu Inspektionen zu liefern, Verpflichtungen, die gegenwärtig im Rahmen des SQP 
in der Schwebe gehalten werden. 
Die Vereinigten Staaten haben weiterhin Vertrauen in die Absichten der zivilen 
Führung Birmas, nur Aktivitäten zu verfolgen, die mit einem begrenzten und rein 
friedlichen zivilen Nuklearprogramm vereinbar sind. Die Vereinigten Staaten sind 
trotz der Bereitschaft Birmas, über seine frühere nukleare Arbeit transparent zu 
sein, weiterhin besorgt, da ein großer Teil des Wissens beim Militär verbleibt, das 
nicht unter der Kontrolle der zivilen Regierung steht. Wir haben keine Hinweise 
auf laufende Aktivitäten unter Birmas ziviler Regierung, die Bedenken bezüglich 
der Einhaltung des Programms aufwerfen. Birmas Erklärung zu nuklearbezogenen 
Aktivitäten und Standorte unter einem AP, seine anfängliche Deklaration von 
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nuklearem Material unter einem modifizierten SQP und seine Reaktionsfähigkeit 
auf Fragen der IAEA nach dem EIF und der Implementierung eines AP und eines 
modifizierten SQP sind der Schlüssel zur Beurteilung von Aktivitäten, die in der 
Vergangenheit Bedenken bezüglich der nuklearen Absichten und Aktivitäten des 
Militärs aufgeworfen haben. 
Zusätzliche Informationen sind im höher klassifizierten Anhang enthalten. 
Bemühungen zur Lösung der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
und die nächsten Schritte 
Die Vereinigten Staaten haben eine Reihe von Workshops für die birmesischen 
Vertreter abgehalten, die eine ergänzende Zugangsübung beinhalteten, um das 
Bewusstsein für das AP und das modifizierte SQP zu schärfen und um bei der 
Vorbereitung ihrer zukünftigen Umsetzung zu helfen. Im August 2018 fand ein 
Workshop statt, an dem sich Experten der IAEA und des Energieministeriums der 
Vereinigten Staaten mit Vertretern des birmesischen Generalstaatsanwalts und der 
Parlamentsausschüsse berieten. 
Im Jahre 2019 betonten die Vereinigten Staaten weiterhin, wie wichtig es ist, die 
Zusammenarbeit aller relevanten Behörden zu gewährleisten, um der IAEA eine 
vollständige Berichterstattung zu liefern, alle offenen Fragen und Bedenken der 
IAEA bezüglich der burmesischen Nuklearaktivitäten anzusprechen und das AP 
in Kraft zu setzen und das SQP zu aktualisieren. Die Vereinigten Staaten arbeiten 
mit Partnern zusammen, besonders mit Japan und Australien, um die birmesische 
Zivilregierung zu ermutigen, das AP in Kraft zu setzen und SQP zu aktualisieren. 
Demokratische Volksrepublik Korea (Nordkorea) 
Erkenntnisse 
Die Demokratische Volksrepublik Korea (Nordkorea oder DVRK) hat zu dem 
Zeitpunkt, als sie 2003 ihren Austritt aus dem NVV ankündigte, ihre Verpflich-
tungen aus den Artikeln II und III des NVV und ihrem CSA gegenüber der IAEO 
verletzt, und sie bleibt für diese Verstöße verantwortlich. Nordkoreas anhaltende 
nukleare Aktivitäten machen deutlich, dass es auch seinen Verpflichtungen aus 
der Gemeinsamen Erklärung der Sechs-Parteien-Gespräche von 2005 nicht 
nachgekommen ist, alle Nuklearwaffen und bestehenden Nuklearprogramme 
aufzugeben und zu einem frühen Zeitpunkt zu den Sicherheitsmaßnahmen des 
NVV und der IAEO zurückzukehren. Wie in früheren Berichten erörtert, hat 
Nordkorea seine Verpflichtungen aus dem vereinbarten Rahmenabkommen von 
1994 nicht eingehalten. Nordkorea verletzt damit seine Verpflichtung im Rahmen 
der IAEO-Sicherheitsmaßnahmen. 
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Verhalten, das Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Regeltreue gibt 
Nordkorea trat dem NPT im Dezember 1985 bei, und sein CSA mit der IAEA trat 
1992 in Kraft. 
Unabhängig von der Auslegung der Frage, ob die Mitteilung Nordkoreas aus dem 
Jahr 2003 über den Austritt aus dem NVV rechtswirksam wurde oder nicht, unter-
liegt die DVRK weiterhin den Sicherheitsverpflichtungen der IAEO. Wäre dieser 
Rückzug wirksam geworden, hätte Nordkoreas CSA von 1992 gekündigt und sein 
früheres Sicherheitsabkommen mit der IAEO von 1977 wäre wieder aufgelebt. 
Sollte der Rückzug der DVRK 2003 nicht wirksam werden, wäre das Sicherheits-
abkommen mit Nordkorea von 1992 auch heute noch in Kraft. In beiden Fällen 
verletzt Nordkorea daher gegenwärtig seine IAEO-Sicherheitsverpflichtungen, da 
die IAEO in keiner der Einrichtungen, die unter eines der beiden Abkommen fällt, 
routinemäßige Überwachungsaktivitäten durchgeführt hat. 
In früheren Ausgaben dieses Berichts wurden Verstöße Nordkoreas gegen seine 
Verpflichtungen nach Artikel II und III des NVV und seiner CSA beschrieben, 
bevor es 2003 den Austritt aus dem NVV ankündigte. Wie in früheren Berichten 
erörtert, hielt Nordkorea auch seine Verpflichtungen gegenüber den Vereinigten 
Staaten aus dem Rahmenabkommen von 1994 nicht ein, indem es ein geheimes 
Programm zur Urananreicherung entwickelte und das frühere Einfrieren seiner 
Plutonium-Produktionsanlagen durchbrach. 
Produktionsanlagen 
In einem Bericht vom August 2019 stellte die IAEO fest, dass sie Anzeichen 
beobachtete, die mit dem Betrieb des 5MW(e)-Plutonium-Produktionsreaktors im 
Kernforschungszentrum Yongbyon bis Mitte August 2018 übereinstimmen. Von 
Mitte August bis Ende November 2018 gab es Anzeichen dafür, dass der Reaktor 
nicht kontinuierlich in Betrieb war. Ab Anfang Dezember 2018 gab es keine 
Anzeichen dafür, dass der Reaktor in Betrieb war. 
Im August 2019 stellte die IAEO fest, dass es während des Berichtszeitraums 
Anzeichen gab, die mit der Nutzung der gemeldeten Zentrifugen-Anlage zur 
Urananreicherung in der Kernbrennstabfabrik Yongbyon übereinstimmten, ein-
schließlich des Betriebs der Kühlaggregate und der regelmäßigen Bewegung von 
Fahrzeugen. Die IAEO berichtete, dass sie seit Anfang 2019 keine weiteren 
Renovierungs- und Bauarbeiten an Gebäuden im südöstlichen Bereich der Kern-
brennstabfabrik Yongbyon beobachtet hat, dass es jedoch Anzeichen für eine 
mögliche chemische Verarbeitung in diesen Gebäuden während des Berichts-
zeitraums gegeben hat. 
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Im Jahr 2017 hatte der IAEO-Generaldirektor Amano festgestellt, dass die Uran-
Anreicherungsanlage Nordkoreas ihre Größe verdoppelt habe, wobei er feststellte, 
dass die Situation „in eine neue Phase eingetreten“ sei. 
Nordkorea baut auch einen experimentellen Leichtwasserreaktor (ELWR – 
experimental light water reactor) in Yongbyon. Das gab Nordkorea 2010 öffent-
lich bekannt. Ende September und Anfang Oktober 2018 berichtete die IAEO, 
dass sie Aktivitäten beobachtet habe, die mit dem Transfer wichtiger Reaktor-
Komponenten in das Reaktorsicherheitsgebäude in Einklang stehen. Nach Mitte 
Oktober 2018 beobachtete die IAEO keine Aktivitäten mehr, die im ELWR-
Bauhof mit der Herstellung von Hauptreaktor-Komponenten in Einklang standen. 
Sie beobachtete aber weiterhin die Bewegung von Baufahrzeugen nahe dem 
Reaktorsicherheitsbehälter, an der Turbinenhalle und elektrische Schaltanlage, die 
im Berichtszeitraum fortgesetzt wurde. Die IAEO hat keine Hinweise auf den 
Betrieb des Reaktors beobachtet, obwohl es Hinweise auf einen Test von Teilen 
der Kühlinfrastruktur im März 2019 gab. 
Bei erfolgreichem Abschluss und Betrieb könnte der ELWR Nordkorea mit einer 
relativ kleinen Stromquelle versorgen. Es könnte beabsichtigt sein, Nordkorea 
eine zivile Rechtfertigung für den Besitz von Technologie zur Urananreicherung 
zu liefern, die zur Herstellung von Spaltmaterial für Nukleare Waffen verwendet 
werden könnte. 
Von September bis November 2018 beobachtete die IAEO zusätzliche Aktivitäten 
in der Nähe des Flusses Kuryong, die möglicherweise mit Änderungen am Kühl-
system für den im Bau befindlichen ELWR und/oder den 5MW(e)-Plutonium 
produzierenden Reaktor in Yongbyon zusammenhingen. 
Im August 2019 berichtete die IAEO, dass es Hinweise auf anhaltende Bergbau-, 
Mahl- und Konzentrationsaktivitäten an Standorten gab, die zuvor als Uranberg-
werk Pyongsan und Urankonzentrationsanlage Pyongsan deklariert worden waren. 
Die Vereinigten Staaten glauben, dass die Möglichkeit weiterer nicht identifi-
zierter Nuklearanlagen in Nordkorea besteht. 
Zusätzliche Informationen sind im höher klassifizierten Anhang enthalten. 
Testaktivitäten 
Nordkorea hat keinen Nukleartest mehr durchgeführt – seit seinem sechsten 
Nukleartest am 3. September 2017, von dem es behauptete, er sei eine „zwei-
stufige thermonukleare Waffe“ gewesen. Am 1. Januar 2018 gab Kim Jong Un 
bekannt, dass Nordkorea im Laufe des Jahres 2017 das Ziel „Vervollkommnung 
der nationalen Nuklearstreitkräfte“ erreicht habe. 
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Am 20. April 2018 kündigte Kim Jong Un an, dass Nordkorea alle Nuklear- und 
ICBM-Tests einstellen und das Nukleartestgelände P'unggye abbauen werde. 
Nordkorea kündigte am 25. Mai 2018 an, dass das Nukleartestgelände P'unggye 
„vollständig abgebaut“ worden sei. In einer separaten Erklärung stellte das 
Nuklearwaffen-Institut der DVRK fest, dass „der Rückbau des Nukleartest-
geländes so durchgeführt wurde, dass alle Tunnel im Testgelände durch Explosion 
einstürzen und die Tunneleingänge vollständig verschlossen werden“. Journalisten 
des Auslands wurden eingeladen, der „Demontage“ während einer Zeremonie am 
24. Mai beizuwohnen. Internationale Inspektoren wurden jedoch nicht eingeladen, 
den Prozess zu überprüfen, so dass die Vereinigten Staaten nicht in der Lage sind, 
den Umfang der Demontage des Geländes zu bestätigen. Obwohl Kim Jong Un 
zugesagt hat, auf dem Nukleartestgelände P'unggye den Besuch von US-Experten 
zuzulassen, steht dieser Besuch noch aus. 
Die Ergebnisse der am 24. Mai 2018 in dem Nukleartestgelände P'unggye durch-
geführten Rückbauarbeiten sind mit ziemlicher Sicherheit reversibel. 
Es ist auch möglich, dass Nordkorea ein weiteres Nukleartestgelände entwickeln 
könnte, wenn es sich dafür entscheidet. 
Weitere Informationen sind im höher klassifizierten Anhang enthalten. 
Analyse der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
In der Gemeinsamen Erklärung der Sechs-Parteien-Gespräche aus dem Jahr 2005 
verpflichtete sich Nordkorea, alle Nuklearwaffen und die bestehenden Nuklear-
programme aufzugeben und zu einem frühen Zeitpunkt zu den Sicherheitsmaß-
nahmen des NVV und der IAEO zurückzukehren. Nordkorea unterzeichnete auf 
dem Gipfeltreffen in Singapur im Juni 2018 eine Gemeinsame Erklärung, in der 
es sich unter anderem verpflichtete, „auf eine vollständige Denuklearisierung der 
koreanischen Halbinsel hinzuarbeiten“. Seitdem hat Nordkorea keine weiteren 
Nukleartests durchgeführt und bekannt gegeben, dass das Nukleartestgelände 
P'unggye vollständig abgebaut worden sei. Kim Jong Un erklärte Ende Dezember 
2019, dass sich die DVRK nicht mehr an ihr selbst auferlegtes Moratorium für 
Nuklearwaffentests gebunden fühle. 
Nordkorea hatte seine Verpflichtungen aus den Artikeln II und III des NVV und 
seines CSA verletzt, bevor es 2003 seinen Austritt aus dem NVV ankündigte. Im 
gesamten Jahres 2019 hatten die Vereinigten Staaten weiter erhebliche Bedenken 
zum nuklearen Waffenprogramm Nordkoreas und seiner fortgesetzten Produktion 
von spaltbarem Material. 
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Das Versäumnis Nordkoreas, qualifizierten internationalen Inspektoren die Beob-
achtung und Überprüfung der Demontage des Nukleartestgeländes P'unggye zu 
gestatten, wirft die Frage auf, ob Nordkorea auf weitere Nukleare Waffentests 
verzichten wird. 
Bemühungen zur Lösung der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
und die nächsten Schritte 
Nach einem intensiven diplomatischen Engagement und einem Tauwetter in den 
Beziehungen zwischen Nord- und Südkorea hielten Präsident Donald J. Trump 
und der Vorsitzende Kim Jong Un am 12. Juni 2018 in Singapur einen ersten, 
historischen Gipfel ab und unterzeichneten eine gemeinsame Erklärung, in der 
sich der Vorsitzende Kim dazu verpflichtete, auf eine vollständige Denukleari-
sierung der koreanischen Halbinsel hinzuarbeiten. Seit dem Gipfeltreffen haben 
die Vereinigten Staaten ihre Zusammenarbeit mit Nordkorea fortgesetzt, um auf 
die Umsetzung der in Singapur eingegangenen Verpflichtungen hinzuarbeiten. 
Am 19. September 2018 unterzeichneten der südkoreanische Präsident Moon Jae-
in und Kim Jong Un die Gemeinsame Erklärung von Pjöngjang, in der Nordkorea 
seine Bereitschaft zu weiteren Schritten, darunter der endgültigen Stilllegung 
seiner Kernanlage in Yongbyon, zum Ausdruck brachte, falls die Vereinigten 
Staaten „entsprechende Maßnahmen im Geiste der Gemeinsamen Erklärung vom 
12. Juni zwischen den USA und der DVRK ergreifen“. Nordkorea verpflichtete 
sich in der Gemeinsamen Erklärung auch zur „dauerhaften Demontage des Test-
geländes für Raketentriebwerke Dongchang-ri und der Startplattform unter Beob-
achtung von Experten aus den betreffenden Ländern“. 
Präsident Donald J. Trump und der Vorsitzende Kim Jong Un trafen vom 27. bis 
28. Februar 2019 in Hanoi, Vietnam, ein zweites Mal zusammen. Obwohl keine 
Einigung erzielt wurde, wurden detaillierte Positionen ausgetauscht. Die USA 
teilten ihren Gesprächspartnern in der DVRK mit, dass die Vereinigten Staaten 
bereit sind, alle in der Gemeinsamen Erklärung von Singapur eingegangenen 
Verpflichtungen – gleichzeitig und parallel – zu erfüllen, dabei die Umgestaltung 
der Beziehungen, die Schaffung eines dauerhaften und stabilen Friedens und die 
vollständige Denuklearisierung der koreanischen Halbinsel. Die Vereinigten 
Staaten sind auch bereit zu prüfen, wie Investitionen mobilisiert, die Infrastruktur 
verbessert, die Ernährungssicherheit erhöht und Vieles mehr getan werden kann, 
sofern die DVRK ihre Verpflichtungen zur Denuklearisierung erfüllt. 
Präsident Trump und Kim Jong Un trafen sich am 30. Juni 2019 ein drittes Mal 
kurz in der entmilitarisierten Zone, wo Präsident Trump als erster amtierender 
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US-Präsident den Fuß auf nordkoreanischen Boden setzte. Die Vereinigten 
Staaten sind nach wie vor bereit, Nordkorea in konstruktive Verhandlungen 
einzubinden. Bis zur endgültigen, vollständig verifizierten Denuklearisierung 
bleibt die internationale Gemeinschaft jedoch geeint. Die Sanktionen der UNO 
und der USA bleiben in Kraft und werden vollständig durchgesetzt. 
Während des Berichtszeitraums erkannten Länder aus allen Regionen der Welt in 
mehreren multilateralen Foren, darunter die Generalversammlung der Vereinten 
Nationen, der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, das Asien-Europa-Treffen, 
der Ostasien-Gipfel, die IAEO-Generalkonferenz und der NVV-Vorbereitungs-
ausschuss, die inakzeptable Bedrohung an, die Nordkoreas Nuklearwaffen-
programm für den Weltfrieden und die internationale Sicherheit darstellt. Die 
Vereinigten Staaten arbeiten weiterhin mit einem breiten Spektrum von Partnern 
und der internationalen Gemeinschaft an der Notwendigkeit, weiterhin Druck auf 
Nordkorea auszuüben - und an der Notwendigkeit, seine weltweiten Prolifera-
tionsaktivitäten weiterhin wachsam zu beobachten – mit dem Auftrag, seine 
Fähigkeit zur Aufrechterhaltung und Fortsetzung der unrechtmäßigen nuklearen 
und ballistischen Raketenprogramme zu behindern und Anreize für Verhand-
lungsfortschritte zu schaffen. Die Vereinigten Staaten haben auch Umsetzungs-
maßnahmen, einschließlich der Benennung von Sanktionen durch das US-Finanz-
ministerium, gegen diejenigen ergriffen, die an der Umgehung der Sanktionen der 
UNO und der USA beteiligt sind. 
Die Vereinigten Staaten engagieren sich weiterhin in der IAEO und begrüßen die 
Bemühungen der IAEO, zur Wiederaufnahme der Aktivitäten für Überwachung 
und Verifikation in Nordkorea bereit zu sein und zu gegebener Zeit zu erhöhen. 
Die Vereinigten Staaten überwachen Nordkoreas nukleare Aktivitäten weiterhin 
genau. Die endgültige, vollständig verifizierte Denuklearisierung Nordkoreas 
bleibt das vorrangige Ziel der Vereinigten Staaten. Die Vereinigten Staaten sind 
nach wie vor entschlossen, die diplomatischen Verhandlungen mit Nordkorea zur 
Erreichung dieses Ziels fortzusetzen. 
Islamische Republik Iran (Iran) 
Erkenntnisse 
Irans Bemühungen zum Behalten von Daten, Dokumenten und Personal in Folge 
seines Nuklearwaffenprogramms von vor 2004 – wie aus dem von Israel 2018 
erworbenen Atomarchiv hervorgeht – deuten darauf hin, dass der Iran diese Infor-
mationen möglicherweise zumindest teilweise aufbewahrt hat, um technisches 
Fachwissen, das für eine Nuklearwaffenfähigkeit relevant ist, zu erhalten und 
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möglicherweise bei künftigen Bemühungen um eine erneute Bemühungen nach 
Nuklearwaffen zu helfen, falls eine entsprechende Entscheidung getroffen würde. 
Im November 2019 berichtete der amtierende Generaldirektor (DG – Director 
General) der IAEO über die Entdeckung von Partikeln chemisch aufbereiteten 
Urans durch IAEO-Inspektoren an einem nicht deklarierten Ort im Iran und stellte 
fest, dass dies auf die Möglichkeit nicht deklarierten Nuklearmaterials im Iran 
hinweise. Die IAEO setzt ihre Gespräche mit dem Iran bezüglich einer Erklärung 
für das Vorhandensein dieser Uranpartikel fort, die mit der technischen Analyse 
der IAEO übereinstimmt. Das absichtliche Versäumnis Irans, Nuklearmaterial, 
das den IAEO-Sicherheitsmaßnahmen unterliegt, zu deklarieren, würde eine klare 
Verletzung der vom NVV geforderten iranischen CSA und einen Verstoß gegen 
Artikel III des NVV selbst darstellen. Solange der Iran keine vollständige und 
lückenlose Erklärung für das Vorhandensein dieses künstlichen Urans liefert, sind 
die Bedenken der IAEO bezüglich der Sicherheitsmaßnahmen eine Frage der 
aktuellen Verbreitungssicherheit. (Nach dem Berichtszeitraum kamen zusätzliche 
Bedenken hinsichtlich der Regeltreue bei Sicherheitsverpflichtungen und Zusagen 
des Iran auf. Im März 2020 berichtete die Generaldirektion der IAEO, dass der 
Iran es versäumt habe, Inspektoren an zwei von Iran nicht deklarierten Standorten 
Zugang zu gewähren, und nicht substanziell auf die Ersuchen der IAEO um Auf-
klärung über mögliches nicht deklariertes Nuklearmaterial oder Aktivitäten an den 
Standorten und einem dritten, nicht näher benannten Standort geantwortet habe). 
Während des Berichtszeitraums weitete der Iran nach und nach seine Aktivitäten 
zur Urananreicherung und seine Lagerbestände an angereichertem Uran aus – 
Schlüsselfaktoren bei der Bestimmung der Zeit, die erforderlich ist, um genügend 
spaltbares Material für eine Nuklearwaffe oder eine Nuklearwaffe zu produzieren, 
falls der Iran sich für Nuklearwaffen zu entscheiden. 
Sollte Iran eine Nuklearwaffe herstellen oder anderweitig erwerben, würden 
solche Handlungen seine Verpflichtungen nach Artikel II des NVV verletzen. 
Verhalten, das Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Regeltreue gibt 
Geschichte vergangener NPT-Verletzungen 
Der Iran wurde 1970 Vertragsstaat des NVV, dessen CSA 1974 in Kraft trat. Der 
Iran unterzeichnete 2003 ein AP zu seinem CSA, ratifizierte es jedoch nicht und 
führte von Ende 2003 bis Anfang 2006 freiwillig AP-Maßnahmen durch, die er 
dann aber nicht mehr umsetzte. Seit Januar 2016 wendet der Iran sein AP bis zu 
dessen Inkrafttreten vorläufig an, wozu er sich im Rahmen des Gemeinsamen 
Umfassenden Aktionsplans (JCPOA – Joint Comprehensive Plan of Action) 
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verpflichtet hat. Die Regeltreue beim NVV durch den Iran wurde erstmals im 
Bericht von 1992 angesprochen. Die Vereinigten Staaten stellten im Bericht 2005 
fest, dass der Iran nicht regeltreu die Bestimmungen des ASR sowie die Artikel II 
und III des NVV umsetzt. 
Die Aktivitäten im Zusammenhang mit den früheren Verletzungen der Verpflich-
tungen des Iran gemäß den Artikeln II und III des NVV und seines CSA begannen 
Anfang der 1980er Jahre. Im Jahr 2002 enthüllte öffentlich eine iranische Opposi-
tionsgruppe die im Bau befindlichen geheimen Nuklearanlagen in Natanz und in 
Arak, die der Iran der IAEO nicht gemeldet hatte. Berichte aus der daraus resultie-
renden IAEO-Untersuchung veranlassten den IAEO-Gouverneursrat (BOG – 
Board of Governors), für den Iran 2005 fehlende Regeltreue bei seinem CSA zu 
erklären und den Fall 2006 dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (UNO-
Sicherheitsrat) zu melden. Im Jahr 2009 gab der Iran bekannt, dass sich nahe der 
iranischen Stadt Qom eine weitere, zuvor nicht deklarierte Urananreicherungs-
anlage im Bau befindet, nachdem die Vereinigten Staaten, das Vereinigte König-
reich und Frankreich die Existenz der Anlage öffentlich bekannt gegeben hatten. 
Von 2006 bis 2011 verabschiedete der Sicherheitsrat mehrere Resolutionen zu 
Iran, von denen fünf einige verbindliche Verpflichtungen nach Kapitel VII der 
UN-Charta auferlegten (Resolutionen 1696, 1737, 1747, 1803 und 1929 des UN-
Sicherheitsrats). 
Wie in früheren Regeltreueberichten sowie in mehreren Berichten der IAEO 
dargelegt wurde, führte der Iran von 2006 bis 2013 weiterhin Aktivitäten im 
Zusammenhang mit der Urananreicherung und mit schwerem Wasser durch, die 
sowohl gegen die Resolutionen des UN-Sicherheitsrates als auch gegen die BOG-
Resolutionen der IAEO verstießen: Forschungs- und Entwicklungsarbeiten an 
weiterentwickelten Zentrifugen; Anreicherung von Uran auf fast 20 Prozent in der 
Pilot-Anlage zur Brennstoff-Anreicherung in Natanz und auch in der Fordow-
Anlage zur Brennstoff-Anreicherung; Bau von Teilen des Schwerwasser-mode-
rierten Forschungsreaktors IR-40 in Arak, der für die Produktion von waffen-
fähigem Plutonium geeignet war; und Betrieb seiner Schwerwasser-Produktions-
anlage in Arak. Während dieser Zeit arbeitete der Iran nicht in vollem Umfang mit 
der IAEO in Bezug auf seine deklarierten Anlagen zusammen. Insbesondere hat 
Iran, wie bereits in früheren Fassungen dieses Berichts festgestellt, keine Informa-
tionen zur Konstruktion vorgelegt oder zu Konstruktionsänderungen im Vorfeld 
von Maßnahmen zur Änderung bestehender Anlagen oder zum Bau neuer 
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Anlagen gemeldet, wie dies nach dem geänderten Code 3.1 der Ergänzenden 
Abmachungen zu Irans CSA erforderlich ist. 
Von 2008 bis 2014 berichtete die IAEO über anhaltende Besorgnis über die 
mögliche Existenz nicht deklarierter nuklearer Aktivitäten in Iran, an denen 
militärnahe Organisationen beteiligt sind. Im Anhang zum Bericht des General-
direktors der IAEO vom November 2011 wurde die Grundlage für die Besorgnis 
über das, was die IAEO damals als mögliche militärische Dimension (PMD – 
possible military dimensions) des iranischen Nuklearprogramms nannte, ausführ-
lich dargelegt. Der Bericht stellte fest, dass der Iran nach glaubhaften Berichten 
aus verschiedenen Quellen bis 2003 ein strukturiertes Militärprogramm hatte, 
einschließlich Aktivitäten im Zusammenhang mit der Entwicklung der nuklearen 
Zuladung für eine Rakete, und dass einige nukleare Aktivitäten, bezogene auf 
Waffen, möglicherweise auch nach 2003 fortgesetzt wurden. 
Am 2. Dezember 2015 veröffentlichte die IAEO ihre abschließende Beurteilung 
der vergangenen und gegenwärtigen offenen Fragen in Bezug auf das iranische 
Nuklearprogramm. Der Bericht wies auf Bereiche hin, in denen die IAEO als 
Antwort auf ihre Anfragen keine ausreichenden Informationen erhielt oder in 
denen andere der IAEO zur Verfügung stehende Informationen die Aussagen des 
Iran nicht unterstützten. 
Die Offenlegung von Dokumenten aus dem Amad-Plan – dem früheren iranischen 
Nuklearwaffenprogramm – durch Israel im Jahr 2018 wirft zusätzliche Fragen 
darüber auf, dass der Iran kritische Informationen über seine früheren Nuklear-
waffenaktivitäten vor der IAEO verheimlicht hat. 
Im September 2018 gab der israelische Premierminister Netanjahu bei der UN-
Generalversammlung öffentlich bekannt, dass der Iran in Teheran ein Lagerhaus 
unterhalten habe, das vermutlich zusätzliche Ausrüstung und Materialien im 
Zusammenhang mit dem früheren iranischen Nuklearwaffenprogramm aufnehme. 
Netanjahu behauptete, das Lager habe einmal 15 Kilogramm Nuklearmaterial 
enthalten, das inzwischen entfernt worden sei. 
Die IAEO untersucht weiterhin die Quelle des chemisch aufbereiteten Urans, das 
an einem der IAEO nicht gemeldeten Standort entdeckt wurde, und ob es von 
einem nicht gemeldeten Standort stammte. Der Iran hat auch Schritte unter-
nommen, um ehemalige Wissenschaftler von Waffenprogrammen – z. B. bei der 
iranischen Organisation für Verteidigungsforschung und Innovation (SPND), 
einer dem iranischen Ministerium für Verteidigung und Logistik der Streitkräfte 
unterstellten Organisation, die militärische Forschung und Entwicklung betreibt – 
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weiter mit waffenrelevanten technischen Aktivitäten mit Dual-use-Verwendung 
zu beschäftigen (und zwar unter der fortgesetzten Leitung des ehemaligen Leiters 
dieses Programms, Moshen Fakrizadeh), was darauf hindeutet, dass der Iran diese 
Informationen zumindest teilweise bewahrt hat, um im Falle einer Entscheidung 
zur Wiederaufnahme dieser Arbeit bei künftigen Entwicklungsarbeiten im Bereich 
der Nuklearwaffen zumindest potenziell helfen zu können. 
Besorgniserregende Aktivitäten während des Berichtszeitraums 
Schritte zur Ausweitung des Nuklearprogramms über akzeptierte Einschränkungen hinaus: 
Der iranische Präsident Rouhani kündigte am 8. Mai 2019, ein Jahr nach der 
Ankündigung von Präsident Trump, die Beteiligung der Vereinigten Staaten am 
JCPOA zu beenden, an, dass der Iran damit beginnen werde, die Erfüllung wich-
tiger nuklearer Verpflichtungen im Rahmen des Abkommens einzuschränken, 
wenn die iranischen Forderungen nicht erfüllt würden. Daraufhin begann der Iran, 
die wichtigsten anreicherungsbezogenen Beschränkungen im JCPOA schrittweise 
zu überschreiten, wobei etwa alle 60 Tage ein neuer Schritt angekündigt wurde. 
Mitte Juni kündigte der Iran öffentlich an, dass er am 27. Juni [2019] die Grenze 
für das Volumen der Lagerbestände an angereichertem Uran überschreiten werde, 
und auch die Absicht, die Anreicherung über die 3,67-Prozent-Marke hinaus vor-
zunehmen. Anfang Juli gab die amtierende GD der IAEO zwei Berichte heraus, 
die bestätigten, dass der Iran die JCPOA-Grenzwerte sowohl hinsichtlich des 
Volumens seines Lagerbestands an angereichertem Uran als auch hinsichtlich des 
Umfangs der Urananreicherung überschritten hatte. Die IAEO sagte zunächst, 
dass der Iran die 300-kg-Grenze für die Menge an schwach angereichertem Uran-
hexafluorid (UF6) (oder das Äquivalent in verschiedenen chemischen Formen, das 
202,8 kg Uran (U) entspricht), die er lagern durfte, überschritten hatte, wobei sie 
feststellte, dass der Lagerbestand am 1. Juli [2019] 205,0 kg U erreicht hatte. Eine 
Woche später berichtete die IAEO, dass der Iran kürzlich aktualisierte Konstruk-
tionsinformationen für die Anlage in Natanz zur Brennstoff-Anreicherung (FEP – 
Fuel Enrichment Plant) vorgelegt habe, die eine Anreicherung von bis zu fünf 
Prozent widerspiegeln, wobei der Betreiber die Anreicherung des UF6-Produkts 
auf etwa 4,5 Prozent schätzte. Die IAEO nutzte ihre Online-Anreicherungs-
monitore, um zu überprüfen, ob der Anreicherungsgrad des Produkts in der FEP 
die Anreicherungsgrenze von 3,67 Prozent am 8. Juli überschritt, 60 Tage nach 
Irans Ankündigung seiner Absicht, die Umsetzung der JCPOA-Grenzwerte 
einzuschränken. 
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Bis zum 8. November war der Vorrat an angereichertem Uran auf 372,3 kg Uran 
im Iran angestiegen, davon 212,6 kg auf 3,67 Prozent angereichertes Uran, das 
vor dem 8. Juli produziert worden war, und 159,7 kg auf 4,5 Prozent angerei-
chertes Uran, das nach dem 8. Juli produziert worden war. 
Anfang September kündigte der Iran an, dass sein nächster Schritt zur Einschrän-
kung der Umsetzung seiner JCPOA-Verpflichtungen die Aufhebung aller Be-
schränkungen bei der Entwicklung weiterentwickelter Zentrifugen für die Uran-
anreicherung sein werde. Präsident Rouhani erklärte, dass „alle unsere Zusagen 
für Forschung und Entwicklung im Rahmen des JCPOA vollständig aufgehoben 
werden“, und kündigte neue weiterentwickelte Zentrifugen-Forschungs- und Ent-
wicklungsaktivitäten (F&E) sowie Herstellung und Erprobung neuer Zentrifugen-
Modelle mit potenziell höherer Effizienz an. 
Im Anschluss an diese Ankündigung berichtete die IAEO, dass der Iran mit der 
Installation fortgeschrittener Zentrifugen in der Pilot-Brennstoffanreicherungs-
anlage in Natanz (PFEP) begonnen habe, und verifizierte, dass 22 IR-4, eine IR-5, 
30 IR-6 und drei fortgeschrittene Zentrifugen-Maschinen vom Typ IR-6 installiert 
worden seien. Die IAEA berichtete auch, dass der Iran beabsichtigte, zwei 164-
Maschinen-Kaskaden der Modelle IR-4 und IR-2m wieder zu installieren, die 
zuvor im Rahmen des Abkommens entfernt worden waren. Der Iran teilte der 
IAEO ferner mit, dass er die Kopfstücke der Zentrifugen-Kaskade so ändern 
werde, dass das Produkt und die Endstücke getrennt von den Kaskaden in vier 
F&E-Linien (Nr. 2, 3, 4 und 5) im PFEP gesammelt würden. Am 8. September 
2019 verifizierte die IAEO, dass der Iran die Sammleranschlüsse für die F&E-
Linien 2 und 3 modifiziert hat und die Rohrleitungen in den F&E-Linien 4 und 5 
wieder einbaut. 
Ende September gab die IAEO einen weiteren Bericht heraus, in dem bestätigt 
wurde, dass der Iran das angereicherte Uran, das von den neu installierten fort-
geschrittenen Zentrifugen im PFEP produziert wird, weiter anreichert, obwohl der 
Iran sich im Rahmen des JCPOA verpflichtet hat, dies nicht zu tun. Die IAEO 
stellte auch fest, dass der Iran die Agentur über seine Absicht informiert habe, 
zusätzliche neue Kaskaden im PFEP zu installieren (bestehend aus 20 IR-2m, 
10 IR-5, 20 IR-6s und 164 IR-6-Maschinen), und berichtete, dass der Iran mit der 
Herstellung von Zentrifugen-Rotorrohren unter Verwendung von Kohlefaser 
begonnen habe, die nicht kontinuierlichen Eindämmungs- und Überwachungs-
maßnahmen der IAEO unterliegen – eine weitere Maßnahme, bei der Iran die Ver-
pflichtung für die JCPOA-Zentrifugen-Forschung und -Entwicklung überschreitet. 
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Anfang November [2019] kündigte der Iran an, dass sein nächster Schritt zur Ein-
schränkung der Umsetzung des JCPOA die Injektion von Urangas in mehr als 
1.000 Zentrifugen in seiner Anreicherungsanlage in Fordow zur Herstellung von 
angereichertem Uran sein werde. Im Rahmen des JCPOA ist es dem Iran gestattet, 
1.044 IR-1-Zentrifugen in Fordow zu unterhalten, aber er darf 15 Jahre lang kein 
Uran anreichern oder Nuklearmaterial an den Standort bringen. Bei der Fordow-
Anlage, die 2009 als verdeckte Anreicherungsanlage entdeckt wurde, während sie 
sich noch im Bau befand, handelt es sich um einen befestigten unterirdischen 
Bunker in der Nähe der iranischen Stadt Qom. Iranische Nachrichtenagenturen 
haben berichtet, dass die Anlage in Fordow für eine 20-prozentige Urananreiche-
rung mit einer größeren Anzahl von Zentrifugen bereit ist und dass die AEOI in 
der Lage ist, die Urananreicherungskapazität innerhalb eines Monats auf 20.000 
Separationsarbeitseinheiten (SWU – separative work unit) zu erhöhen. Die IAEO 
meldete kurz darauf, dass ein Zylinder mit natürlichem UF6 in die Fordow-Anlage 
gebracht und an eine bestehende Kaskade von IR-1-Zentrifugen angeschlossen 
worden war. 
Im November 2019 berichtete die IAEO über zusätzliche Aktivitäten und Ent-
wicklungen. Im Oktober und November hatte der Iran die Installation einer Reihe 
von IR-2m-, IR-4-, IR-5, IR-6- und IR-8-Zentrifugen im PFEP in Natanz abge-
schlossen und beabsichtigte, nach Fertigstellung dieser Kaskaden mit diesen 
Maschinen mehr angereichertes Uran zu produzieren. Darüber hinaus teilte der 
Iran der IAEO mit, dass er weitere fortgeschrittene Zentrifugen, darunter die IR-7, 
IR-8B, IR-9, IR-s und IR-6s, im PFEP installieren werde und dass er plane, eine 
neue Generation von Zentrifugen an einem neuen Standort zu testen. Die beiden 
Aktivitäten überschreiten die JCPOA-Grenzwerte ohne vorherige Genehmigung – 
Maschinen dürfen ohne vorherige Genehmigung nicht installiert werden, und 
Tests sind nur an bestimmten Standorten erlaubt. Die Hinzufügung dieser Zentri-
fugen verbessert die Fähigkeit des Iran, Uran anzureichern. 
Die Ausweitung der Urananreicherungstätigkeiten des Iran, einschließlich Ände-
rungen der Konfiguration der Zentrifugen-Kaskade in der Brennstoffanreiche-
rungsanlage Natanz und die Installation fortgeschrittener, effizienterer Zentri-
fugen, ermöglicht dem Iran, entweder mehr Uran anzureichern oder es schneller 
und auf einem höheren Niveau anzureichern. Diese Maßnahmen und Aktivitäten 
bringen den Iran näher an den Besitz der Materialien heran, die zur Herstellung 
einer Nuklearwaffe erforderlich sind, für den Fall, dass in Zukunft eine Entschei-
dung zur Fortsetzung der Produktion von Nuklearwaffen getroffen wird. 
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Irans Ankündigungen und Aktionen werden wahrscheinlich zeitlich so geplant, 
dass sie so viel internationale Aufmerksamkeit wie möglich erhalten, aber bisher 
sind sie wahrscheinlich so getaktet worden, dass keine europäischen Roten-Linien 
ausgelöst werden. 
Iranische Vertreter haben erklärt, dass ihre Aktionen reversibel sind, wenn die 
europäischen JCPOA-Teilnehmer ihren wirtschaftlichen Forderungen nach-
kommen oder die Vereinigten Staaten ihre Sanktionen beenden; die Erfahrungen, 
die der Iran mit der fortgeschrittenen Forschungs- und Entwicklungsarbeit an 
Zentrifugen sammelt, stellen jedoch wahrscheinlich irreversible Erkenntnisse dar, 
die letztlich die Vorbereitungszeit bis zum Besitz einer Nuklearwaffe verkürzen 
könnten, falls der Iran sich dafür entscheidet. 
November 2019 – IAEA-Tagungen 
Anfang 2019 wurden Spuren von chemisch aufbereitetem Uran in Umweltproben 
gefunden, die während der IAEO-Inspektion an einem nicht bei der Agentur 
deklarierten Ort gesammelt wurden. 
Am 7. November 2019 traf der BOG der IAEO auf Ersuchen der amtierenden GD 
zu einer Sondersitzung zusammen, um zwei dringende Fragen im Zusammenhang 
mit der Umsetzung des iranischen NVV-mandatierten Sicherheitsabkommens zu 
erörtern. Die erste Frage betraf den Nachweis von Partikeln von chemisch auf-
bereitetem Uran durch die IAEA an einem nicht deklarierten Ort im Iran. Die 
zweite Frage war die Ende Oktober erfolgte vorübergehende Inhaftierung eines 
IAEO-Inspektors durch den Iran. Der amtierende IAEO-Generaldirektor stellte 
fest, dass die Fragen wichtig genug waren, um dem IAEO-BOG in einer Sonder-
sitzung vorgelegt zu werden, und sagte, dass er den Vorstand über diese Angele-
genheiten auf dem Laufenden halten werde. 
Der Bericht der amtierenden Generaldirektors der IAEO vom 11. November 2019 
enthält zum ersten Mal einen ausdrücklichen schriftlichen Hinweis auf die Ent-
deckung chemisch verarbeiteter Uranpartikel durch die IAEO an einem nicht 
deklarierten Standort im Iran. 
Der letzte Quartalsbericht der IAEA von 2019, der vom BOG veröffentlicht 
wurde, stellt fest, dass „die Agentur natürliche Uranpartikel anthropogenen 
Ursprungs an einem nicht bei der IAEA deklarierten Standort im Iran entdeckt 
hat. Es ist von wesentlicher Bedeutung, dass der Iran seine Interaktionen mit der 
Agentur fortsetzt, um die Angelegenheit so bald wie möglich zu lösen“. (Dies war 
auch nicht das einzige Problem, das offenbar im Hinblick auf die Regeltreue bei 
Sicherheitsverpflichtungen und Zusagen durch den Iran während des Berichts-
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zeitraums auftrat. Im März 2020 machte der Generaldirektor der IAEO öffentlich 
bekannt, dass an nicht weniger als zwei Standorten Probleme mit der iranischen 
Verweigerung des Zugangs von Inspektoren aufgetreten waren). 
In der BOG-Zusammenfassung des IAEO-BOG-Treffens am 21. November 2019 
wurde festgestellt, dass mehrere Mitglieder „das Sekretariat nachdrücklich auffor-
derten, den Rat über alle Entwicklungen bezüglich der Zusammenarbeit Irans mit 
der IAEO auf dem Laufenden zu halten“ und den nächsten IAEO-Generaldirektor 
damit beauftragten, weiter zu Themen der Sicherheitsüberwachung zu berichten. 
Zusätzliche Informationen sind im höher klassifizierten Anhang enthalten. 
Analyse von Fragen zur Regeltreue und Einhaltung 
Im Berichtszeitraum vertraten die Vereinigten Staaten weiterhin die Auffassung, 
dass der Iran derzeit keine Schlüsselaktivitäten in Hinsicht auf den Entwurf und 
die Entwicklung einer Nuklearwaffe durchführt. 
Wie in der abschließenden Bewertung der IAEO vom Dezember 2015 zu früheren 
und gegenwärtigen offenen Fragen in Bezug auf das iranische Atomprogramm 
festgestellt wurde, muss der Iran jedoch noch wichtige Fragen zu seinem früheren 
Nuklearwaffen-Programm beantworten. Angesichts von Leugnungs-/Täuschungs-
geschichten des Iran wirft die Möglichkeit nicht deklarierten Nuklearmaterials 
und nicht deklarierter nuklearer Aktivitäten im Iran, wie sie im November 2019 
vom amtierenden GD der IAEO gemeldet wurde, ernsthafte Bedenken zur Regel-
treue bei den IAEO-Sicherheitsverpflichtungen und beim Artikel III des NVV 
durch den Iran auf. 
Darüber hinaus legen bestimmte Tatsachen nahe – z. B. dass der Iran Akten und 
Informationen aus seinem Nuklearwaffen-Programm aus der Zeit vor dem Jahr 
2004 zurückbehält, dass er sich bemüht, die Informationen vor der internationalen 
Gemeinschaft zu verbergen, und dass er wichtige Wissenschaftler und Vertreter 
aus der Ära des Amad-Plans in eine neue Organisationsstruktur versetzt hat, die 
mit iranischen Militäreinheiten verbunden ist und vom früheren Leiter des Amad-
Plans geführt wird, – dass der Iran diese Bemühungen zumindest zum Teil unter-
nommen hat, um technisches, für eine Nuklearwaffenkapazität bedeutsames Fach-
wissen zu haben, das potenziell bei künftigen Bemühungen helfen kann, Nuklear-
waffen anzustreben, falls eine entsprechende Entscheidung getroffen würde. 
Wenn der Iran eine Nuklearwaffe herstellen oder anderweitig erwerben würde, 
würde er gegen seine Verpflichtungen nach Artikel II des NVV verstoßen. 
Die Vereinigten Staaten haben auch Bedenken, dass die Schritte, die der Iran zur 
Ausweitung des Urananreicherungsprogramms unternommen hat, seine Wissens-
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basis vergrößert haben. Die Erfahrungen, die der Iran aus seiner Fähigkeit zur 
Herstellung fortgeschrittener Zentrifugen gewinnt, stellen wahrscheinlich 
irreversibles Wissen dar, das letztlich die Zeit bis zur Nuklearwaffe verkürzen 
könnte, falls er sich zu einer solchen entscheiden sollte. 
Angesichts der von der IAEO in den letzten fünf Monaten des Berichtszeitraums 
geäußerten neuen Bedenken hinsichtlich der Zusammenarbeit mit dem Iran im 
Bereich der Sicherheitsmaßnahmen haben wir unterstrichen, dass der Iran der 
IAEO unverzüglich eine uneingeschränkte Zusammenarbeit anbieten und seinen 
Verpflichtungen im Bereich der nuklearen Sicherheitsmaßnahmen nachkommen 
muss. Außenminister Pompeo hat klargestellt, dass der Iran als Teil jeder neuen 
und umfassenden Vereinbarung damit aufhören muss, seine frühere Arbeit im 
Bereich der Nuklearwaffen zu leugnen, und sich mit der Frage befassen muss, 
warum er Aufzeichnungen aus dem früheren Nuklearwaffenprogramm aufbewahrt 
hat. Im September 2019 betonte der amtierende Generaldirektor der IAEO, dass 
für Irans uneingeschränkte Kooperation „die Zeit drängt“. 
Die Ankündigung der IAEO auf der Sitzung des Sonderausschusses im November 
über potenzielles, nicht deklariertes Nuklearmaterial im Iran wirft die Möglichkeit 
auf, dass dieses Material heute noch außerhalb der Sicherheitsüberwachung im 
Iran vorhanden sein könnte. Die IAEA setzt sich weiter mit dem Iran in Verbin-
dung, um eine glaubwürdige Antwort auf die Frage zu finden, woher die von der 
IAEA entdeckten Partikel stammen und wo sich das Material und die Ausrüstung, 
aus denen sie stammen, heute noch befinden. Dies wirft die wichtige Frage auf, ob 
der Iran heute seinen Sicherheitsverpflichtungen nachkommt. 
Die Vereinigten Staaten haben klargestellt, dass der Iran seinen nuklearen Sicher-
heitsverpflichtungen in vollem Umfang nachkommen muss, ohne weitere Verzö-
gerung, Leugnung oder Täuschung durch den Iran, die die wesentliche Verifika-
tionsarbeit der IAEO im Bereich der nuklearen Sicherheitsmaßnahmen behindert. 
Das absichtliche Versäumnis des Iran, Nuklearmaterial zu deklarieren, würde eine 
klare Verletzung des vom NVV geforderten iranischen CSA und eine Verletzung 
von Artikel III des NVV selbst darstellen. Der Umfang der Zusammenarbeit Irans 
bei Überwachungs- und Verifikationsaktivitäten der IAEO, auch in Hinsicht auf 
die Bemühungen der IAEO, die für Sicherheitsmaßnahmen relevanten Informa-
tionen in den von Israel erworbenen Amad-Plan-Dokumenten auszuwerten, wird 
ein wichtiger Faktor bei der Beurteilung der Regeltreue beim NVV und bei den 
Sicherheitsverpflichtungen Irans in künftigen Ausgaben dieses Berichts sein. 
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Bemühungen zur Lösung von Fragen zur Regeltreue 
und die nächsten Schritte 
Die Vereinigten Staaten sind nach wie vor entschlossen, dem Iran alle Wege zur 
Nuklearwaffe zu verwehren. Die Vereinigten Staaten haben unterstrichen, dass die 
Aktionen des Iran zum Ausweiten des Urananreicherungsprogramms inakzeptabel 
sind, und haben die anhaltende Herausforderung hervorgehoben, die der Iran für 
den internationalen Frieden und die internationale Sicherheit darstellt. 
Die Vereinigten Staaten werden die internationale Gemeinschaft weiterhin dazu 
ermutigen, die IAEA voll und ganz zu unterstützen, da diese weiter ihr kritisches 
Mandat erfüllt, die Nichtumlenkung von Kernenergie zu Nuklearwaffen oder in 
andere nukleare Sprengkörper zu überprüfen. Die Vereinigten Staaten haben deut-
lich gemacht, dass der Iran in all diesen Fragen uneingeschränkt und unverzüglich 
mit der IAEA zusammenarbeiten muss. 
Im November wurde die Frage des Nachweises von Partikeln von chemisch auf-
bereitetem Uran an einem nicht deklarierten Ort im Detail öffentlich gemacht, und 
die anhaltende Bedeutung dieser Frage wurde danach vom Vorstand klar zum 
Ausdruck gebracht. 
Darüber hinaus werden die Vereinigten Staaten weiterhin alle relevanten Informa-
tionen über mögliches nicht deklariertes Nuklearmaterial und damit zusammen-
hängende Aktivitäten im Iran sowie alle neuen Informationen über mögliche 
nukleare waffenbezogene Forschungs-, Entwicklungs- und Testaktivitäten im Iran 
prüfen, darunter beschaffungsbezogener Informationen, wenn es Anzeichen dafür 
gibt, dass der Iran seine Bemühungen um die Entwicklung von Nuklearwaffen 
wieder aufgenommen hat oder dies beabsichtigt. 
Die Vereinigten Staaten üben maximalen Druck auf das iranische Regime aus, 
gerichtet in Gesamtheit auf sein unheilvolles Verhalten, auch in Bezug auf sein 
Atomprogramm. Die US-Sanktionen seit November 2018 zielen auf kritische 
Sektoren der iranischen Wirtschaft, wie den Energie-, Schifffahrts- und Schiffbau-
Sektor, sowie auf die Bereitstellung von Versicherungen für bestimmte Personen 
oder für sanktionsfähige Aktivitäten und auf Transaktionen, an denen bestimmte 
iranische Finanzinstitute beteiligt sind. 
Minister Pompeo hat deutlich gemacht, dass das Ziel von Sanktionen und ande-
rem Druck auf den Iran darin besteht, das iranische Regime dazu zu veranlassen, 
eine neue, umfassendere und dauerhaftere Vereinbarung zu akzeptieren, die auf 
das gesamte Spektrum der unheilvollen Aktivitäten des Iran gerichtet ist. 
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Am 22. März 2019 benannten das US-Außen- und das US-Finanzministerium 
31 Personen und Einrichtungen – die mit der iranischen Organisation für Verteidi-
gungsforschung und Innovation (SPND) in Verbindung stehen, darunter acht 
Wissenschaftler und technische Experten, die mit dem Amad-Plan in Verbindung 
stehen, – bei denen gemäß der Befugnis nach Executive Order (E. O.) 13382 vom 
29. August 2014 Sanktionen gegen Proliferatoren von Massenvernichtungswaffen 
(MVW) und deren Trägermittel sowie gegen ihre Unterstützer vorgesehen sind. 
Die Benennung unterstreicht, dass unbeantwortete Fragen bestehen zu Irans nicht 
aufgedeckten früheren nuklearbezogenen Aktivitäten in dem Amad-Plan-Rahmen, 
einschließlich Aktivitäten im Zusammenhang mit der Entwicklung einer Nuklear-
ladung für eine Rakete. 
Die Vereinigten Staaten setzen ihre Bemühungen fort, illegale Aktivitäten Irans 
zur Beschaffung in Verbindung mit Nuklear-, Raketen- oder konventionellen 
Waffenprogrammen aufzudecken und zu vereiteln. 
Das Sekretariat der Vereinten Nationen berichtet auch weiterhin über Nuklear-
transfers an den Iran, die von den VN-Mitgliedstaaten als Verstoß gegen die 
Resolution 2231 des VN-Sicherheitsrates (insbesondere Absatz 2 von Anhang B) 
gemeldet wurden – zuletzt über einen Titanstab, ein induktiv gekoppeltes Plasma-
Massenspektrometer, Kohlenstofffiber und Aluminiumlegierungen. 
Die IAEA überwacht und überprüft weiterhin die Einhaltung der Verpflichtungen 
des Iran im Rahmen das CSA und AP sowie die Einhaltung der JCPOA-Pflichten 
durch den Iran. Die Vereinigten Staaten werden den Umfang der Zusammenarbeit 
des Iran mit der IAEA weiter genau überwachen, einschließlich der Zusammen-
arbeit mit den Bemühungen der IAEA, die Quelle von chemisch aufbereitetem 
Uran zu untersuchen, das an einem nicht deklarierten Ort im Iran entdeckt wurde. 
Syrische Arabische Republik (Syrien) 
Erkenntnisse 
Die Syrische Arabische Republik (Syrien) verletzt nach wie vor ihre Verpflich-
tungen aus Artikel III des NVV und seinem CSA mit der IAEA. Syrien hat es ver-
säumt, der IAEO Entwurfsinformationen zum Bau des Atomreaktors in Al Kibar 
(auch bekannt als Dair Alzour) zu melden und zur Verfügung zu stellen, der bei 
einem israelischen Luftangriff im September 2007 zerstört wurde. Syriens heim-
licher Bau des Al-Kibar-Reaktors und seine fortgesetzte Ablehnung von IAEO-
Anträgen auf Zugang und Informationen über den Al-Kibar-Reaktor sowie von 
Informationen über drei gemeldete, funktionell zusammenhängende Standorte 
sind eindeutige Verletzungen Syriens gegen seine Verpflichtungen im Rahmen 
Einhaltung und Regeltreue – Juni 2020 –Teil II 
dgksp-diskussionspapiere, Juli 2020     124 
des CSA, auch in Bezug auf den geänderten Code 3.1 der Zusatzvereinbarungen 
zu seinem CSA. In dem Maße, in dem diese Aktivitäten im Zusammenhang mit 
den Bemühungen um die Entwicklung von Nuklearwaffen unternommen wurden, 
hat Syrien möglicherweise auch gegen Artikel II des NVV verstoßen. Angesichts 
der Tatsache, dass die IAEO am Standort Partikel chemisch verarbeiteter Uran-
Verbindungen gefunden hat, sind die Vereinigten Staaten weiter besorgt darüber, 
ob in Syrien nicht deklariertes Nuklearmaterial vorhanden sein könnte. 
Verhalten, das Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Regeltreue gibt 
Syrien wurde 1968 Vertragsstaat des NVV, dessen CSA 1992 in Kraft trat. Bis 
Ende 2019 hatte Syrien das AP noch nicht unterzeichnet. 
Standort Al Kibar. Bis September 2007 baute Syrien einen nicht deklarierten 
Kernreaktor in Al Kibar (in der Provinz Dair Alzour) in der östlichen Wüste 
Syriens. Nordkorea unterstützte Syrien beim Bau dieses Reaktors. 
Im Mai 2011 veröffentlichte der Generaldirektor (DG) der IAEO einen Bericht, in 
dem er beurteilte, dass die Anlage in Al Kibar „sehr wahrscheinlich“ ein Kern-
reaktor sei, der der IAEO laut Artikel 41 und 42 des syrischen CSA und Code 3.1 
der Zusatzvereinbarungen dazu hätte gemeldet werden müssen. Die IAEO stützte 
sich bei ihrer Beurteilung auf ein breites Spektrum von Fakten, darunter Umwelt-
proben, die während des Besuchs der Organisation an dem Standort im Juni 2008 
entnommen wurden (und die Partikel von anthropogenem Natur-Uran enthielten), 
sowie auf kommerzielle Satelliten- und Radarbilder, Beschaffungsinformationen 
und Informationen, die von IAEO-Mitgliedstaaten zur Verfügung gestellt wurden. 
Der Bericht stellte auch fest, dass der Reaktor Merkmale aufwies, die mit dem 
gasgekühlten, graphitmoderierten Reaktor in Yongbyon in der DVRK vergleich-
bar sind. 
Der israelische Luftschlag von 2007 zerstörte den Reaktor, bevor er in Betrieb 
genommen werden konnte. Nach der Zerstörung des Reaktors unternahm Syrien 
große Anstrengungen, um den Standort zu säubern und Beweise dafür zu ver-
nichten, was zuvor an diesem Standort existiert hatte. Bis Dezember 2007 hatte 
Syrien ein großes Gebäude direkt über dem Ort errichtet, an dem der Reaktor einst 
gestanden hatte. 
Während des Berichtszeitraums gab der Generaldirektor der IAEO einen schrift-
lichen Bericht über Syrien heraus und informierte bei den Sitzungen des Gouver-
neursrates der IAEO (BOG – Board of Governors) darüber, dass Syrien keine 
neuen Informationen vorgelegt hatte, die sich auf die Einschätzung der IAEO 
auswirken würden, dass es sich bei der Anlage in Dair Alzour um einen Kern-
Einhaltung und Regeltreue – Juni 2020 –Teil II 
dgksp-diskussionspapiere, Juli 2020     125 
reaktor handelte, der der IAEO hätte gemeldet werden müssen. Der IAEO-GD 
forderte Syrien weiterhin auf, alle Informationen zu geben und Zugang zu ge-
währen, den die IAEO benötigt, um alle noch offenen Fragen im Zusammenhang 
mit dem Standort zu klären, einschließlich von Informationen über weitere Stand-
orte, die möglicherweise in einer funktionalen Beziehung zum Al-Kibar-Reaktor 
stehen. 
Während Syrien der IAEO weiterhin den Zugang zu anderen beantragten Stand-
orten verweigert, erlaubte es der IAEO, am 27. März 2019 eine Überprüfung des 
realen Bestands (PIV – physical inventory verification) an Syriens erklärtem 
Miniatur-Neutronenquellenreaktor (MNSR) in Damaskus durchzuführen, dem 
einzigen in Betrieb befindlichen Forschungsreaktor Syriens. 
Die IAEO führte am 28. März 2019 ebenfalls eine PIV an einem Ort außerhalb 
der Anlagen durch. 
Weitere Informationen sind im höher klassifizierten Anhang enthalten. 
Analyse der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
Artikel 41 des CSA Syriens mit der IAEO legt fest, dass „die Bereitstellung von 
Bauartinformationen in Bezug auf die neuen Anlagen … so früh wie möglich vor 
der Einführung von Nuklearmaterial in eine neue Anlage zu erfolgen hat“. In dem 
Artikel 42 heißt es u. a., dass 
„die der Organisation zu übermittelnde Bauartinformation in Bezug auf jede 
Anlage, soweit zutreffend, auch für diese gelten: a) die Identifizierung der 
Anlage bei Angabe ihres allgemeinen Charakters und Zwecks, ihrer Nenn-
kapazität und ihres geographischen Standorts sowie den Namen und die 
Anschrift, die für routinemäßige Geschäftszwecke zu verwenden sind …“. 
Im Artikel III Absatz 1 des NVV heißt es: 
„Die nach diesem Artikel erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen sind auf das 
gesamte Ausgangsmaterial oder spezielle spaltbare Material bei allen fried-
lichen nuklearen Tätigkeiten anzuwenden, die im Hoheitsgebiet eines solchen 
Staates, unter seiner Hoheitsgewalt oder irgendwo unter seiner Kontrolle durch-
geführt werden“. 
Am 24. Mai 2011 veröffentlichte die Generaldirektion der IAEO einen Bericht, 
in dem sie beurteilte, dass das in Al Kibar zerstörte Gebäude mit „großer Wahr-
scheinlichkeit“ ein Kernreaktor war, der von Syrien, gemäß Artikel 41 und 42 
seines CSA und dem geänderten Code 3.1 der Zusatzvereinbarungen dazu, hätte 
erklärt werden müssen. Die Vereinigten Staaten stimmten dieser Feststellung zu. 
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Darüber hinaus sind die Vereinigten Staaten, wie oben erwähnt, der Ansicht, dass 
Syrien seine Verpflichtungen aus dem NVV verletzt. 
Der andauernde Bürgerkrieg und die Sicherheitslage in Syrien haben keinen Ein-
fluss auf diese Feststellung. Auf spezifische, wiederholte Ersuchen des General-
direktors der IAEO an Syrien um zusätzliche Informationen und Zugang wurde 
stets mit syrischen Verweigerungen reagiert, statt der Bereitstellung der erbetenen 
Informationen und Konsultationen darüber, wie Syrien den erbetenen Zugang ge-
währen würde, wenn die Bedingungen dies zulassen. 
Bemühungen zur Lösung der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
und die nächsten Schritte 
Am 9. Juni 2011 verabschiedete das BOG der IAEO die Resolution, in der Syrien 
wegen des nicht deklarierten Baus des Kernreaktors in Dair Alzour für nichtregel-
treu mit seinem CSA befunden wurde, und forderte Syrien auf, diese fehlende 
Regeltreue dringend zu beheben und der IAEO Zugang zu allen Informationen, 
Standorten, Materialien und Personen zu gewähren, die notwendig sind, um alle 
Fragen bezüglich des ausschließlich friedlichen Charakters des syrischen Nuklear-
programms zu lösen. Der Rat forderte Syrien auch auf, ein AP zu seinem CSA zu 
unterzeichnen und in Kraft zu setzen. 
Die BOG-Resolution der IAEA verwies die Angelegenheit auch an den Sicher-
heitsrat der Vereinten Nationen (UNSC). Nach der Überweisung durch die IAEO 
traf der UN-Sicherheitsrat 2011 zusammen, um die Angelegenheit zu erörtern, 
ergriff aber keine Maßnahmen. Der UN-Sicherheitsrat hat sich in der Folge nicht 
mit den nuklearen Aktivitäten Syriens befasst. Im Berichtszeitraum haben die 
Vereinigten Staaten weiterhin dafür gesorgt, dass dieses Thema auf der Tages-
ordnung des BOG der IAEO bleibt. Für 2019 drängte die IAEO Syrien weiterhin 
dazu, mit der IAEO in Verbindung mit allen ungelösten Fragen voll und ganz 
zusammenzuarbeiten. Die Vereinigten Staaten haben 2019 keine bilateralen 
Gespräche mit Syrien über sein Atomprogramm geführt. 
Bei den BOG-Sitzungen der IAEO im Berichtszeitraum haben die Vereinigten 
Staaten und gleichgesinnte Partner regelmäßig bekräftigt, dass Syrien dringend 
mit der IAEO zusammenarbeiten müsse, um die seit langem bestehende Nicht-
regeltreue beim Nuklearwaffensperrvertrags zu beheben, und forderten, dass der 
GD weiterhin Bericht erstattet und den Tagesordnungspunkt für jede vierteljähr-
liche BOG-Sitzung aufrechterhält. Die Vereinigten Staaten brachten die Frage der 
Nichteinhaltung des NVV durch Syrien auch in nationalen Erklärungen auf der 
Sitzung des NVV-Vorbereitungsausschusses 2018 und 2019 zur Sprache. Auf den 
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NPT-Vorbereitungsausschusssitzungen 2019 gaben die Vereinigten Staaten und 
51 Co-Sponsoren eine gemeinsame Erklärung ab, in der sie die langjährige 
Nichteinhaltung der Verpflichtungen Syriens in Bezug auf Artikel III des CSA 
und des NPT durch Syrien hervorheben und Syrien auffordern, mit der IAEO 
zusammenzuarbeiten, um diese Probleme zu lösen. 
Für 2019 bestätigte der IAEO-Generaldirektor, dass Syrien der IAEO keine neuen 
substanziellen Informationen oder den Zugang zur IAEO bezüglich des Reaktors 
Al Kibar oder verwandter Standorte zur Verfügung gestellt hat; er forderte Syrien 
weiterhin nachdrücklich auf, in allen ungelösten Fragen uneingeschränkt mit der 
IAEO zusammenzuarbeiten. 
Die Vereinigten Staaten werden die IAEO weiterhin bei der Untersuchung der 
nicht deklarierten nuklearen Aktivitäten Syriens unterstützen, darunter der Forde-
rungen der IAEO nach größerer Transparenz Syriens, und darauf hinarbeiten, dass 
die BOG und die GD so lange mit der Frage befasst bleiben, bis Syrien mit der 
IAEO uneingeschränkt kooperiert hat, um alle offenen Fragen zu klären. 
Schwellenwert-Teststopp-Vertrag (TTBT) 
Der Vertrag zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken über die Begrenzung von unterirdischen 
nuklearen Waffentests, auch bekannt als der Schwellenwert-Teststoppvertrag 
(TTBT – Threshold Test Ban Treaty), wurde 1974 unterzeichnet. 1990 wurde 
dazu ein Protokoll unterzeichnet. Der Vertrag trat 1990 in Kraft. Er legt eine 
nukleare „Schwelle“ fest, indem er jeder Vertragspartei verbietet, unterirdische 
nukleare Waffentests mit einem Stärke von mehr als 150 Kilotonnen an jedem Ort 
unter ihrer Gerichtsbarkeit oder Kontrolle durchzuführen, und er sieht die Notifi-
zierung und Verifizierung von Testaktivitäten vor. 
Erkenntnisse 
Die Vereinigten Staaten bewerten, dass Russland nuklearwaffenbezogene Experi-
mente durchgeführt hat, die nukleare Ergebnisse gaben. Die Vereinigten Staaten 
wissen nicht, wie viele, wenn überhaupt, überkritische oder sich selbst erhaltende 
nukleare Kettenreaktionsexperimente Russland 2019 durchführte. Möglicherweise 
testet Russland auf eine Weise, bei der Kernenergie aus einem Sprengbehälter 
freigesetzt wird, was Bedenken hinsichtlich der Regeltreue zu den TTBT-Melde-
verpflichtungen Russlands aufwirft. Die Absicht Russlands, an seinem Teststand-
ort ein unterirdisches, kernwaffenbezogenes Experiment durchzuführen, das über-
kritisch ist (eine sich selbst erhaltende Kettenreaktion erzeugt) und bei dem davon 
ausgegangen wird, dass es durch einen physischen Bruch des Sprengbehälters zur 
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Freisetzung von Kernenergie führt, unabhängig von der Stärke des eingeplanten 
nuklearen Ergebnisses, würde eine positive TTBT-Notifikation an die Vereinigten 
Staaten erfordern. Eine Nukleartest-Notifikation Russlands würde die Vereinigten 
Staaten auf die bevorstehende Gelegenheit aufmerksam machen, dazu bestimmte 
Aktivitäten zur Verifikation im Einklang mit dem TTBT-Protokoll durchzuführen. 
Ein Versäumnis Russlands, eine genaue jährliche Mitteilung vorzulegen über die 
geplanten Nukleartests, wie im Vertrag definiert und oben dargelegt, und für das 
Folgejahr mit möglicherweise überarbeiteten Notifikationen rechtzeitig zu liefern, 
würden die Vereinigten Staaten daran hindern, ihre Verifikationsrechte, wie in 
Abschnitt III Absatz 2 Buchstabe b des Protokolls angegeben. Basierend auf den 
verfügbaren Informationen geben die russischen Aktivitäten im Zeitraum 1995–
2019 Anlass zur Sorge über Regeltreue bei TTBT-Meldeverpflichtungen durch 
Russland. 
Verhalten, das Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Regeltreue gibt 
Russland erklärte 1991 ein Moratorium für Nuklearwaffentests. In seinen jähr-
lichen Testnotifikationen, die gemäß Abschnitt IV Absatz 2 des Protokolls vor-
gelegt wurden, einschließlich der Notifikation für das Kalenderjahr 2019, gab 
Russland an, dass es im folgenden Kalenderjahr keine unterirdischen nuklearen 
Waffentests im Sinne des TTBT durchführen werde. Aus den Informationen kann 
jedoch etwas anderes hervorgehen. Die Vereinigten Staaten schätzen ein, dass 
Russland nuklearwaffenbezogene Experimente durchgeführt hat, die zu nuklearen 
Ergebnissen geführt haben. Die Vereinigten Staaten wissen nicht, wie viele, wenn 
überhaupt, überkritische oder sich selbst tragende Nuklearexperimente Russland 
im Jahr 2019 durchgeführt hat. Möglicherweise testet Russland auf eine Weise, 
bei der Kernenergie aus einem Sprengbehälter freigesetzt wird. 
Zusätzliche Informationen sind im höher klassifizierten Anhang enthalten. 
Analyse der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
Gemäß Abschnitt IV, Absatz 2 des Protokolls vom Juni 1990 zum TTBT ist die 
Russische Föderation verpflichtet, die Vereinigten Staaten bis spätestens 1. Juni 
eines jeden Jahres zu informieren über die Anzahl der unterirdischen Nuklear-
waffentests nach spezifizierter Kategorie, die Russland im folgenden Kalenderjahr 
durchzuführen gedenkt. Für die Zwecke des TTBT bedeutet ein „unterirdischer 
Kernwaffentest“ entweder eine einzelne unterirdische Kernexplosion auf einem 
Testgelände oder zwei oder mehrere unterirdische Kernexplosionen auf einem 
Testgelände innerhalb eines durch einen Kreis mit einem Durchmesser von zwei 
Kilometern abgegrenzten Gebiets, die innerhalb der Gesamtzeit von 0,1 Sekunden 
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durchgeführt werden und deren Gesamtstärke weniger als 150 Kilotonnen beträgt. 
Das TTBT-Protokoll definiert den Begriff „Explosion“ als „die Freisetzung von 
Kernenergie aus einem Sprengbehälter“. Der Begriff „Sprengkanister“ ist definiert 
als „in Bezug auf jede Explosion der Behälter oder die Abdeckung für einen oder 
mehrere Kernsprengkörper“. Die Vereinigten Staaten interpretieren „Freisetzung 
von Kernenergie aus einem Sprengbehälter“ als die Freisetzung von Kernenergie, 
die aus einem physischen Bruch des Sprengbehälters resultiert. 
Ob hinsichtlich der Aktivität auf dem deklarierten Nukleartestgelände Russlands 
Bedenken hinsichtlich der Einhaltung der Vorschriften bestehen, hängt in erster 
Linie von der Art der durchgeführten Aktivität ab. Subkritische Nuklearexperi-
mente sind durch den TTBT nicht verboten und müssen niemals gemeldet werden, 
basierend auf der Definition eines „Tests“ in dem TTBT. Überkritische nukleare 
waffenbezogene Experimente an sich sind ebenfalls nicht durch TTBT verboten, 
würden aber eine Meldepflicht nach dem TTBT auslösen, wenn bei einem solchen 
überkritischen Test die Freisetzung von Kernenergie durch physischen Bruch des 
Sprengbehälters zu erwarten wäre. 
Die Absicht Russlands, an seinem Testgelände ein unterirdisches nuklearwaffen-
bezogenes Experiment durchzuführen, das überkritisch ist (eine sich selbst erhal-
tende Kettenreaktion erzeugt) und bei dem unabhängig von der Größe der ein-
geplanten nuklearen Ergebnisse davon ausgegangen wird, dass es durch einen 
physischen Bruch des Sprengbehälters zur Freisetzung von Kernenergie führt, 
würde dann ausreichen, um eine positive TTBT-Notifikation zu verlangen. Eine 
Nukleartest-Notifikation Russlands würde die Vereinigten Staaten auf die bevor-
stehende Gelegenheit aufmerksam machen, bestimmte Aktivitäten zur Verifi-
kation im Einklang mit dem TTBT-Protokoll durchzuführen. Ein Versäumnis 
Russlands, eine genaue jährliche Notifikation geplanter Nuklearversuche, wie 
oben definiert, für das folgende Kalenderjahr vorzulegen und gegebenenfalls 
rechtzeitig überarbeitete Notifikationen zu übermitteln, würde die Vereinigten 
Staaten daran hindern, ihre Verifikationsrechte, wie in Abschnitt III Absatz 2 
Buchstabe b des Protokolls festgelegt, auszuüben. 
Bemühungen zur Lösung der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
und die nächsten Schritte 
Jüngst gab es Bemühungen, Definitionen von Nukleartests im P-5-Kontext zu 
diskutieren; bisher waren sie erfolglos. Nichtsdestotrotz werden die Vereinigten 
Staaten weiterhin die Aktivitäten Russlands auf Nowaja Semlja überwachen und 
Russland für seine TTBT-Verpflichtungen in die Verantwortung zu nehmen. Die 
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Vereinigten Staaten werden bilaterale Gespräche auf hoher Ebene mit Russland 
über die Transparenz der Testgelände und andere vertrauensbildende Maßnahmen 
fortsetzen. Die Bedenken der Vereinigten Staaten könnten durch größere Trans-
parenz gemildert werden. 
Moratorien für Nukleartests 
entsprechend dem U.S.-Standard „Zero-Yield“ 
Bis September 1996 hatte jeder der Nuklearwaffenstaaten – China, Frankreich, 
Russland, das Vereinigte Königreich und die Vereinigten Staaten – im Rahmen 
des NVV einseitig freiwillige Nukleartestmoratorien erklärt, die rechtlich nicht 
bindend sind. Obwohl die Vereinigten Staaten nicht an den Testmoratorien von 
anderen Ländern beteiligt sind, werden diese einseitigen Verpflichtungen nach 
eigenem Ermessen in den Bericht über die Einhaltung des Nuklearwaffensperr-
vertrags aufgenommen. 
Die zentrale Herausforderung bei der Interpretation der Einhaltung dieser Mora-
torien besteht darin, zu bestimmen, was jedes Moratorium tatsächlich bedeutet. 
Bereits 1993 haben die Vereinigten Staaten ihr eigenes Nukleartest-Moratorium 
als Verpflichtung definiert, keine „Nuklearexplosionsversuche“ durchzuführen, 
und seit August 1995 haben die Vereinigten Staaten deutlich gemacht, dass sie 
sich an einen „Null-Ergebnis“-Standard [en. „zero-yield“ standard] halten. In dem 
amerikanischen Sprachgebrauch heißt dies, dass das Moratorium jeden Nuklear-
explosionstest abdeckt, der überkritisch ist – also eine sich selbst erhaltende 
Kettenreaktion erzeugt. Das Vereinigte Königreich und Frankreich wenden in 
ihren jeweiligen Testmoratorien denselben Standard an. 
Die Vereinigten Staaten warben für ihre Vision eines „Null-Ergebnis"-Standards 
in den Verhandlungen zu dem Vertrag über das umfassende Verbot von Nuklear-
versuchen (CTBT), beginnend mit der öffentlichen Ankündigung von Präsident 
Clinton im August 1995 in diesem Sinne. Während andere Verhandlungsstaaten, 
darunter alle Nuklearwaffenstaaten (NWS), öffentlich ihr Einverständnis damit 
erklärten, dass der Vertrag „ergebnisfrei“ sein würde, wurde keine Definition des 
Begriffs „ergebnisfrei" in den Vertrag geschrieben oder an anderer Stelle schrift-
lich festgelegt. Der endgültige Vertragstext verbot alle „Nuklearexplosionen“, 
enthielt jedoch keine Definition dieses Begriffs. 
Daher waren sich am Ende der CTBT-Verhandlungen alle Parteien einig, dass der 
Geltungsbereich des CTBT „Zero-Yield“ ist. Die Vertretern Erklärungen Hoher 
Vertreter aller NWS, einschließlich Russlands und Chinas, brachten die Interpre-
tation dieser Staaten zum Ausdruck, dass der Geltungsbereich des CTBT „Zero-
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Yield“ sei. Was genau dies bedeutete, war jedoch weniger klar, da keine schrift-
liche Einigung über die Definition des Begriffs „Zero-Yield“ erzielt wurde. 
In diesem Bericht wird die Einhaltung des CTBT durch kein Land bewertet, da er 
nie in Kraft getreten ist und die Vereinigten Staaten keine Verpflichtungen aus 
dem CTBT haben. Nachdem der CTBT zur Unterzeichnung aufgelegt worden 
war, unterzeichneten sowohl China als auch Russland den Vertrag im Jahr 1996, 
und Russland ratifizierte den Vertrag später im Jahr 2000. Die Vereinigten Staaten 
unterzeichneten den Vertrag 1996, ratifizierten ihn aber nicht. (Nachdem der 
CTBT als Teil des Prozesses der Ratifizierung dem US-Senat zur Beratung und 
Zustimmung vorgelegt worden war, stimmte der Senat 1999 für die Ablehnung). 
Die Vereinigten Staaten stellten im Nuclear Posture Review 2018 und an anderer 
Stelle klar, dass sie nicht beabsichtigen, dem CTBT beizutreten. 
Nichtsdestotrotz ist das Ausmaß wichtig, in dem andere Nuklearmächte dieser 
US-Interpretation folgen – d. h. „Zero-Yield“ im Sinne der Vermeidung einer sich 
selbst tragenden Kettenreaktion, – um zu beurteilen, inwieweit andere Nuklear-
mächte an ihren eigenen Nukleartestmoratorien festhalten. Jegliche Divergenzen 
zwischen den Interpretationen oder Verhaltensweisen der NWS in dieser Hinsicht 
könnten auch erhebliche Auswirkungen auf die nationale Sicherheit der USA und 
auf den internationalen Frieden und die internationale Sicherheit haben – insbe-
sondere im Laufe der Zeit, – wenn ein oder mehrere NWS bereit wären, Nuklear-
tests durchzuführen, von denen sich andere NWS selbst ausgeschlossen fühlten. 
Insbesondere wenn solche Unterschiede verdeckt würden, könnten abweichende 
Auslegungen durch die NWS oder Umsetzung ihrer jeweiligen Moratorien daher 
als Mittel dienen, mit dem einige NWS einen progressiven strategischen Vorteil 
gegenüber NWS mit restriktiverer Auslegung oder Umsetzung erlangen. 
Die Frage des Festhaltens der NWS an ihren Moratorien ist auch wichtig, um be-
urteilen zu können, wie sich diese Länder im Rahmen des CTBT wahrscheinlich 
verhalten würden, falls dieser Vertrag jemals in Kraft treten sollte. Wenn sich ein 
Land z. B. frei fühlt, im Rahmen seines Moratoriums sehr ergebnisarme Tests 
[very-low-yield] durchzuführen, besteht die Gefahr, dass es sich im Rahmen eines 
abgeschlossenen Vertrags ähnlich verhalten wird. (Ein Land könnte solche Tests 
im Rahmen eines Moratoriums durchführen, weil es dieses Moratorium wirklich 
anders interpretiert als die Vereinigten Staaten das eigene Moratorium, oder es 
könnte solche Aktivitäten einfach aus Unehrlichkeit unternehmen – und in der 
Hoffnung, dass die Moratorien anderer Mächte sie daran hindern werden, diesem 
Beispiel zu folgen). Angesichts des Fehlens einer schriftlichen, einvernehmlich 
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vereinbarten Definition des Begriffs „Nukleare Waffentestexplosion“ oder des 
„Zero-Yield“-Standards im CTBT und der Möglichkeit, Tests mit geringen Ergeb-
nissen unterhalb der Nachweisgrenze des von der Vorbereitungskommission für 
die CTBT-Organisation betriebenen internationalen Überwachungssystems durch-
zuführen, könnte das Verhalten unter den heutigen Moratorien im Rahmen des 
Vertrags reproduziert werden, wenn er in Kraft wäre. Auch in dem Fall könnten 
Symmetrien im Verhalten der NWS erhebliche Auswirkungen auf die Sicherheit 
haben, insbesondere im Laufe der Zeit. 
Länderbeurteilungen 
Volksrepublik China (China) 
Erkenntnisse 
China hat auf seinem Nuklearwaffentestgelände Lop Nur während des gesamten 
Jahres 2019 ein hohes Aktivitätsniveau aufrechterhalten. Chinas mögliche Vor-
bereitung auf den ganzjährigen Betrieb seines Testgeländes Lop Nur, die Verwen-
dung von Sprengstoffeinschlusskammern, umfangreichen Erdarbeiten in Lop Nur 
sowie die mangelnde Transparenz seiner Nukleartestaktivitäten – wozu auch die 
häufige Blockierung des Datenflusses von den Stationen des Internationalen 
Überwachungssystems (IMS) zum Internationalen Datenzentrum gehört, das von 
der Vorbereitungskommission für die Organisation des Vertrags über das umfas-
sende Verbot von Nuklearversuchen betrieben wird – geben Anlass zu Bedenken 
hinsichtlich der Einhaltung des „Null-Ergebnis“-Standards, den die Vereinigten 
Staaten, das Vereinigte Königreich und Frankreich in ihren jeweiligen Nuklear-
waffentest-Moratorien einhalten. 
Verhalten, das Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Einhaltung gibt 
Die möglichen Vorbereitungen Chinas, sein Testgelände in Lop Nur ganzjährig zu 
betreiben, die Verwendung von Sprengstoffeinschlusskammern, umfangreiche 
Erdarbeiten in Lop Nur und die mangelnde Transparenz der Nukleartestaktivitäten 
– wozu auch die häufige Blockierung des Datenflusses von seinen Stationen des 
Internationalen Überwachungssystems (IMS) zum Internationalen Datenzentrum 
gehört, das von der Vorbereitungskommission für die Organisation des Vertrags 
über das umfassende Verbot von Nuklearversuchen betrieben wird – lassen jedoch 
Bedenken aufkommen hinsichtlich der Einhaltung des "Null-Ergebnis"-Standards, 
der von den Vereinigten Staaten, dem Vereinigten Königreich und Frankreich in 
ihren jeweiligen Nuklearwaffentest-Moratorien eingehalten wird. 
Zusätzliche Informationen sind im höher klassifizierten Anhang enthalten. 
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Analyse der Bedenken hinsichtlich der Einhaltung 
Chinas mangelnde Transparenz in Bezug auf die Art seiner Testaktivitäten gibt 
Anlass zu Bedenken hinsichtlich Chinas Festhalten an seinem Testmoratorium, 
das China 1996 erklärte und das nach dem amerikanischen „Zero-Yield“-Standard 
beurteilt wurde. 
China hat häufig den Datenfluss von seinen IMS-Stationen zum Provisorischen 
Technischen Sekretariat/Internationalen Datenzentrum der CTBT-Vorbereitungs-
kommission (CTBT PrepCom/PTS/IDC) blockiert, auch nach der PTS/IDC-Zerti-
fizierung der chinesischen IMS-Stationen im Jahr 2018. Die Daten von diesen 
Stationen wurden dem IDC erst im August 2019 zur Verfügung gestellt, als die 
Datenübertragungen wieder aufgenommen wurden, nachdem sie für mehr als ein 
Jahr eingestellt worden waren. Zwar gibt es andere, plausiblere Erklärungen dazu, 
dass China den IMS-Stationen Informationen vorenthält, aber die Vereinigten 
Staaten können nicht ausschließen, dass China an seinem Testgelände Aktivitäten 
durchgeführt haben könnte, die mit seiner Moratorium-Verpflichtung, wie sie in 
Übereinstimmung mit dem amerikanischen „Zero-Yield“-Standard interpretiert 
wird, nicht vereinbar sind. 
Bemühungen zur Lösung der Bedenken hinsichtlich der Einhaltung 
und die nächsten Schritte 
Die Vereinigten Staaten haben versucht, China als vertrauensbildende Maßnahme 
in Diskussionen über die Transparenz von Testgeländen einzubinden, versuchten, 
den Prozess zu beginnen, indem sie die P-5-Staaten (China, Frankreich, Russland 
und das Vereinigte Königreich) auf das Gelände der Nationalen Sicherheit in 
Nevada einluden. Während des Berichtszeitraums wurden US-Besorgnisse über 
das Testverhalten Chinas auch mit chinesischen Diplomaten im P-5-Kontext 
angesprochen. China hat sich gegen ein solches Engagement im Zusammenhang 
mit Nukleartests nachdrücklich gewehrt. 
Darüber hinaus werden die Vereinigten Staaten die Aktivitäten in China weiterhin 
beobachten. 
Russische Föderation (Russland) 
Erkenntnisse 
Die Vereinigten Staaten stellen fest, dass Russland nukleare Waffenexperimente 
durchgeführt hat, die zu nuklearen Ergebnissen geführt haben und nicht mit dem 
amerikanischen „Zero-Yield“-Standard vereinbar sind. Die Vereinigten Staaten 
wissen nicht, wie viele, wenn überhaupt, überkritische oder sich selbst tragende 
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Nuklearexperimente Russland im Jahr 2019 durchgeführt hat. Obwohl Russland 
1996 sein Moratorium für Nukleartests erneuerte, haben einige seiner Aktivitäten 
seit 1996 gezeigt, dass es sich nicht an den Nullertragsstandard der USA hält, der 
überkritische Tests verbieten würde. 
Verhalten, das Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Einhaltung gibt 
Obwohl Russland 1996 sein Moratorium für Nukleartests erneuerte, haben einige 
seiner Aktivitäten seit 1996 gezeigt, dass es sich nicht an den US-„Zero-Yield“-
Standard hält, der überkritische Tests verbieten würde. 
Zusätzliche Informationen sind im höher klassifizierten Anhang enthalten. 
Analyse der Bedenken hinsichtlich der Einhaltung 
Die Vereinigten Staaten schätzen ein, dass sich Russland bei seinen Testaktivi-
täten nicht konsequent an das 1996 erklärte Testmoratorium Russlands gehalten 
hat, wenn man es nach dem „Zero-Yield“-Standard beurteilt. 
(Die Vereinigten Staaten beurteilen, dass die Entwicklung neuer Gefechtskopf-
designs und die allgemeinen Bemühungen Russlands zum Lagerbestandsmanage-
ment durch sein Herangehen an nuklearwaffenbezogene Experimente verbessert 
wurden. Das US-amerikanische Verständnis der Nuklearwaffenentwicklung ver-
anlasst die Vereinigten Staaten zu der Einschätzung, dass Russlands überkritische 
Testaktivitäten ihm helfen würden, die Nuklearwaffenkonstruktionen/-fähigkeiten 
zu verbessern. Die Vereinigten Staaten hingegen haben auf solche Vorteile ver-
zichtet, indem sie einen „Null-Ergebnis“-Standard aufrechterhalten). 
Bemühungen zur Lösung der Bedenken hinsichtlich der Einhaltung 
und die nächsten Schritte 
Die Vereinigten Staaten haben in den vergangenen Jahren versucht, Russland als 
vertrauensbildende Maßnahme in Diskussionen über die Transparenz von Test-
geländen einzubinden, und versuchten, den Prozess damit zu beginnen, dass sie 
die P-5-Staaten (China, Frankreich, das Vereinigte Königreich und Russland) auf 
das Gelände der Nationalen Sicherheit in Nevada einluden. 
Aufgrund der laufenden Aktivitäten in Russland werden die Vereinigten Staaten 
Russland weiterhin auf Beweise für Nukleartest-Aktivitäten überwachen. Die 
Bedenken der USA könnten durch größere Transparenz gemildert werden. 
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Teil III: Einhaltung der Verpflichtungen und Zusicherungen 
durch andere Staaten in Bezug auf Raketen 
Raketentechnologie-Kontrollregime (MTCR) 
Das MTCR [Missile Technology Control System] ist die freiwillige Vereinbarung 
zwischen Partnerregierungen, die ein gemeinsames Interesse an der Kontrolle der 
Raketenproliferation haben. Das MTCR ist kein Vertrag und erlegt den teilneh-
menden Ländern keine rechtsverbindlichen Verpflichtungen auf. MTCR-Partner 
kontrollieren die Ausfuhren einer gemeinsamen Liste von Gütern (MTCR-Anhang 
über Ausrüstung, Software und Technologie, auch als MTCR-Anhang bezeichnet) 
laut einer gemeinsamen Ausfuhrkontrollpolitik (MTCR-Richtlinien). Die Richt-
linien und der Anhang werden gemäß den nationalen Gesetzen und Vorschriften 
jedes Landes umgesetzt. Das MTCR hat keine das Vertragsregime umfassenden 
Bestimmungen zur Regeltreue oder Verifikation. 
Die Mitgliedschaft im MTCR ist seit der Gründung des Regimes im Jahr 1987 
stetig angewachsen; am 31. Dezember 2019 waren 35 Länder Mitglieder des 
MTCR. Darüber hinaus sind mehrere Länder, darunter Estland, Kasachstan und 
Lettland, als einseitige Sympathisanten des Regimes anerkannt. 
Die Vereinigten Staaten haben von der Volksrepublik China (China, das kein 
MTCR-Partnerland ist) bilaterale politische Verpflichtungen hinsichtlich seiner 
Aktivitäten zur Verbreitung von Raketen angestrebt und erhalten (auf die später 
eingegangen wird). 
Länderbeurteilungen 
Volksrepublik China (China) 
Erkenntnisse 
Die Volksrepublik China (China) hat es versäumt, ihre im November 2000 einge-
gangene Verpflichtung gegenüber den Vereinigten Staaten einzuhalten, „in keiner 
Weise irgendein Land bei der Entwicklung ballistischer Raketen zu unterstützen, 
die als Träger von Nuklearwaffen verwendet werden können (d. h. Raketen, die 
eine Nutzlast von mindestens 500 Kilogramm über eine Entfernung von minde-
stens 300 Kilometern transportieren können)“. 
Das Versäumnis, seine Verpflichtung vom November 2000 einzuhalten, zeigt sich 
bei chinesischen Akteuren an den fortgesetzten Lieferungen von Gegenständen 
für Raketenprogramme, die für die Proliferation von Bedeutung sind. 
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Verhalten, das Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Einhaltung gibt 
Chinesische Stellen lieferten 2019 weiter MTCR-kontrollierte Güter an Raketen-
programme, die für die Proliferation von Bedeutung sind. 
Zusätzliche Informationen sind im höher klassifizierten Anhang enthalten. 
Analyse der Bedenken hinsichtlich der Einhaltung 
Im November 2000 verpflichtete sich die Volksrepublik China (China) öffentlich, 
„in keiner Weise irgendein Land bei der Entwicklung ballistischer Raketen zu 
unterstützen, die als Träger von Nuklearwaffen verwendet werden können (d. h. 
Raketen, die eine Nutzlast von mindestens 500 Kilogramm über eine Entfernung 
von mindestens 300 Kilometern transportieren können)“. 
Chinesische Stellen lieferten 2019 weiter MTCR-kontrollierte Güter an Raketen-
programme, die für die Proliferation von Bedeutung sind. 
Bemühungen zur Lösung der Bedenken hinsichtlich der Einhaltung 
und die nächsten Schritte 
Im Laufe des Jahres 2019 brachten die Vereinigten Staaten gegenüber China eine 
Reihe von Fällen zur Sprache, in denen es um den Transfer von raketenbezogenen 
Gütern und Technologien durch chinesische Stellen an bedenkliche Programme 
ging. Obwohl die Vereinigten Staaten China gebeten haben, solche Aktivitäten zu 
untersuchen und zu unterbinden, bleiben die meisten der Fälle ungelöst. Im Mai 
2019 verhängten die Vereinigten Staaten gemäß dem Nuklearwaffensperrgesetz 
des Iran, Nordkoreas und Syriens Sanktionen gegen neun chinesische Entitäten 
wegen des Transfers von Raketentechnologie an den Iran. 
Die Vereinigten Staaten werden sich weiter bemühen, die chinesischen Behörden 
davon zu überzeugen, dass sie ihrer Verpflichtung vom November 2000 uneinge-
schränkt nachkommen. Um die Weiterverbreitung von Raketentechnologie durch 
chinesische Stellen an Iran und andere bedenkliche Programme zu verhindern, 
werden die Vereinigten Staaten China weiterhin ermutigen, seine Verpflichtungen 
zur Nichtverbreitung von Raketentechnologie zu erfüllen und alle einschlägigen 
Resolutionen des VN-Sicherheitsrates (1718, 2270, 2231) vollständig umzusetzen, 
seine Gesetze und Vorschriften zur Ausfuhrkontrolle in Verbindung mit Raketen 
zu stärken, der Nichtverbreitung mehr Priorität einzuräumen und mehr Mittel 
dafür bereitzustellen und Ausfuhrkontrollgesetze und -vorschriften gewissenhaft 
durchzusetzen, um die Weitergabe von Raketentechnologie durch chinesische 
Stellen an bedenkliche Raketenprogramme zu verhindern. 
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Teil IV: Regeltreue und Einhaltung durch andere Staaten 
bei Vereinbarungen und Verpflichtungen  
zur Rüstungskontrolle, Nichtverbreitung und Abrüstung 
sowie Verpflichtungen in Chemie-Angelegenheiten 
Chemiewaffen-Übereinkommen (CWÜ, CWC) 
Für eine detaillierte Erörterung der Einhaltung der Verpflichtungen durch andere 
Nationen im Rahmen des Chemiewaffen-Übereinkommens siehe den Bericht über 
die Einhaltung des Chemiewaffen-Übereinkommens, der laut Bedingung 10 (C) 
der Resolution des Senats über Beratung und Zustimmung zur Ratifizierung des 
Chemiewaffen-Übereinkommens (bezeichnet als „Bericht zu Bedingung 10 (C)“) 
vorgelegt und diesem Bericht beigefügt wurde. Aktuelle Ergebnisse für Birma, 
Iran, Russland und Syrien sind nachstehend zusammengefasst: 
Myanmar (Birma) 
Auf der Grundlage der verfügbaren Informationen können die Vereinigten Staaten 
nicht bescheinigen, dass Birma seinen Verpflichtungen zum Chemiewaffen-Über-
einkommen (CWÜ) nachgekommen ist. Die Vereinigten Staaten bescheinigen, 
dass sich Birma nicht an das CWÜ hält, da es versäumt hat, sein früheres Chemie-
waffenprogramm (CW) zu deklarieren und seine CW-Produktionsanlage (CWPF) 
zu zerstören. Die Vereinigten Staaten haben Bedenken, dass ein CW-Lager in 
Birmas historischer CW-Anlage verbleiben könnte. 
Islamische Republik Iran (Iran) 
Die Vereinigten Staaten bestätigen dem Iran die Nichteinhaltung des CWÜ, da er 
versäumt hat zu erklären, dass er 
(1) während des Libyen-Tschad-Krieges 1978–1987 das CW [sein früheres 
Chemiewaffenprogramm] an Libyen übergeben hat, 
(2) nicht seinen gesamten Bestand an Aufstandsbekämpfungsmitteln (Riot 
Control Agents – RCA) gemeldet hat und 
(3) keine vollständige Erklärung über die Chemiewaffenproduktionsanlage 
(CWPF) abgegeben hat. 
Ferner haben die Vereinigten Staaten Bedenken, dass der Iran pharmazeutische 
Wirkstoffe (PBA) zu offensiven Zwecken bearbeitet. 
Russische Föderation (Russland) 
Die Vereinigten Staaten bestätigen, dass Russland beim CWÜ nicht regeltreu ist, 
da es am 4. März 2018 bei einem Attentatsversuch auf britischem Boden ein 
Nervengas militärischer Güte eingesetzt hat. Dieser Angriff deutet darauf hin, 
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dass Russland an einem nicht deklarierten Chemiewaffenprogramm festhält. Die 
Vereinigten Staaten können nicht bescheinigen, dass Russland seinen Verpflich-
tungen zur vollständigen Deklaration seines Programms nachgekommen ist: (1) 
CWPF; (2) CW-Entwicklungseinrichtungen; und (3) CW-Lagerbestände. 
Die Vereinigten Staaten haben Bedenken bezüglich der russischen Unterstützung 
der Syrischen Arabischen Republik (Syrien) im Hinblick auf die Verwendung von 
Chlor durch das Regime gegen Douma im April 2018. Darüber hinaus haben die 
Vereinigten Staaten Bedenken, dass Russlands Programm für pharmazeutisch 
basierte Wirkstoffe (PBA) offensiven Zwecken dient. 
Syrische Arabische Republik (Syrien) 
Die Vereinigten Staaten bescheinigen, dass die Arabische Republik Syrien bei 
ihren Verpflichtungen aus dem CWÜ nicht regeltreu ist. Die Vereinigten Staaten 
stellen fest, dass Syrien seit seinem Beitritt zur Konvention weiterhin jedes Jahr 
chemische Waffen gegen das syrische Volk einsetzt und damit gegen seine Ver-
pflichtungen nach Artikel I des CWÜ verstößt. Die Vereinigten Staaten stellen 
ferner fest, dass Syrien im Mai 2019 für den Einsatz von Chemikalien als Waffen 
in Kabana, Latakia, verantwortlich war. Darüber hinaus beurteilen die Vereinigten 
Staaten, dass Syrien nicht alle Elemente seines CW-Programms deklariert hat, wie 
in Artikel III CWÜ gefordert, und dass Syrien chemische Waffen im Sinne des 
CWÜ zurückbehält. Der Prozess zur Prüfung der Richtigkeit und Vollständigkeit 
der syrischen Erklärung und die Lösung dieser Fragen sind im Gange. 
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Teil V  Die Regeltreue und Einhaltung durch andere Staaten 
bei Vereinbarungen und Verpflichtungen 
zur Rüstungskontrolle, Nichtverbreitung und Abrüstung 
sowie Verpflichtungen in Biologie-Angelegenheiten 
Biologiewaffen-Übereinkommen (BWÜ, BWC) 
Das Übereinkommen über das Verbot der Entwicklung, Herstellung und Lagerung 
bakteriologischer (biologischer) Waffen und von Toxinwaffen sowie über die 
Vernichtung solcher Waffen (BWÜ oder Konvention) wurde im Jahr 1972 zur 
Unterzeichnung aufgelegt und trat 1975 in Kraft. Ende 2019 gab es 183 BWÜ-
Vertragsstaaten und vier Unterzeichnerstaaten, für die der Vertrag noch nicht in 
Kraft getreten ist. Es gibt zehn weitere Staaten, die das Übereinkommen weder 
unterzeichnet noch ratifiziert haben und ihm nicht beigetreten sind. 1987 richteten 
die BWÜ-Vertragsstaaten einen jährlichen Datenaustausch ein, der als vertrauens-
bildende Maßnahmen (VBM, CBM) bezeichnet wird. Die VBM wurden 1991 
modifiziert und erweitert und 2011 gestrafft. Die Vorlage von VBM ist eine 
politisch bindende Verpflichtung, aber nicht alle Vertragsstaaten legen routine-
mäßig Berichte vor. 
Länderbeurteilungen 
Volksrepublik China (China) 
Erkenntnisse 
Während des Berichtszeitraums führte die Volksrepublik China biologische 
Aktivitäten mit potenziellen Dual-use-Anwendungen durch, von denen einige 
Bedenken hinsichtlich ihrer Regeltreue zu Artikel I des BWÜ aufwerfen. Darüber 
hinaus verfügen die Vereinigten Staaten nicht über ausreichende Informationen, 
um festzustellen, ob China sein geprüftes Programm zur biologischen Kriegs-
führung (BW – biological warfare), wie in dem Artikel II des Übereinkommens 
gefordert, eingestellt hat. 
Historisch gesehen ist die Frage der Einhaltung des BWÜ durch China seit vielen 
Jahren von Besorgnis geprägt, auch wenn sich die Einschätzungen im Laufe der 
Zeit geändert haben. Im Bericht 2005 zum Beispiel beurteilten die Vereinigten 
Staaten, dass „China einige Elemente einer offensiven BW-Fähigkeit unter Verlet-
zung seiner BWÜ-Verpflichtungen beibehält“. Im Jahr 2010 wurde „festgestellt, 
dass China vor seinem Beitritt zum BWÜ im Jahr 1984 ein offensives BWÜ-
Programm besaß und … verpflichtet war, dieses Programm bei seinem Beitritt 
zum Übereinkommen zu beseitigen“. Die Vereinigten Staaten stellen weiterhin 
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fest, dass in den BWÜ-VBM-Erklärungen, die China vorgelegt hat, weder dieses 
offensive Programm dokumentiert ist, noch dass China das Programm oder ver-
bleibende biologische Waffen übereinstimmend mit Artikel II BWÜ beseitigt hat. 
Verhalten, das Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Regeltreue gibt 
China ist seit 1984 Vertragsstaat des BWÜ. Seit dem Bericht 1993 wurden Fragen 
und Bedenken bezüglich seiner Regeltreue beim Übereinkommen aufgeworfen. 
Die Vereinigten Staaten schätzen, dass China von Anfang der 1950er Jahre bis 
mindestens Ende der 1980er Jahre über ein offensives Programm zur biologischen 
Kriegsführung verfügte. Obwohl China seit 1989 jedes Jahr vertrauensbildende 
Maßnahmen (VBM) im Rahmen des BWÜ ausgeführt hat, hat China in seinen 
VBM-Berichten nie offengelegt, dass es jemals ein offensives BWÜ-Programm 
verfolgt hat. China hat sein früheres Offensivprogramm nie öffentlich oder über 
diplomatische Kanäle anerkannt. 
China baut seine biotechnologische Infrastruktur aus und leistet wissenschaftliche 
Zusammenarbeit mit Ländern, zu denen Bedenken bestehen. Verfügbare Informa-
tionen über Studien von Forschern an chinesischen militärmedizinischen Einrich-
tungen weisen häufig auf biologische Aktivitäten möglicherweise anomaler Art 
hin, da in den Präsentationen die Identifizierung, Charakterisierung und Prüfung 
zahlreicher Toxine mit potenzieller Dual-use-Verwendung diskutiert wird. 
Zusätzliche Informationen sind im höher klassifizierten Anhang enthalten. 
Analyse der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
Aus verfügbaren Informationen geht hervor, dass China Aktivitäten unternimmt, 
die im Hinblick auf seine Verpflichtungen nach Artikel I des BWÜ Anlass zu 
Besorgnis geben, der die Vertragsstaaten verpflichtet,  
„unter keinen Umständen … mikrobielle oder andere biologische Agenzien 
oder Toxine ungeachtet ihres Ursprungs oder Herstellungsverfahrens zu ent-
wickeln, herzustellen, zu lagern oder anderweitig zu erwerben oder zurück-
zuhalten, und zwar in einer Art und Menge, die keine Rechtfertigung für 
prophylaktische, schützende oder sonstige friedliche Zwecke darstellen“. 
Die Vereinigten Staaten haben Bedenken hinsichtlich der Regeltreue der Toxin-
Forschung und -Entwicklung chinesischer militärmedizinischer Einrichtungen 
wegen der potenziellen Anwendungen mit Dual-use-Verwendung und ihres 
Potenzials als biologische Drohung. Darüber hinaus sind die Vereinigten Staaten 
der Ansicht, dass China von Anfang der 1950er bis mindestens Ende der 1980er 
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Jahre ein offensives BW-Programm besaß. Es liegen keine Informationen vor, die 
belegen, dass China Schritte unternommen hat, um seine vertraglichen Verpflich-
tungen nach Artikel II BWÜ zu erfüllen, der China verpflichtet, die im Artikel I 
BWÜ aufgeführten Gegenstände seines früheren offensiven BW-Programmes zu 
zerstören oder auf friedliche Zwecke umzuleiten. 
Bemühungen zur Lösung der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
und die nächsten Schritte 
Im Jahr 2019 kontaktierten die Vereinigten Staaten China zu Angelegenheiten des 
BWÜ. Die Vereinigten Staaten werden die biologischen Aktivitäten Chinas in 
Verbindung mit BWÜ-Verpflichtungen weiter beobachten und darüber berichten. 
Islamische Republik Iran (Iran) 
Erkenntnisse 
Während des Berichtszeitraums warfen die Aktivitäten des Iran Bedenken hin-
sichtlich seiner Einhaltung von Artikel I BWÜ auf. Die Vereinigten Staaten sind 
nach wie vor der Auffassung, dass der Iran seine Absicht nicht aufgegeben hat, 
Forschung und Entwicklung biologischer Agenzien und Toxine zu offensiven 
Zwecken zu betreiben. Dies beruht auf einer kumulativen Bewertung der gegen-
wärtigen und früheren iranischen Aktivitäten und ihrer anhaltenden Intransparenz. 
Der Iran behält sich auch die Flexibilität vor, legitime Forschungsarbeiten, die für 
Zwecke des B-Schutzes und der öffentlichen Gesundheit im Gange sind, auf Ver-
langen der Führung für eine Fähigkeit zur Herstellung von tödlichen biologischen 
Kampfstoffen zu nutzen; ob die Aufrechterhaltung der Flexibilität auf Entschei-
dungen der Führung beruht, ist nicht bekannt. Die Vereinigten Staaten sind nach 
wie vor nicht in der Lage, einige der iranischen Forschungs- und B-Schutz-Aktivi-
täten im Bereich der öffentlichen Gesundheit von denjenigen zu unterscheiden, 
die nach dem BWÜ verboten sind, was die Beurteilung der Regeltreue beim BWÜ 
durch den Iran erschwert. 
Historisch gesehen ist die Frage der Regeltreue beim BWÜ durch den Iran seit 
vielen Jahren von großer Bedeutung, auch wenn sich Einschätzungen im Laufe 
der Zeit geändert haben. Im Bericht vom Jahr 2005 beispielsweise beurteilten die 
Vereinigten Staaten, dass „der Iran auf der Grundlage aller verfügbaren Informa-
tionen ein offensives biologisches Waffenprogramm hat, das gegen das BWÜ 
verstößt“. Im Jahr 2010 stellten sie fest, dass „der Iran möglicherweise die nach 
Artikel I Absatz 1 und 2 des BWÜ verbotenen Aktivitäten nicht beendet hat“. 
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Verhalten, das Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Regeltreue gibt 
Der Iran ist seit 1973 Vertragsstaat des BWÜ. Seit dem Bericht von 1993 wird die 
Regeltreue beim Übereinkommen durch den Iran angesprochen. 
Vor der Vorlage einer unvollständigen VBM im Jahr 2016 hatte der Iran seit 2011 
keinen jährlichen VBM-Bericht mehr vorgelegt. In früheren VBM-Berichten Irans 
wurde behauptet, der Iran verfüge nicht über ein Bioabwehrprogramm, sondern 
habe „einige Abwehrstudien zur Identifizierung, Dekontaminierung, zum Schutz 
und zur Behandlung gegen bestimmte Agenzien und Toxine durchgeführt“. 
Der Iran hat Dual-use-Aktivitäten mit potenziellen BW-Anwendungen ausgeführt, 
wie z. B. den Bau einer Anlage zur Herstellung pharmazeutischer Botulinum-
Toxine. Iranische Biotechnologie-Unternehmen, insbesondere militärverbundene 
Einrichtungen, verfolgten weiterhin Dual-use-Technologien. In Berichten aus 
offenen Quellen wird darauf hingewiesen, dass iranische, dem Militär angeglie-
derte Universitäten und angeschlossene Forschungszentren BW-relevante Projekte 
zu Bioregulatoren durchgeführt und eine Anlage zur kommerziellen Herstellung 
von Botulinum-Toxin gebaut haben. 
Zusätzliche Informationen sind im höher klassifizierten Anhang enthalten. 
Analyse der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
Aus den verfügbaren Informationen geht hervor, dass Iran an Aktivitäten beteiligt 
ist, die in Hinsicht auf seine Verpflichtungen  nach Artikel I des BWÜ Anlass zur 
Besorgnis geben, wonach die Vertragsstaaten verpflichtet sind, „… unter keinen 
Umständen … mikrobielle oder andere biologische Agenzien oder Toxine unge-
achtet des Ursprungs oder ihrer Herstellungsmethode zu entwickeln, herzustellen, 
zu lagern oder anderweitig zu erwerben oder zurückzuhalten, und zwar in einer 
Art und in Mengen, die keine Rechtfertigung für prophylaktische, schützende oder 
sonstige friedliche Zwecke darstellen“. Auch wenn es für die Vereinigten Staaten 
nach wie vor schwierig ist, einige der Forschungs- und Biosicherheitsaktivitäten 
des Iran im Bereich der öffentlichen Gesundheit von denjenigen zu unterscheiden, 
die nach dem BWÜ verboten wären, geben die Art der hochentwickelten Toxin-
Forschung und -Produktion Irans und seine Fähigkeit, auf Anforderung tödliche 
Wirkstoffe herzustellen, Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Einhaltung der 
Verpflichtungen des Iran nach Artikel I des BWÜ. 
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Bemühungen zur Lösung der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
und die nächsten Schritte 
Im Berichtszeitraum gab es zwischen den Vereinigten Staaten und dem Iran keine 
Diskussionen über die Einhaltung des BWÜ durch den Iran. Die Vereinigten 
Staaten werden die Aktivitäten des Iran in Bezug auf seine Verpflichtungen im 
Rahmen des BWÜ weiterhin überwachen. Gegebenenfalls werden die Vereinigten 
Staaten versuchen, den Iran zur Klärung von Aktivitäten, die möglicherweise mit 
dem BWÜ unvereinbar sind, zu verpflichten. 
Demokratische Volksrepublik Korea (Nordkorea) 
Erkenntnisse 
Die Vereinigten Staaten beurteilen, dass die Demokratische Volksrepublik Korea 
(Nordkorea) ein offensives BW-Programm hat und ihre Verpflichtungen nach 
Artikel I und II des BWÜ verletzt. Nordkorea verfügt nach der Einschätzung der 
Vereinigten Staaten mindestens seit den 1960er Jahren über BW-Fähigkeiten. 
Obgleich die Vereinigten Staaten einen fragmentierten Einblick in Nordkoreas 
offensives BW-Programm haben, zeigt die kontinuierliche Berichterstattung, dass 
Nordkorea über BW-Fähigkeit verfügt, die zur Gegenwirkung auf die militärische 
Überlegenheit der USA und Südkoreas bestimmt ist. Die Vereinigten Staaten 
kommen zu dem Schluss, dass Nordkoreas Aktivitäten seine Verpflichtungen 
nach Artikel I und II des BWÜ verletzen. 
Verhalten, das Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Regeltreue gibt 
Nordkorea verfolgt seit den 1960er Jahren Fähigkeiten zur biologischen Kriegs-
führung und setzte sein Programm fort, obwohl es 1987 Vertragsstaat des BWÜ 
wurde. Seine Regeltreue beim Übereinkommen wurde in früheren Berichten 
behandelt. 
Nordkorea legte 1990 einen Null-BWÜ-VBM-Bericht vor, in dem es feststellte, 
dass es nichts Relevantes zu berichten gab. Seit 1990 hat Nordkorea keinen 
Bericht vorgelegt. 
Aus den verfügbaren Informationen geht hervor, dass nordkoreanische Entitäten 
fortgesetzt eine Reihe von biologischen Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten 
durchgeführt haben, die Kapazitäten zur Entwicklung biologischer Waffen zeigen. 
Nordkorea hat, den nordkoreanischen Staatsmedien zufolge, erst 2017 öffentlich 
bestritten, ein BW-Programm zu haben. 
Die Vereinigten Staaten schätzen jedoch ein, dass Nordkorea auf nationaler Ebene 
entschlossene Anstrengungen zur Entwicklung einer BW-Fähigkeit unternimmt 
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und BW-Komponenten entwickelt und hergestellt hat und diese möglicherweise 
waffenfähig für einen Einsatz gemacht hat. Nordkorea ist wahrscheinlich in der 
Lage, auf Verlangen der Führung ausreichende Mengen biologischer Kampfstoffe 
für militärische Zwecke herzustellen. 
Weitere Informationen sind im höher klassifizierten Anhang enthalten. 
Analyse der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
Berichten zufolge hat Nordkorea seit den 1960er Jahren BW-Fähigkeiten verfolgt 
und auf nationaler Ebene mit großem Engagement BW-Agenten entwickelt, pro-
duziert und möglicherweise für den Einsatz bewaffnet. Aufgrund dieser Aktivi-
täten kommen die Vereinigten Staaten zu dem Schluss, dass die o. g. Aktivitäten 
Nordkoreas seine Verpflichtungen nach Artikel I des BWÜ verletzen, der die 
Vertragsstaaten verpflichtet, 
„unter keinen Umständen mikrobielle oder andere biologische Agenzien zu ent-
wickeln, herzustellen, zu lagern oder auf andere Weise zu erwerben oder … zu 
behalten, oder Toxine, ungeachtet des Ursprungs oder Herstellungsverfahrens, 
von Arten und in Mengen, die keine Rechtfertigung für prophylaktische, schüt-
zende oder andere friedliche Zwecke haben,“  
und nach Artikel II, der die Vertragsstaaten verpflichtet, die in Artikel I genannten 
BW-Gegenstände eines früheren Offensivprogramms „zu zerstören oder für fried-
liche Zwecke umzuleiten“. 
Bemühungen zur Lösung der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
und die nächsten Schritte 
Die Vereinigten Staaten werden die Aktivitäten Nordkoreas in Bezug auf seine 
Verpflichtungen im Rahmen des BWÜ weiterhin überwachen. Gegebenenfalls 
werden die Vereinigten Staaten weiterhin die Möglichkeit prüfen, Nordkorea in 
Aktivitäten einzubinden, die seine Verpflichtungen aus dem BWÜ verletzen. 
Russische Föderation (Russland) 
Erkenntnisse 
Für den Berichtszeitraum lassen die verfügbaren Informationen den Vereinigten 
Staaten nicht den Schluss zu, dass die Russische Föderation ihre Verpflichtungen 
nach Artikel II erfüllt hat, die in Artikel I BWÜ genannten BW-Gegenstände ihres 
früheren BW-Programms zu zerstören oder zu friedlichen Zwecken umzuleiten. 
Die Frage der Einhaltung des BWÜ durch Russland gibt seit vielen Jahren Anlass 
zur Sorge, obwohl sich die Einschätzungen im Laufe der Zeit geändert haben. Wie 
im Bericht von 2005 festgestellt wurde, sind die Vereinigten Staaten zu der Ein-
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schätzung gelangt, dass Russland ein offensives BW-Programm unter Verletzung 
von Artikel I des BWÜ aufrechterhalten hat. Die Vereinigten Staaten sind nach 
wie vor besorgt über die Aktivitäten Russlands. 
Verhalten, das Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Regeltreue gibt 
Die Sowjetunion wurde 1975 Vertragsstaat des BWÜ. Die Regeltreue Russlands 
beim BWÜ wurde erstmals im Bericht von 1993 angesprochen, während Nicht-
regeltreue der Sowjetunion beim BWÜ erstmals im Bericht vom Januar 1984 an 
den Kongress über sowjetische Nichtregeltreue bei Vereinbarungen zur Rüstungs-
kontrolle enthalten war. 
Russlands Anerkennung übernommener sowjetischer Aktivitäten. 
Russland hat das Biowaffenprogramm der Sowjetunion [SU] übernommen. Die 
Central Intelligence Agency der USA berichtete 1949, dass das BW-Programm 
der SU „irgendwann Mitte der 1930er Jahre“ oder vielleicht schon 1928 begann 
und während des Zweiten Weltkriegs fortgesetzt wurde. Die sowjetische Entwick-
lung biologischer Waffen schritt unvermindert voran, bevor und nachdem die 
Sowjetunion 1972 das Übereinkommen zu biologischen Waffen und Toxinwaffen 
unterzeichnete. Das Programm nach 1972 wurde von vier Hauptakteuren zusam-
mengefügt: vom Verteidigungs-, Landwirtschafts- und Gesundheitsministerium 
sowie von der damals neu geschaffenen zivilen Organisation Biopräparat, die von 
anderen institutionellen Akteuren unterstützt wurde. Zusammen umfassten sie 40 
bis 50 Forschungs-, Entwicklungs- und Produktions-Einrichtungen sowie eine 
Versuchsanlage auf der Insel Vozrozhdeniye im Aralsee. Beweise für sowjetische 
Biowaffenaktivitäten wurden 1979 für die Außenwelt zugänglich, als bei einem 
Unfall in Swerdlowsk Anthrax-Sporen freigesetzt wurden, an denen 64 Menschen 
starben, ein Vorfall, der 1992 vom russischen Präsidenten Jelzin bestätigt wurde. 
Im Januar 1992 gab Präsident Jelzin bekannt, dass Russland auf die Vorbehalte 
der ehemaligen Sowjetunion gegenüber dem Genfer Protokoll von 1925 verzich-
tete, das den Einsatz biologischer Waffen zur Vergeltung erlaubt hatte. (Die 
Duma stimmte im Jahr 2001 für die Aufhebung dieser Vorbehalte.) Im April 1992 
unterzeichnete Präsident Jelzin ein Dekret, das Russland als BWÜ-Nachfolger der 
Sowjetunion verpflichtete und illegale biologische Kriegsführung in Russland 
verbot. Bei Gesprächen im September 1992 in Moskau bestätigten die Vertreter 
Russlands die Existenz des von der Sowjetunion übernommenen BW-Programms 
und verpflichteten sich zu dessen Vernichtung. 
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Am 14. September 1992 trafen sich die Vereinigten Staaten, das Vereinigte 
Königreich und Russland in Moskau, wo der stellvertretende Außenminister 
Gregory V. Berdennikov folgendes Eingeständnis machte: 
„Die Sowjetunion hat diese Konvention [BWÜ] verletzt und führte ein 
Programm im Bereich der offensiven biologischen Forschung und Entwicklung 
durch, das von der Konvention für rechtswidrig erklärt wurde. … Diese 
Aktivitäten waren von 1946 bis März 1992 im Gange“.  
Die drei Länder einigten sich auf einen trilateralen Prozess, um Vertrauen darüber 
zu schaffen, dass Russland alle illegalen Aktivitäten zu biologischen Waffen ein-
gestellt hat. Zwar gab es Fortschritte bei der Erreichung der in der Gemeinsamen 
Erklärung angestrebten Offenheit (in der eine Reihe vertrauensbildender Besuche 
und Informationsaustausch gefordert werden), doch der trilaterale Prozess brach 
Mitte der 1990er Jahre zusammen, ohne die Bedenken der USA hinsichtlich der 
Einhaltung des BWÜ durch Russland auszuräumen. 
Im September 2000 bekräftigte der russische Präsident W. Putin den Beitritt 
Russlands zum BWÜ. Dennoch waren die Vereinigten Staaten 2002 und 2003 in 
ihrem Gesetz zur Reduzierung kooperativer Bedrohungen (Cooperative Threat 
Reduction Act) und nach Titel V des Gesetzes zur Unterstützung der Freiheit 
(Freedom Support Act – FSA) nicht in der Lage zu bescheinigen, dass Russlands 
Verpflichtungen im Einklang mit dem Übereinkommens über das Verbot biolo-
gischer Waffen stehen und erklären die Besorgnis der USA wie folgt: 
 „… Russland setzt ein offensives BW-Programm fort, obwohl es viel kleiner ist 
als das massive sowjetische BW-Programm. An bestimmten Einrichtungen, von 
denen bekannt ist, dass sie während der Sowjetära an offensiven BW-Arbeiten 
beteiligt waren, laufen Forschungsaktivitäten mit potenziellen offensiven 
Anwendungen. Einige zivile Einrichtungen, die früher mit dem sowjetischen 
offensiven BW-Programm in Verbindung standen, wurden in unterschiedlichem 
Maße modifiziert und die Ausrüstung entfernt. Die Hilfe der USA hat den 
Zugang zu einigen dieser zivilen Einrichtungen erleichtert, obwohl viele von 
ihnen weiterhin in der Lage sind, an offensiven Aktivitäten teilzunehmen. Viele 
wichtige Vertreter des ehemaligen sowjetischen offensiven BW-Programms 
haben weiterhin einflussreiche Positionen inne. Die Finanzierung möglicher 
offensiver BW-Aktivitäten an bestimmten militärischen Standorten wurde fort-
gesetzt. Da die Einrichtungen des Verteidigungsministeriums für den Westen 
weiterhin geschlossen bleiben, bleibt das Wesen der russischen Aktivitäten dort 
ungewiss“. 
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Obwohl Russland ein früheres offensives Programm biologischer Forschung und 
Entwicklung von der Sowjetunion übernommen hat, haben die jährlichen BWÜ-
VBM-Vorlagen Russlands seit 1992 nicht zufriedenstellend den vollständigen 
Umfang seiner Programme dokumentiert und nicht ausreichend dokumentiert, ob 
die in Artikel I genannten Bestandteile dieser Programme vollständig zerstört oder 
gemäß Artikel II BWÜ in friedliche Zwecke umgeleitet wurden. Die in früheren 
Berichten benannten Fragen in Bezug auf Kenntnisse und Fähigkeiten, die im 
Rahmen seines Altprogramms erworben wurden und die Fähigkeit Russlands 
erleichtern könnten, BW-Komponenten zur Unterstützung einer Reihe militä-
rischer und sicherheitspolitischer Ziele herzustellen und einzusetzen, sind noch 
nicht geklärt. 
Darüber hinaus haben die von der Russischen Föderation vorgelegten VBM in 
Bezug auf ihre Forschungs- und Entwicklungsprogramme im Bereich des B-
Schutzes durchweg „nichts Neues zu verkünden“. Seit 2011 hat die Russische 
Föderation jedoch die Planung und Finanzierung ihrer nationalen chemischen und 
biologischen Einrichtungen, die dem Verteidigungsministerium Russlands unter-
stehen, überarbeitet, ohne in ihren jährlichen VBM-Berichten relevante Einzel-
heiten anzuführen. 
Darüber hinaus waren Regierungsstellen Russlands im Berichtszeitraum weiterhin 
an Dual-use-Aktivitäten beteiligt, die potenziell für mit dem BWÜ unvereinbare 
Zwecke nutzbar sind. 
Zusätzliche Informationen sind im höher klassifizierten Anhang enthalten. 
Analyse der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
Artikel I des BWÜ verlangt von den Vertragsstaaten, „unter keinen Umständen 
mikrobielle oder andere biologische Agenzien oder Toxine ungeachtet ihres 
Ursprungs oder ihrer Herstellungsmethode zu entwickeln, herzustellen, zu lagern 
oder auf andere Weise zu erwerben oder … mikrobielle oder andere biologische 
Agenzien oder Toxine ungeachtet ihres Ursprungs oder ihrer Herstellungsmethode 
von Arten und in Mengen zurückzubehalten, die keine Rechtfertigung durch pro-
phylaktische, schützende oder sonstige friedliche Zwecke finden“. Artikel II ver-
langt von den Vertragsstaaten, „die in Artikel I genannten BW-Gegenstände eines 
früheren Offensivprogramms zu zerstören oder in friedliche Zwecke umzuleiten“. 
Die BWÜ-Vertragsstaaten haben eine politische Verpflichtung, über ein früheres 
Offensivprogramm Bericht zu erstatten, aber seit dem 11. April 1992 sind die 
folgenden VBM-Berichte von Russland missverständlich und unvollständig 
geblieben. Es bleibt nach wie vor unklar, ob Russland seinen Verpflichtungen 
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nach Artikel II nachgekommen ist, die von der Sowjetunion übernommenen BW 
des Artikel I „zu zerstören oder in friedliche Zwecke umzuleiten“. 
Bemühungen zur Lösung der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
und nächster Schritt 
Sowohl Russland als auch die Vereinigten Staaten haben sich bereit erklärt, zu 
Fragen der Regeltreue bei den Bestimmungen miteinander zu verhandeln, obwohl 
es 2019 keine spezifischen Konsultationen auf Ebene der Experten gab. Die 
Vereinigten Staaten werden Russlands Dual-use-Aktivitäten überwachen und 
versuchen, Russland in Fragen der BWÜ-Verpflichtungen weiter einzubinden. 
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Teil VI: Die Regeltreue und Einhaltung durch andere Staaten 
bei Vereinbarungen und Verpflichtungen 
zur Rüstungskontrolle, Nichtverbreitung und Abrüstung 
sowie bei Verpflichtungen bezüglich konventioneller Fragen 
Vertrag über den Offenen Himmel (OST) 
Russische Föderation (Russland) 
Erkenntnisse 
Im Jahr 2019 vertraten die Vereinigten Staaten weiterhin die Auffassung, dass 
Russland den Vertrag über den Offenen Himmel (OST) in zweierlei Hinsicht 
verletzt habe, und ermittelten auch eine neue Verletzung. Konkret verstieß 
Russland 2019 in folgenden Punkten gegen den Vertrag: 
1) Abschnitt III von Anhang A des Vertrags und Beschluss 3/04 der Beratungs-
kommission „Offener Himmel“ (OSCC) – zur Auferlegung und Durchsetzung 
Limits von 500 km über dem Gebiet Kaliningrad für alle Flüge, die von dem 
Flugplatz „Kubinka Open Skies“ [Kubinka-OS] beginnen.  
2) Artikel VI des Vertrags – über die Verweigerung des Zugangs zu Flügen zur 
Beobachtung innerhalb des 10 Kilometer breiten Korridors entlang der Grenze 
Russlands zu georgischen Regionen Südossetien und Abchasien; 
3) Artikel VI des Vertrags – wegen unzulässiger Verweigerung des geplanten 
amerikanisch-kanadischen Flugabschnitts am 20. September 2019 zu Russlands 
Militärübung „Zentr-2019“. 
Verhalten, das Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Regeltreue gibt 
Die Vereinigten Staaten sind erstmals im Regeltreue-Bericht von 2004 auf die 
Bedenken hinsichtlich der Regeltreue Russlands und auf den OST eingegangen. 
Im Jahr 2014 führte Russland ein 500-Kilometer-Limit für die Distanz ein, die 
eine Beobachtungsmission vom Flugplatz Kubinka-OS über dem Gebiet Kalinin-
grad überfliegen darf; ansonsten gilt von Kubinka aus eine maximale Flugdistanz 
von 5.500 Kilometern und bietet genügend Reichweite, um die gesamte Entität 
Gebiet Kaliningrad zu beobachten. Im Jahr 2017 lehnte Russland drei von den 
Vereinigten Staaten vorgeschlagene Flugpläne ab, die Flugentfernungen von mehr 
als 500 Kilometern über dem Gebiet Kaliningrad vorsahen. Nachdem Russland 
diese Flugpläne abgelehnt hatte, änderten die beobachtenden Parteien die Flug-
pläne unter Protest dahingehend, dass sie eine Distanz von weniger als 500 km 
über Kaliningrad vorsahen, damit Russland die Durchführung der Beobachtungs-
mission ermöglichte. In den entsprechenden Missionsberichten bezeichneten die 
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Vereinigten Staaten die Auferlegung des Limits durch Russland als den Grund für 
die Änderungen, die, wie die Vereinigten Staaten Russland gegenüber deutlich 
machten, unbeschadet vertraglicher Rechte der Vereinigten Staaten vorgeschlagen 
wurden. Im Jahr 2018 gab es keine Beobachtungsmissionen. Im Jahr 2019 wurde 
das Limit für die Flugdistanz im Kaliningrader Gebiet dreimal getestet – einmal in 
einer mit anderen geteilten Mission der Vereinigten Staaten und in zwei weiteren 
alliierten Missionen. In allen Fällen hielt Russland die Beschränkung aufrecht und 
die Verletzung blieb in Kraft. Der erste Test fand zwischen dem 25. und 29. März 
2019 im Rahmen einer gemeinsamen Mission zwischen Polen und der Slowakei 
statt. Deutschland und Lettland testeten die Beschränkung auf einer gemeinsamen 
Mission ab 13.–17. März. Die Vereinigten Staaten und Italien testeten die Limitie-
rung während einer gemeinsamen Mission vom 29. Juli bis 2. August. 
Russland hat seit Mai 2010 Beobachtungsmissionen verboten, über seinem Terri-
torium in einem Abstand von 10 km entlang seiner Grenzen zu den georgischen 
Regionen Südossetien und Abchasien zu fliegen, wobei es für die Anwendbarkeit 
das Verbot nach Artikel VI Abschnitt II Absatz 2 für die Flüge im Streifen von 
10 Kilometern zu Nicht-Vertragsstaaten geltend macht. In Ausgabe 2018 dieses 
Berichts zitierten die Vereinigten Staaten diese Einschränkung als eine Verletzung 
der Verpflichtungen Russlands aus dem Vertrag, da Südossetien und Abchasien 
innerhalb international anerkannter Grenzen Georgiens, eines Vertragsstaates des 
OST, liegen. Am 23. April 2018 erklärte Russland, dass es unbeschadet seiner 
Auslegung von Artikel VI, Abschnitt II, Absatz 2 wieder fortfahren werde mit 
dem „Empfang von Flügen zur Beobachtung im Streifen von 10 Kilometern, 
angrenzend an zwei Abschnitte der Staatsgrenze Russlands im Kaukasus, was im 
Mai 2010 eingestellt wurde“. Russland behauptete ferner, dass „die Genehmigung 
zur Durchführung von Beobachtungsflügen in diesen Zonen dauerhaft sein wird, 
sofern Georgien seine Verpflichtungen zur Annahme von Beobachtungsmissionen 
Russlands in gutem Glauben erfüllt“. (Anmerkg.: Georgien stellte die Umsetzung 
des Vertrags gegenüber Russland 2012 als Reaktion auf die Beschränkungen von 
Seiten Russlands entlang seiner Grenze ein.) Während der Mission vom 8. bis 12. 
April 2019 versuchte eine gemeinsame OST-Mission der USA, Schwedens und 
Deutschlands über Russland, im Streifen von 10 km entlang der Grenze Russland-
Georgien zu fliegen, doch der vorgeschlagene Missionsplan wurde abgelehnt. Für 
die Flugroute, die auch den 10 km-Streifen entlang der Grenze enthielt, verlangte 
Russland Änderungen, worauf sich die beobachtenden Parteien unter Protest ein-
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ließen. Diese Mission bestätigte, dass die Verletzung durch Russland weiterhin in 
Kraft bleibt. 
Während des Berichtszeitraums führten die Vereinigten Staaten und Kanada (die 
„beobachtenden Parteien“) eine gemeinsame OS-Beobachtungsmission über dem 
Osten Russlands durch, die mit der jährlichen großen Militärübung in Russland 
„Zentr-2019“ (im Zentralen Militärbezirk Russlands) zusammenfiel. Die beobach-
tenden Parteien trafen am 16. September 2019 in Russland ein und legten den ver-
tragskonformen Missionsplan vor, der mehrere Beobachtungssegmente über der 
Region Orenburg umfasste, in der Russland seine Militärübung „Zentr-2019“ 
durchführen würde. An dem Einreisepunkt gab Russland ein Wetterbriefing und 
die Mitteilungen an die Flieger (NOTAM – notices to airmen) ab, wie es nach 
Artikel VI Abschnitt I Absatz 13 des Vertrags erforderlich war. Die von Russland 
vorgelegten NOTAM enthielten keine relevanten Luftraumbeschränkungen, die 
sich auf die geplanten Flugabschnitte auswirken würden. Der Missionsplan wurde 
ordnungsgemäß vereinbart und von den Parteien am 17. September mit nur zwei 
geringfügigen Änderungen der Wegpunkte unterzeichnet. 
Am 19. September, nach Abschluss des ersten Flugabschnitts im Missionsplan 
und vor dem planmäßigen Start des zweiten Flugabschnitts, teilten russische Ver-
treter den beobachtenden Parteien mit, dass die Flugsicherungsbehörden (ATC – 
air traffic control) Russlands die Durchführung im zweiten Abschnitt ablehnten. 
Einige Stunden nach dieser Ankündigung legte Russland dann zum ersten Mal ein 
NOTAM vor, das offenbar am 16. September veröffentlicht wurde und eine Flug-
beschränkung über einen 150 km Ring um den Flugplatz Orenburg verhängte. Die 
Flugroute des zweiten Abschnitts würde innerhalb dieses Luftraums verlaufen. 
Dieses NOTAM war bei der Missionsplanung weder erwähnt noch zur Verfügung 
gestellt worden. 
Russland versuchte, seine Ablehnung des zweiten Flugsegments damit zu recht-
fertigen, dass die Flugsicherungsbehörden angesichts des gefährlichen Luftraums 
um den Flugplatz Orenburg aufgrund der „Zentr“-Übung die Flugsicherheit nicht 
gewährleisten konnten. 
Unbeschadet ihrer Rechte aus dem Vertrag unternahmen die beobachtenden Par-
teien zwei Versuche, den Missionsplan so anzupassen, dass er den geäußerten 
Bedenken Russlands Rechnung trägt. Erstens schlugen die beobachtenden Par-
teien ein modifiziertes zweites Segment vor, das die Beobachtungszeit über dem 
Gebiet, in dem die Militärübung durchgeführt wurde, minimieren würde. Diesen 
Vorschlag lehnte Russland ab. Zweitens schlugen die beobachtenden Vertrags-
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staaten ein modifiziertes Segment vor, das nicht nur die Beobachtungszeit über 
dem Übungsgebiet minimieren, sondern auch mit Beschränkungen des gefähr-
lichen Luftraums im NOTAM vom 16. September in Einklang stehen würde. Die 
NOTAM erlaubte Flüge über einer Höhe von 27.000 Fuß, und der Vorschlag der 
beobachtenden Parteien lautete, bei 37.000 Fuß zu fliegen. Russland lehnte auch 
diesen Vorschlag ab und behauptete weiterhin, dass seine Flugsicherung die Flug-
sicherheit nicht gewährleisten könne – trotz der Tatsache, dass laut NOTAM ein 
Verkehrsflugzeug die vorgeschlagene Flugroute hätte fliegen dürfen. 
Da es keine Lösung gab, die einen für beide Seiten zufriedenstellenden Verlauf 
der Mission ermöglicht hätte, brachen die beobachtenden Parteien die Mission ab 
und begaben sich zum Ausreisepunkt. Das Versäumnis Russlands, das Flugseg-
ment unterzubringen, hatte zur Folge, dass die beobachtenden Parteien während 
der „Zentr“-Militärübung nicht in der Lage waren, dieses Gebiet innerhalb des 
150-km-Ringes um den Flugplatz Orenburg zu beobachten. 
Analyse der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
Wie in Anhang A, Abschnitt III festgelegt, gilt für Flüge, die vom Kubinka-OS-
Airfield ausgehen, die maximale Flugdistanz von 5.500 Kilometern. Keine Ver-
tragsbestimmung erlaubt es einem Vertragsstaat, ein Limit innerhalb dieser maxi-
malen Flugentfernung eines eingerichteten OS-Flugplatzes festzulegen, wie es 
Russland für Missionen, die vom Flugplatz „Kubinka-OS“ über dem Territorium 
des Kaliningrader Gebiets ausgehen, getan hat. Vielmehr hindert OSZE-Beschluss 
3/04 Absatz 1 Buchstabe b einen Vertragsstaat daran, die größte Flugentfernung 
von einem OS-Flugplatz aus zu verringern. Russlands 500-Kilometer-Limit für 
Flüge über dem Gebiet Kaliningrad steht daher im Widerspruch zu Anhang A, 
Abschnitt III und OSZE-Beschluss 3/04. 
Artikel VI Abschnitt II Absatz 2 verbietet Beobachtungsflüge im 10 km breiten 
Streifen entlang einer Grenze mit einem Nichtvertragsstaat. Russland behauptet, 
dass die Region Südossetien und Abchasien in Georgien unabhängige Staaten und 
nicht Vertragspartei des Vertrags seien, und vertritt daher den Standpunkt, dass 
Artikel VI Abschnitt II Absatz 2 Flüge im Streifen von 10 km entlang der Grenze 
zu diesen Regionen verbietet. Südossetien und Abchasien liegen jedoch innerhalb 
international anerkannter Grenzen Georgiens und werden von allen anderen Ver-
tragsstaaten als Teil Georgiens betrachtet, das ein OS-Vertragsstaat ist. Demnach 
findet sich im Vertrag keine Grundlage, Beobachtungsflüge in einem Streifen von 
10 km entlang irgendeines Teils der Grenze Russland–Georgien zu verbieten und 
Grundlagen der staatlichen nuklearen Abschreckungspolitik Russlands (2020) 
dgksp-diskussionspapiere, Juli 2020     153 
damit Vertragsstaaten das Recht zu verweigern, diese Teile auf dem Hoheitsgebiet 
Russlands zu beobachten. 
Die Politik Russlands in Bezug auf solche Flüge ist daher mit seinen Verpflich-
tungen nach Artikel VI des Vertrags unvereinbar. Wie eine Beobachtungsmission 
im April 2019 bestätigte, blieb diese Politik erhalten, trotz der Versicherung Russ-
lands vom April 2018, die Beschränkung aufzuheben. 
Bei Russlands Verweigerung für den geplanten amerikanisch-kanadischen Flug-
abschnitts über die Übung „Zentr-2019“ verletzt das Verhalten Russlands den 
Artikel VI des Vertrags. 
In Artikel VI Abschnitt II Absatz 2 des Vertrags heißt es, dass der Plan einer OS-
Mission „einen Beobachtungsflug vorsehen kann, der eine Beobachtung jedes 
Punktes im gesamten Hoheitsgebiet des beobachteten Vertragsstaats ermöglicht, 
einschließlich der von dem beobachteten Vertragsstaat als gefährlicher Luftraum 
bezeichneten Gebiete“. Nach Artikel VI Abschnitt II Absatz 4 Buchstabe C soll 
der Missionsplan „Informationen über den gefährlichen Luftraum, wie sie im Ein-
klang mit Anlage I zur Verfügung gestellt werden“ berücksichtigen. Liest man die 
beiden Bestimmungen zusammen, so kann eine Mission so geplant werden, dass 
sie jeden Punkt auf dem Hoheitsgebiet des beobachteten Vertragsstaats einsieht. 
Obwohl der gefährliche Luftraum bei der Planung „berücksichtigt“ werden muss, 
besteht kein Verbot, im gefährlichen Luftraum zu fliegen. 
Artikel VI Abschnitt II Absatz 6 stellt klar, dass der beobachtete Vertragsstaat 
zwar innerhalb der auf die Vorlage des Missionsplans folgenden vierstündigen 
Frist Änderungen des Missionsplans vorschlagen kann, aber dass dann diese Ver-
änderungen „die Beobachtung eines beliebigen Punktes im gesamten Hoheits-
gebiet des beobachteten Vertragsstaats, einschließlich der von dem beobachteten 
Vertragsstaat als gefährlicher Luftraum benannten Gebiete, nicht ausschließen“. 
Im Falle des „Zentr“-Überflugs bot Russland an, den Missionszeitraum über das 
durch den Vertrag begrenzte 96-Stunden-Fenster hinaus zu verlängern, so dass der 
Flugabschnitt nach Beendigung der „Zentr“-Übung in dem Gebiet durchgeführt 
werden kann (d. h. sobald der Luftraum nicht mehr „gefährlich“ ist). Doch da ein 
beobachteter Vertragsstaat während jeder Missionsplanung die Möglichkeit hat, 
Flugwege durch den gefährlichen Luftraum zu berücksichtigen, indem er „eine 
alternative Flughöhe, Flugstrecke oder Zeit“ vorschlägt, deutet nichts im Vertrag 
darauf hin, dass solche Änderungen nach Abschluss der Missionsplanung und der 
Vereinbarung des Missionsplans vorzuschlagen sind oder dass der beobachtete 
Vertragsstaat eine solche Änderung verlangen könnte. Darüber hinaus enthält der 
Grundlagen der staatlichen nuklearen Abschreckungspolitik Russlands (2020) 
dgksp-diskussionspapiere, Juli 2020     154 
Vertrag keinen Hinweis darauf, dass der beobachtete Vertragsstaat die gewählten 
Missionsdaten einseitig über den Einspruch des beobachtenden Vertragsstaats 
hinaus wirksam ändern kann, indem er vorschlägt, einen Flugabschnitt nur außer-
halb des normalen 96-Stunden-Fensters zuzulassen. 
Das Beharren Russlands darauf, dass es einen Flug über das Gebiet Orenburg erst 
dann gestatten würde, wenn der Luftraum nicht mehr als „gefährlich“ außerhalb 
des vom beobachtenden Vertragsstaat gewählten Missionsfensters ausgewiesen 
sei, sowie das Verlangen Russlands den geplante Zeitpunkt in ein Fenster nach 
der Mission zu legen, verletzten seine Vertragsverpflichtungen nach Artikel VI 
Abschnitt II Absatz 6. 
In Artikel  VI Abschnitt I Absatz 15 heißt es, dass Beobachtungsflüge „Vorrang 
vor jeglichem regulären Luftverkehr haben sollen“ und dass der „beobachtete 
Vertragsstaat sicherzustellen hat, dass seine Flugverkehrskontrollbehörden die 
Durchführung von Beobachtungsflügen in Übereinstimmung mit dem Vertrag 
erleichtern“. Im Fall des „Zentr“-Überflugs stellten die Vertreter Russlands nicht 
sicher, dass Flugsicherungsbehörden die Durchführung des Fluges erleichterten, 
sondern setzten die Ablehnung des Fluges durch die Flugsicherung Russlands 
durch. Darüber hinaus weigerte sich Russland, einen Kompromissvorschlag zu 
akzeptieren, der mit den NOTAM-Beschränkungen vom 16. September in Über-
einstimmung gestanden hätte, was zeigt, dass die Mission „Offener Himmel“ an-
scheinend weniger favorisiert behandelt wurde als der „reguläre Flugverkehr“. 
Russland verletzte damit Artikel VI, Abschnitt I, Absatz 15. 
Außerdem gibt Artikel VIII Abschnitt I Absatz 1 dem beobachteten Vertragsstaat 
das Recht, einen Beobachtungsflug zu verbieten, der nicht im Einklang mit den 
Bestimmungen des Vertrags steht. Die angebliche Rechtfertigung Russlands für 
seine Weigerung, den zweiten Flugabschnitt zuzulassen, hatte keine offensicht-
liche Grundlage in irgendeiner Bestimmung des Artikels VIII. Russland selbst hat 
sich zur Verteidigung seines Verhaltens nicht auf eine spezifische Bestimmung 
des Artikels VIII berufen. 
Bemühungen zur Lösung der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
und die nächsten Schritte 
Während des Berichtszeitraums brachten die Vereinigten Staaten und andere Ver-
tragsstaaten in verschiedenen Interaktionen mit Russland wiederholt Bedenken 
bezüglich der Regeltreue bei den Bestimmungen zur Sprache. Die Vereinigten 
Staaten widersetzten sich weiterhin jeder Beschränkung, die das Recht eines be-
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obachtenden Vertragsstaats, jeden Punkt auf dem Territorium des beobachteten 
Vertragsstaats in Übereinstimmung mit dem Vertrag zu beobachten, behindert. 
Seit 2015 haben die Vereinigten Staaten mit den wichtigsten Bündnispartnern und 
Partnern mehrere Tagungen organisiert, um Unterstützung für ein koordiniertes 
Vorgehen gegen die fehlende Regeltreue beim OST durch Russland zu gewinnen. 
Am 16. und 17. Januar 2018 kamen die Vereinigten Staaten und mehrere Bünd-
nispartner zusammen, um die Optionen zu ermitteln, mit denen Russland ermutigt 
werden könnte, zur vollständigen Erfüllung seiner OST-Verpflichtungen zurück-
zukehren. Die Teilnehmer brachten die gemeinsame Überzeugung zum Ausdruck, 
dass Russland weiterhin  mehrere OST-Regeln verletzt, darunter mit der 500-km-
Begrenzung, die es für Beobachtungsflüge über Kaliningrad von dem Kubinka-
OS-Flugplatz aus auferlegt. 
Wie in Ausgabe 2018 des Berichts ausgeführt, kündigten die Vereinigten Staaten 
mehrere vertragskonforme und wieder umkehrbare Maßnahmen an, mit denen sie 
Russland ermutigen wollten, im September 2017 zur vollständigen Regeltreue 
beim Vertrag zurückzukehren. 
Konkret haben die Vereinigten Staaten folgendes unternommen: 
(1) die Flugentfernung beim Zugang zu den Nordwestlichen Hawaii-Inseln 
wurde auf maximal 900 Kilometer als Teil der in Anhang E Absatz 5 (b) (2) 
vorgesehenen Sonderverfahren revidiert; 
(2) die Praxis zum Verzicht auf bestimmte veröffentlichte Richtlinien und 
Verfahren sowie Regeln der Federal Aviation Administration (FAA) zur 
Flugsicherheit für Flüge „Offener Himmel“ wurde eingestellt; und 
(3) die freundliche Erlaubnis wurde für Übernachtungsmöglichkeiten auf be-
stimmten OS-Betankungsflugplätzen auf dem Festland zurückgenommen, die 
für die Gewährung des vollen territorialen Zugangs nicht erforderlich sind. 
Im Oktober 2017 erklärte Russland, dass es als Reaktion auf oben genannte US-
Maßnahmen nun „auf Gegenseitigkeit“ handeln werde. Konkret erklärte Russland, 
dass es Folgendes unternehmen werde: 
(1) die Umsetzung einer Reihe von bilateralen, operativen Abkommen und Ab-
sprachen wird eingestellt, die in den Jahren 2006, 2007, 2008, 2011 getroffen 
wurden, um für den „Offenen Himmel“ Erleichterungen zu schaffen; 
(2) die Bereitstellung von Übernachtungsmöglichkeit für Flugbesatzungen 
werden auf drei Betankungsflugplätzen während der Durchführung von Beob-
achtungsflügen eingestellt , an denen die Vereinigten Staaten beteiligt sind; und 
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(3) die Regeln offiziell veröffentlichter Luftverkehrsmanagement-Dokumente 
werde Russland strikt einhalten. 
Die US-Maßnahmen und „reziproken“ Aktionen Russlands blieben 2019 in Kraft. 
Solange die Vereinigten Staaten Vertragspartei des Vertrags über den Offenen 
Himmel bleiben, werden sie weiterhin eng mit Bündnispartnern und Partnern in 
der OSCC [Beratungskommission], in den ihr unterstellten Arbeitsgruppen und 
anderen bilateralen und multilateralen Einrichtungen zusammenarbeiten, um Ver-
letzungen durch Russland anzugehen und die allgemeine Funktionsweise des Ver-
trags zu verbessern. Die Vereinigten Staaten sind weiter bereit, bei der Suche nach 
Lösungen für diese Fragen in gutem Glauben mit Russland zusammenzuarbeiten. 
Wiener Dokument (WD-2011) 
über vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen 
Am 30. November 2011 verabschiedeten Teilnehmerstaaten der Organisation für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) das Wiener Dokument 2011 
(WD-2011), das die Verpflichtungen des Wiener Dokuments aus den früheren 
Versionen (1990, 1992, 1994 und 1999) ergänzte und auf ihnen aufbaute; nach-
folgende Beschlüsse des Wiener Dokuments Plus bauen auf WD-2011 auf. Die in 
den Beschlüssen des WD-2011 und des Wiener Dokuments Plus enthaltenen ver-
trauens- und sicherheitsbildenden Maßnahmen (VSBM) sind für die Teilnehmer-
staaten nicht rechtsverbindlich, sie stellen feste politische Verpflichtungen dar. 
Dieses Kapitel behandelt die Einhaltung des WD-2011 durch Teilnehmerstaaten 
im Jahr 2019. Die fünf OSZE-Teilnehmerstaaten (Russland sowie Usbekistan, 
Aserbaidschan, Kirgisische Republik und Turkmenistan) von sechs WD-2011-
Teilnehmerländern, zu denen Bedenken zur Einhaltung in dem Vorjahresbericht 
erörtert wurden, sind auch in den diesjährigen Bericht wieder aufgenommen, wo-
bei der sechste, Tadschikistan, Maßnahmen in Einhaltungsfragen ergriffen hat. 
Da dieser Bericht den Zeitraum vom 1. Januar 2019 bis 31. Dezember 2019 ab-
deckt, fand der jährliche WD-2011-Datenaustausch für diesen Berichtszeitraum 
am 15. Dezember 2018 statt, damit die Teilnehmerstaaten, deren Streitkräfte sich 
in der Anwendungszone von WD-2011 befinden, ab 1. Januar 2019 gültige Daten 
liefern können.
40
 In einigen Fällen werden wichtige Entwicklungen festgestellt, 
die sich in den Daten ab 1. Januar 2020 widerspiegeln; auf den Daten beruhende 
Änderungen zur Einhaltung werden in den Bericht des Folgejahres aufgenommen. 
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  Laut den Bestimmungen von WD-2011 liefern Teilnehmerstaaten jedes Jahr im Dezember Daten 
über ihre Streitkräfte in der Anwendungszone mit Wirkung vom 1. Januar des folgenden Jahres. 
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Länderbeurteilungen 
Russische Föderation (Russland) 
Russland hat sich der Konsensannahme jeder Version des Wiener Dokuments 
(1990, 1992, 1994, 1999 und 2011) und auch der nachfolgenden Beschlüsse des 
Wiener Dokuments Plus angeschlossen. Die Einhaltung der WD-Verpflichtungen 
durch Russland wurde erstmals im Regeltreue-Bericht 1999 angesprochen. 
Erkenntnisse 
Die Vereinigten Staaten beurteilen, dass die selektive Umsetzung einiger Festle-
gungen von WD-2011 durch die Russische Föderation (Russland) und der daraus 
resultierende Verlust an Transparenz über die militärischen Aktivitäten Russlands 
die Wirksamkeit des VSBM-Regimes eingeschränkt hat und äußern Bedenken zu 
Russlands Bereitschaft, die Transparenz über seine Streitkräfte herzustellen. 
Russlands fortgesetzte Besetzung und versuchte Annexion der Krim, die Teil des 
souveränen Territoriums der Ukraine bleibt, sowie seine Bewaffnung, Ausbildung 
und Kampfhandlungen an der Seite regierungsfeindlicher Kräfte der Ost-Ukraine 
stehen im Widerspruch zu den Absätzen 2 und 3 von WD-2011, in denen die Teil-
nehmerstaaten die fortdauernde Gültigkeit der in der Schlussakte von Helsinki 
und im Dokument der Stockholmer Konferenz enthaltenen Verpflichtungen zum 
Verzicht auf Androhung oder Anwendung von Gewalt betonen, wie sie im Lichte 
der Charta von Paris und der Europäischen Sicherheitscharta gesehen werden. 
In den WD-2011-Daten zum 1. Januar 2019 hat Russland erneut keine Angaben 
zu seinen Streitkräften in den von Russland besetzten Gebieten Georgiens – Süd-
Ossetien und Abchasien – gemacht. Ebenso versäumte es, in seinen Daten zum 
1. Januar 2019 Angaben zu zwei russischen Einheiten in Kursk (Russland) und 
auf der Krim (Ukraine) zu machen.
41
 
In Bezug auf die Meldung wichtiger Waffen und Ausrüstungen in seinen WD-
2011-Daten versäumte es Russland, über zwei Typen von Kampfflugzeugen und 
einen Hubschraubertyp zu berichten, die bei Einheiten in der WD-2011-Anwen-
dungszone eingesetzt waren. Russland schloss auch weiter in unzulässiger Weise 
das gepanzerte Gefechtsfahrzeug BRM-1K aus seiner Berichterstattung aus.  
Außerdem hat Russland versäumt, rechtzeitig über den tödlichen Nuklearunfall 
mit dem nuklearbetriebenen Marschflugkörper „Skyfall“ zu informieren, der sich 
im August 2019 in der Nähe von Nenoksa (Russland), ereignete. Das warf Fragen 
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  Seither hat Russland diese beiden zuvor ausgelassenen Einheiten in seinem jährlichen Austausch 
militärischer Informationen vom 15. Dezember 2019 mit Wirkung vom 1. Januar 2020 für nichtig 
erklärt. Diese Informationen werden im Bericht des nächsten Jahres wiedergegeben werden. 
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auf hinsichtlich der Verpflichtung zu den WD-2011-Absätzen über Zusammen-
arbeit bei gefährlichen Zwischenfällen militärischer Art. 
Verhalten, das Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Einhaltung gibt 
Russlands andauernde Besetzung und versuchte Annexion der Krim im Jahr 2019 
sowie seine fortgesetzte Bewaffnung, Ausbildung, Kampfhandlungen an der Seite 
regierungsfeindlicher Kräfte der Ost-Ukraine stehen im Widerspruch zur Schluss-
akte von Helsinki und anderen einschlägigen Dokumenten. 
In seinen WD-2011-Daten vom 1. Januar 2019 hat Russland es erneut versäumt, 
Angaben zu seinen Truppen in den von Russland besetzten georgischen Regionen 
Abchasien und Südossetien zu machen. Es hat weder über solche Streitkräfte an 
normalen Garnisonsstandorten in Russland berichtet, wie dies von 2008 bis 2011 
geschah, noch die normalen Garnisonsstandorte der Truppen in den georgischen 
Regionen Abchasien und Südossetien angegeben. In den WD-2011-Daten vom 
1. Januar 2019 versäumte Russland es auch, ein Regiment der Luftstreitkräfte auf 
dem Flugplatz Kursk zu melden, das im Dezember 2017 angezeigt war, aber in 
den Daten zum Wiener Dokument, die im Dezember 2018 vorgelegt wurden, aus-
gelassen wurde. Es versäumte, eine Brigade der Küstenverteidigung auf der Krim 
(Ukraine) zu melden, die seit 2014 anwesend war.
42
 
Russland versäumte es, drei Flugzeugtypen – das Kampfflugzeug Su-35S und das 
Mehrzweck-Kampfflugzeug Su-30SM sowie den Kampfhubschrauber Ka-52 – ab 
1. Januar 2019 in seine WD-2011-Daten aufzunehmen, obwohl die Flugzeuge der 
WD-2011-Meldepflicht unterliegen und seit mindestens 2017 aktiven Einheiten in 
der WD-2011-Anwendungszone zugewiesen sind. Außerdem setzte Russland in 
unzulässiger Weise seine Praxis fort, das gepanzerte Gefechtsfahrzeug BRM-1K 
von der Meldepflicht auszuschließen. Russland meldete BRM-1K als gepanzertes 
Gefechtsfahrzeug mit ähnlichem Aussehen in seinen Daten vom Januar 2005 und 
Januar 2006, hat es aber seitdem nicht mehr gemeldet, obwohl das Fahrzeug wei-
terhin in der WD-2011-Anwendungszone eingesetzt wird. 
Schließlich hat Russland nach dem tödlichen Nuklearunfall mit dem nuklear-
betriebenen Marschflugkörper „Skyfall“,43 der sich im August 2019 in der Nähe 
von Nenoksa (Russland) ereignete, anderen Teilnehmerstaaten nicht, wie in WD-
2011, Kapitel III, Absätze 17 und 17.2, gefordert, darüber Bericht erstattet oder 
Information über den gefährlichen Zwischenfall militärischer Art übermittelt. 
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  Siehe Fußnote 39. 
43
  „Skyfall“, NATO-Codename SSC-X-9, ist ein strategischer Marschflugkörper 9M730 aus 
Russlands Produktion, benannt mit „Burewestnik“(ru. Буревестник, dt. „Sturmvogel“); d. Ü. 
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Analyse der Bedenken hinsichtlich der Einhaltung 
Laut WD-2011, Absätze 2 und 3, berufen sich die Teilnehmerstaaten auf die fort-
dauernde Gültigkeit der in der Schlussakte von Helsinki und im Dokument der 
Stockholmer Konferenz enthaltenen Verpflichtungen zum Verzicht auf die Andro-
hung oder Anwendung von Gewalt, wie sie im Lichte der Charta von Paris und 
der Charta der Europäischen Sicherheit gesehen werden. 
Russlands andauernde Besetzung und versuchte Annexion der Krim (Ukraine) im 
Jahr 2019 sowie die fortgesetzte Bewaffnung, Ausbildung und Kampfhandlungen 
an der Seite regierungsfeindlicher Kräfte im Osten der Ukraine stehen im Wider-
spruch zur Schlussakte von Helsinki und zur Erklärung über den Verzicht auf die 
Androhung oder die Anwendung von Gewalt, die in den Absätzen 9 bis 27 des 
Dokuments der Stockholmer Konferenz enthalten sind und in den Absätzen 2 so-
wie 3 des WD-2011 bekräftigt werden. 
Gemäß WD-2011, Kapitel I, Absätze  9 und 10.2 werden die Teilnehmerstaaten 
jährlich Informationen über ihre Streitkräfte in der Anwendungszone hinsichtlich 
militärischer Organisation, der Personalstärke und Hauptwaffensysteme sowie der 
Großgerätesysteme austauschen. 
Russland hat es erneut versäumt, Informationen über seine Streitkräfte in den von 
Russland besetzten georgischen Regionen Abchasien und Südossetien zu über-
mitteln, mit der Behauptung, diese Regionen gehörten nicht zur Anwendungszone 
von WD-2011. Abchasien und Südossetien liegen jedoch innerhalb international 
anerkannter Grenzen Georgiens, und werden von allen anderen Teilnehmerstaaten 
als Teil Georgiens und innerhalb der WD-2011-Anwendungszone betrachtet. In 
seinen Daten für 2019 versäumte es Russland auch, zwei russische Einheiten in 
Kursk, Russland, und auf der Krim zu melden. 
Gemäß WD-2011, Kapitel I, Absätze 9, 11.2 und 13 werden Teilnehmerstaaten 
spätestens dann, wenn sie die betreffenden Systeme erstmals in der Anwendungs-
zone für VSBM einsetzen, Daten über die neuen Typen oder die Versionen von 
Hauptwaffen- und Großgerätesystemen zur Verfügung stellen und Informationen 
über Pläne zur Zuführung von Hauptwaffen-/ Großgerätesystemen austauschen. 
Russland hat erneut versäumt, das Kampfflugzeug Suchoi Su-35 sowie das Mehr-
zweck-Kampfflugzeug Su-30SM und den Kampfhubschrauber Ka-52 in ihren 
WD-Daten zum 1. Januar 2019 zu deklarieren, und hat das gepanzerte Gefechts-
fahrzeug BRM-1K erneut nicht in diese WD-Daten aufgenommen. Darüber hin-
aus hat Russland die WD-Daten, die WD-2011 für Pläne und die tatsächliche Ein-
führung neuer Typen oder Versionen von Hauptwaffen-/ Ausrüstungssystemen, 
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einschließlich des Kampfflugzeugs Su-35S und des Kampfflugzeugs Su-30SM 
sowie des Kampfhubschraubers Ka-52, verlangt, nicht zur Verfügung gestellt. 
Der „Skyfall“-Vorfall ereignete sich innerhalb der Anwendungszone von WD-
2011 in der Nähe der Stadt Sewerodwinsk (Russland), die ca. 1.000 Kilometer 
ostwärts der Grenze Russlands zum OSZE-Teilnehmerstaat Finnland und etwa 
1.200 Kilometer nordostwärts des OSZE-Teilnehmerstaates Estland liegt. 
Laut WD-2011, Kapitel III, Absatz 17 werden die Teilnehmerstaaten „zusammen-
arbeiten, indem sie gefährliche Zwischenfälle militärischer Art innerhalb der An-
wendungszone melden und klären“, um „mögliche Missverständnisse zu ver-
hindern und Auswirkungen auf einen anderen Teilnehmerstaat zu mildern“. In 
Absatz 17.2 heißt es dann, dass, wenn ein solcher Zwischenfall eintritt, „der Teil-
nehmerstaat, dessen Streitkräfte an dem Zwischenfall beteiligt sind, den anderen 
Teilnehmerstaaten verfügbare Informationen rasch zur Verfügung stellen soll“. 
Betroffene Teilnehmerstaaten können dann eventuell um Klarstellung ersuchen, 
und solche Ersuchen „werden umgehend beantwortet“. Für Meldung und Klärung 
solcher Vorfälle gibt es keinen spezifischen Zeitplan, aber die Vertreter Russlands 
waren nicht bereit, die Teilnehmerstaaten über die Schwere und Auswirkungen 
des Unfalls zu informieren. Anderen Teilnehmerstaaten, insbesondere denjenigen, 
die sich in unmittelbarer Nähe befanden und potenziell von dem Vorfall betroffen 
waren, übermittelte Russland keine Informationen über den Vorfall, und nicht in 
rascher Weise, wie es dies hätte tun sollen. Es ist jedoch erwähnenswert, dass am 
„Skyfall“-Vorkommnis militärische Systeme beteiligt waren, die nicht unter die 
Meldeverpflichtungen des Wiener Dokuments (gemäß Anhang III WD-2011) 
fallen, eine Tatsache, die wiederum zu unterschiedlichen Auslegungen bezüglich 
des Anwendungsbereichs der Bestimmung über den gefährlichen Zwischenfall 
führen könnte. 
Bemühungen zur Lösung der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
und die nächsten Schritte 
Im Jahr 2019 brachten die Vereinigten Staaten und andere Teilnehmerstaaten in 
der OSZE weiterhin die schwerwiegenden Probleme der versuchten Annexion der 
Krim durch Russland und russischen Unterstützung für die regierungsfeindlichen 
Kräfte im Osten der Ukraine zur Sprache, die den im WD-2011 enthaltenen OSZE 
-Sicherheitsverpflichtungen zuwiderlaufen. 
Die versäumte Berichterstattung über die Militäreinheiten in Abchasien und Süd-
Ossetien, zwei Typen von Kampfflugzeugen und den Kampfhubschrauber-Typ 
wurde als wiederkehrendes Thema im Ergebnis des jährlichen Austauschs militä-
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rischer Informationen im Dezember 2017 und Dezember 2018 verifiziert. Die ver-
säumte Berichterstattung über die Militäreinheiten in Kursk (Russland) und auf 
der Krim (Ukraine) wurde als jährlich wiederkehrendes Problem beim Austausch 
militärischer Informationen im Dezember 2018 mit Wirkung vom 1. Januar 2019 
benannt. Diese Fragen waren im letztjährigen Bericht aufgenommen und mittels 
einer Demarche in Moskau zur Sprache gebracht worden, aber es wurde keine 
Antwort gegeben, und die Fragen erschienen in den Daten zum 1. Januar 2019 als 
ungelöst. 
Die BRM-1K-Frage war in früheren Berichten als Frage des KSE-Vertrages dis-
kutiert worden, da der KSE-Vertrag und das Protokoll detaillierte Definitionen 
über vorhandene Typen zur Kategorisierung von Ausrüstung verwendet. Zwar 
setzte Russland seine Praxis fort, dieses gepanzerte Gefechtsfahrzeug BRM-1K 
im Jahr 2019 in seinen WD-2011-Daten unzulässiger Weise auszuschließen, 
nachdem es die Umsetzung des KSE-Vertrags seit Dezember 2007 „ausgesetzt“ 
hatte, doch war diese Frage nicht anderweitig behandelt worden. 
Die Vereinigten Staaten sprachen das „Skyfall“-Vorkommnis auch öffentlich in 
der Generaldebatte im Ersten Ausschuss der Vereinten Nationen im Oktober 2019 
an. 
Die Vereinigten Staaten werden weiter mit Russland über diplomatische Kanäle 
zusammenarbeiten, auch in Zusammenarbeit mit 55 anderen OSZE-Teilnehmer-
staaten, um Bedenken in Verbindung mit Russlands Umsetzung von WD-2011, 
einschließlich seiner militärischen Aktivitäten auf der Krim und in der östlichen 
Ukraine und des Fehlens von Informationen über neue Ausrüstungssysteme, zu 
zerstreuen, mit dem Ziel, die Transparenz über die Streitkräfte und Aktivitäten 
Russlands zu erhöhen. 
Die Vereinigten Staaten sind ein führender Befürworter der Modernisierung der 
WD-2011, um sie zu einem wirksameren Instrument zu machen und um Trans-
parenz über die konventionellen Streitkräfte in Europa zu schaffen und Sicher-
heitsbedenken hinsichtlich dieser Streitkräfte auszuräumen. Russland hat sich bis 
heute geweigert, sich an einer Modernisierung von WD-2011 zu beteiligen. 
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Republik Aserbaidschan (Aserbaidschan) 
Aserbaidschan hat sich in Konsensannahme jeder Version des Wiener Dokuments 
(1990, 1992, 1994, 1999 und 2011) sowie der nachfolgenden Wiener Dokument 
Plus-Beschlüsse angeschlossen. Im US-Einhaltungsbericht wurde erstmals 1998 
beim Wiener Dokument die Einhaltung durch Aserbaidschan angesprochen. 
Erkenntnisse / Verhalten, das Anlass zu Bedenken über die Regeltreue gibt 
Die Republik Aserbaidschan (Aserbaidschan) hat es versäumt, mindestens eine 
größere militärische Übung oder Aktivität fürs Kalenderjahr 2019 zu melden. […] 
Analyse der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
Gemäß dem Wiener Dokument plus Beschluss Nr. 9/12 werden die Teilnehmer-
staaten jährlich mindestens eine größere militärische Übung oder Aktivität notifi-
zieren, wenn keine militärische Aktivität ansonsten Notifikationsschwellenwerte 
des Kapitels V erreicht. 
Aserbaidschan führt Übungen durch und veröffentlicht darüber, notifiziert jedoch 
weiter nicht mindestens eine größere militärische Übung oder Aktivität pro Jahr. 
Laut der Website des aserbaidschanischen Verteidigungsministeriums (VertMin, 
MoD) und der aserbaidschanischen Presse führte Aserbaidschan am 11.–15. März 
2019 eine Großübung durch, an der bis zu 10.000 Personen, bis zu 500 Panzer 
und gepanzerte Fahrzeuge sowie andere Fahrzeuge, bis 300 Raketen-/ Artillerie-
systeme und 20 Militärflugzeuge beteiligt waren. Die Website des aserbaidscha-
nischen VertMin und die aserbaidschanische Presse berichteten, dass Aserbaid-
schan vom 16.–20. September 2019 eine weitere Großübung durchführte, an der 
bis zu 10.000 Personen, mehr als 100 Panzer und gepanzerte Fahrzeuge, bis 120 
Raketen- und Artilleriesysteme und 20 Militärflugzeuge und Drohnen teilnahmen. 
Auf der Website des VertMin und in der lokalen Presse wurde auch berichtet, dass 
in Aserbaidschan die Übung „Unverbrüchliche Brüderschaft-2019" durchgeführt 
wurde. Darin waren unter Beteiligung der Türkei vom 7. bis 11. Juni 2019 in der 
aserbaidschanischen Exklave Nachitschewan bis zu 5.000 Militärangehörige und 
200 Panzer und andre gepanzerte Fahrzeuge, bis zu 180 Mörser und Raketen- und 
Artilleriesysteme sowie 21 Militärflugzeuge und Hubschrauber eingebunden. 
Aserbaidschan hätte mindestens eine Übung melden müssen, um die WD-2011-
Regeln zu erfüllen, jährlich mindestens eine größere militärische Übung oder 
Aktivität zu melden, wenn keine militärische Aktivität die Meldeschwellen von 
Kapitel V erfüllt. 
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Bemühungen zur Lösung der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
und die nächsten Schritte 
Die Vereinigten Staaten teilten im August 2019 Aserbaidschan ihre Besorgnis 
über mangelnde Transparenz bei Großübungen mit. In Bezug auf die Übungen 
stellte Aserbaidschan in Erklärungen für das Forum für Sicherheitskooperation 
(FSK) der OSZE fest, dass Ankündigungen auf der Verteidigungsministerium- 
Website das Personal und die Ausrüstung umfassten, die nicht den Geltungs-
bereich des Wiener Dokuments berührten, und dass in dieser Frage nichts weiter 
hinzuzufügen sei. 
Die Vereinigten Staaten werden zusammen mit Aserbaidschan auf der bilateralen 
Ebene und bei OSZE-Treffen weiter die Bedeutung einer vollständigen und recht-
zeitigen Notifikation militärischer Aktivitäten hervorheben, insbesondere der jähr-
lichen Meldung mindestens einer Übung oder Aktivität, sofern keine die in Kap.V 
festgelegten Schwellenwerte überschreitet. Militärische Aktivitäten, die nicht oder 
unvollständig gemeldet werden, untergraben das Ziel des Wiener Dokuments, mit 
erhöhter Transparenz Vertrauen zu schaffen. Wir werden Aserbaidschan weiterhin 
dazu ermutigen, seine Übungen transparenter zu gestalten, z. B. durch Bereitstel-
lung weiterer Einzelheiten über den Umfang und Zweck der Übungen. 
Kirgisische Republik 
Die Kirgisische Republik hat sich der Konsensannahme jeder Version des Wiener 
Dokuments (1990, 1992, 1994, 1999 und 2011) und nachfolgenden Wiener Doku-
ment Plus-Entscheidungen angeschlossen. Die Einhaltung des Wiener Dokuments 
durch die Kirgisische Republik war erstmals im Regeltreuebericht 2001 benannt.  
Erkenntnisse 
Die Kirgisische Republik hat es versäumt, bis zum 15. Dezember 2018 die WD-
2011-Daten über ihre Streitkräfte (Stand: 1. Januar 2019) zu übermitteln. 
Die Kirgisische Republik hat es auch versäumt, mindestens eine größere militä-
rische Übung oder Aktivität für das Kalenderjahr 2019 zu melden. 
Außerdem lehnte Bischkek den Antrag Italiens vom Juni 2019, die Anträge von 
Deutschland vom Oktober 2019 und von Frankreich vom November 2019 auf 
WD-2011-Inspektionen ab. Sie lehnte den Antrag Großbritanniens vom Juli 2019 
auf eine WD-2011-Auswertung ab. 
Verhalten, das Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Regeltreue gibt 
Die Kirgisische Republik hat es versäumt, bis zum 15. Dezember 2018 die WD-
2011-Daten über ihre Streitkräfte (Mit Stand: 1. Januar 2019) zu übermitteln. 
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Die Kirgisische Republik hat solche Daten nicht bereitgestellt, seit sie Daten mit 
Wirkung vom 1. Januar 2014 bereitgestellt hatte. 
Die Kirgisische Republik hat es versäumt, mindestens eine größere militärische 
Übung oder Aktivität im Kalenderjahr 2019 im Voraus zu melden, obwohl die 
kirgisischen Nachrichtenmedien berichteten, dass Kirgisistan im März 2019 an 
einer jährlichen militärischen Anti-Terror-Übung "Kanschar" auf einem Übungs-
gelände in Balykchy teilgenommen habe. 
Die Kirgisische Republik lehnte ein Ersuchen von Italien vom Juni 2019 ab, ein 
Ersuchen von Deutschland vom Oktober 2019 und ein Ersuchen von Frankreich 
vom November 2019 um WD-2011-Inspektionen ab und lehnte auch ein Ersuchen 
des Vereinigten Königreichs vom Juli 2019 um eine WD-2011-Evaluierung ab, 
wobei „unvollständige interne Verwaltungsverfahren im Zusammenhang mit der 
Abstimmung der nationalen Gesetzgebung mit den Bestimmungen des WD“ an-
geführt wurden. Die kirgisische Notifikation fügte hinzu, dass „die Durchführung 
der beantragten Inspektion nicht möglich zu sein scheint. Informationen über die 
Ergebnisse der laufenden Aktivitäten werden später mitgeteilt“. Die Kirgisische 
Republik hatte zuvor ein Ersuchen der Vereinigten Staaten, vom 13. bis 16. Juni 
2017 eine Inspektion nach WD-2011 auf ihrem Territorium durchzuführen, unter 
Hinweis auf Personalprobleme abgelehnt. 
Analyse der Bedenken hinsichtlich der Einhaltung 
Gemäß WD-2011, Kapitel I, Absätze 9 und 10 werden Teilnehmerstaaten jährlich 
bis spätestens 15. Dezember eines jeden Jahres Informationen über die Streitkräfte 
in der Anwendungszone austauschen. 
Die Kirgisische Republik hat es versäumt, bis zum 15. Dezember 2018 die WD-
2011-Daten über ihre Streitkräfte (Mit Stand: 1. Januar 2019) zu übermitteln. Die 
Kirgisische Republik hat solche Daten nicht bereitgestellt, seit sie Daten mit der 
Gültigkeit ab 1. Januar 2014 vorgelegt hat. 
Nach dem Wiener Dokument plus Beschluss Nr. 9/12 werden Teilnehmerstaaten 
jährlich mindestens eine größere militärische Übung oder Aktivität notifizieren, 
wenn keine militärische Aktivität anderweitig Schwellenwerte für die Notifikation 
nach Kapitel V erreicht. 
Die Kirgisische Republik hat es versäumt, mindestens eine größere militärische 
Übung oder Aktivität im Kalenderjahr 2019 im Voraus zu notifizieren, trotz der 
Berichte in den kirgisischen Nachrichtenmedien, dass Kirgisistan im März 2019 
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an der jährlichen militärischen Anti-Terror-Übung "Kanschar" auf dem Truppen-
übungsplatz in Balykchy teilgenommen habe. 
Gemäß WD-2011, Kapitel IX, werden die Teilnehmerstaaten ein Inspektions-
ersuchen im Einklang mit den geltenden Fristen und Beschränkungen bejahen, 
und die Inspektion wird durchgeführt, sofern keine Gründe höherer Gewalt vor-
liegen. Gemäß WD-2011, Kapitel IX werden die Teilnehmerstaaten die Gelegen-
heit für einen Beurteilungsbesuch in Übereinstimmung mit geltenden Fristen und 
Begrenzungen bieten, sofern keine Gründe für die Nichtverfügbarkeit der Einheit 
oder für höhere Gewalt vorliegen. 
Die Kirgisische Republik lehnte das Ersuchen von Italien vom Juni 2019 und das 
Ersuchen von Deutschland vom Oktober 2019 und das Ersuchen von Frankreich 
vom November 2019 um WD-2011-Inspektionen ab und lehnte auch ein Ersuchen 
von Großbritannien vom Juli 2019 um eine WD-2011-Evaluierung ab, wobei sie 
„unvollständige interne Verwaltungsverfahren in dem Zusammenhang mit der 
Abstimmung der nationalen Gesetzgebung mit Bestimmungen des WD" anführte. 
Die kirgisische Notifikation fügte hinzu, dass „die Durchführung der beantragten 
Inspektion nicht möglich zu sein scheint. Informationen über die Ergebnisse der 
laufenden Aktivitäten werden später mitgeteilt“. Diese Ablehnungsgründe ent-
sprechen nicht Bestimmungen von WD-2011, Kapitel IX. 
Bemühungen zur Lösung der Bedenken hinsichtlich der Regeltreue 
und die nächsten Schritte 
Die Vereinigten Staaten werden mit der Kirgisischen Republik zusammenwirken, 
um ihre Verpflichtungen aus dem Wiener Dokument umzusetzen, insbesondere 
im Hinblick auf den jährlichen Austausch militärischer Informationen und die 
Durchführung der Inspektionen und der Evaluierungsbesuche. Die Vereinigten 
Staaten werden bei künftigen FSK-Treffen, mit Teilnahme eines Vertreters der 
Kirgisischen Republik, einschließlich bei dem Jahrestreffen zur Beurteilung der 
Durchführung des WD-2011-Daten-Austauschs der OSZE, nach Möglichkeiten 
suchen, die Kirgisische Republik und auch alle anderen Teilnehmerstaaten mit 
Streitkräften in der Anwendungszone des Wiener Dokuments zu ermutigen, 
VSBM-Daten im Einklang mit WD-2011-Pflichten nach Kapitel I rechtzeitig zur 
Verfügung zu stellen. Die Vereinigten Staaten werden andere Staaten inspirieren, 
die Kirgisische Republik ebenfalls zu ermutigen. 
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Republik Turkmenistan (Turkmenistan) 
Turkmenistan hat sich der Konsensannahme jeder Version des Wiener Dokuments 
(1990, 1992, 1994, 1999 und 2011) und der nachfolgenden Wiener Dokument 
Plus-Beschlüsse angeschlossen. 
Erkenntnisse 
Die Republik Turkmenistan (Turkmenistan) hat versäumt, WD-2011-Daten zu 
den Streitkräften bis zum 15. Dezember 2018 (Stand: 1. Januar 2019) zu melden. 
Turkmenistan hat es auch versäumt, mindestens eine größere militärische Übung 
oder Aktivität für das Jahr 2019 zu melden. Ungeachtet dieser Mängel empfing 
Turkmenistan regelmäßig WD-2011-Inspektionen und Auswertungen, die zufrie-
denstellend durchgeführt wurden. 
Verhalten, das Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Einhaltung gibt 
Turkmenistan hat die jährlichen WD-2011-Daten mit Gültigkeit ab 1. Januar 2019 
nicht zur Verfügung gestellt. Turkmenistan hat solche WD-2011-Daten seit Januar 
2015 nicht mehr geliefert, als es seine WD-Daten mit Gültigkeit ab 1. Januar 2015 
zur Verfügung stellte. 
Turkmenistan hat es versäumt, mindestens eine größere militärische Übung oder 
Aktivität im Kalenderjahr 2019 im Voraus zu melden, obwohl regionale Nach-
richtenmedien berichteten, dass am 5. September 2019 eine Übung von Spezial-
truppen mit der Bezeichnung „Brave Turkmenen“ stattfand. 
Analyse der Bedenken hinsichtlich der Einhaltung 
Gemäß WD-2011, Kapitel I, Absätze 9 und 10 tauschen Teilnehmerstaaten jähr-
lich bis spätestens 15. Dezember eines jeden Jahres Informationen über die Streit-
kräfte in der Anwendungszone aus. 
Turkmenistan hat jährliche WD-2011-Daten mit Wirkung vom 1. Januar 2019 
nicht übermittelt. Turkmenistan hat seit es die Daten mit Wirkung vom 1. Januar 
2015 übermittelte, keine derartigen WD-2011-Daten bereitgestellt. 
Gemäß dem Wiener Dokument plus Beschluss Nr. 9/12 zeigen die Teilnehmer-
staaten jährlich mindestens eine größere militärische Übung oder Aktivität an, 
wenn keine militärische Aktivität anderweitig die Schwellenwerte für eine Noti-
fikation nach Kapitel V erreicht. 
Turkmenistan hat es versäumt, mindestens eine größere militärische Übung oder 
Aktivität im Kalenderjahr 2019 im Voraus anzuzeigen, obwohl regionale Nach-
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richtenmedien berichteten, dass am 5. September 2019 eine Übung der Spezial-
truppen mit der Bezeichnung „Brave Turkmenen“ stattfand. 
Bemühungen zur Lösung der Bedenken hinsichtlich der Einhaltung 
und die nächsten Schritte 
Die Vereinigten Staaten erörterten bilateral mit Turkmenistan seine WD-2011-
Pflichten und das Versäumnis, eine jährliche VSBM-Datenerklärung vorzulegen. 
Die Vereinigten Staaten ermutigten Turkmenistan, seine überfälligen WD-2011-
Daten zu seinen Streitkräften mit Gültigkeit ab dem 1. Januar 2019 zur Verfügung 
zu stellen und zu seiner früheren Praxis zurückzukehren, eine jährliche WD-2011-
Datendeklaration zu liefern. 
Die Vereinigten Staaten werden mit Turkmenistan zusammenarbeiten, um es zu 
ermutigen, seine Umsetzung zu verbessern, und sie werden bei künftigen Treffen 
des FSK, an denen ein Vertreter Turkmenistans teilnimmt, darunter beim Jahres-
treffen zur Beurteilung der Umsetzung und des jährlichen Datenaustauschs, nach 
Möglichkeiten suchen, Turkmenistan und andere Teilnehmerstaaten zu ermutigen, 
im Einklang mit den Verpflichtungen nach WD-2011, Kapitel I, rechtzeitig Daten 
zu liefern. Die Vereinigten Staaten werden ebenfalls andere Staaten initiieren, um 
Turkmenistan einzubinden. 
Republik Tadschikistan (Tadschikistan) 
Die Republik Tadschikistan (Tadschikistan) hat 2019 keine Bedenken zur Einhal-
tung von WD-2011 ausgelöst, obwohl sie es versäumte, mindestens eine größere 
militärische Übung oder Aktivität im Jahr 2018 anzuzeigen. Tadschikistan zeigte 
am 29. August 2019 in einer F25-Notifikation eine militärische Landübung und 
am 19. November 2019 in seiner jährlichen Information eine Übung an, die im 
Jahr 2020 stattfinden soll. Diese Aktionen Tadschikistans bedeuten die Einhaltung 
seiner Pflichten im Rahmen von WD-2011 und lösen die Einhaltungsbedenken 
aus dem letztjährigen Bericht. 
Republik Usbekistan (Usbekistan) 
Usbekistan hat sich der Konsensannahme jeder Version des Wiener Dokuments 
(1990, 1992, 1994, 1999 und 2011) und nachfolgenden Wiener Dokument Plus-
Entscheidungen angeschlossen. Die Einhaltung des Wiener Dokuments durch 
Usbekistan wurde erstmals im Regeltreuebericht im Jahr 2000 angesprochen. 
Erkenntnisse 
Die Republik Usbekistan (Usbekistan) hat versäumt, bis zum 15. Dezember 2018 
WD-2011-Daten zu ihren Streitkräften (Stand: 1. Januar 2019) zu übermitteln. 
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Usbekistan hat auch versäumt, mindestens eine größere militärische Übung oder 
Aktivität für das Kalenderjahr 2019 zu melden. 
Verhalten, das Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Einhaltung gibt 
Usbekistan hat seine jährlichen WD-2011-Daten mit Wirkung vom 1. Januar 2019 
nicht zur Verfügung gestellt. Usbekistan hat die Daten seit einer verspäteten Ein-
reichung am 12. Februar 2003, als es WD-Daten mit Wirkung vom 1. Januar 2003 
übermittelte, nicht mehr übermittelt. 
Usbekistan hat versäumt, mindestens eine größere militärische Übung oder Akti-
vität im Kalenderjahr 2019 im Voraus zu melden, obwohl die Nachrichtenmedien 
berichteten, dass im September 2019 Usbekistan mit Tadschikistan eine gemein-
same Übung mit Artillerie, gepanzerten Fahrzeugen und mit Hubschraubern auf 
dem Übungsgelände von Gurumsaray in Ost-Usbekistan durchführten. 
Analyse der Bedenken hinsichtlich der Einhaltung 
Laut WD-2011, Kapitel I, Absätze  9 und 10 tauschen Teilnehmerstaaten jährlich 
bis spätestens 15. Dezember eines jeden Jahres Informationen über die Streitkräfte 
in der Anwendungszone aus. 
Usbekistan hat seine jährlichen WD-2011-Daten mit Wirkung vom 1. Januar 2019 
nicht übermittelt. Usbekistan hat diese Daten seit seiner verspäteten Vorlage am 
12. Februar 2003, als es Daten mit Wirkung vom 1. Januar 2003 übermittelte, nie 
mehr übermittelt. Laut dem Wiener Dokument Plus-Beschluss Nr. 9/12 zeigen die 
Teilnehmerstaaten jährlich mindestens eine größere militärische Übung oder Akti-
vität an, wenn keine militärische Aktivität anderweitig Notifikationsschwellen-
werte (Kapitel V) erreicht. Usbekistan hat es versäumt, mindestens eine größere 
militärische Übung oder Aktivität im Kalenderjahr 2019 im Voraus anzuzeigen, 
obwohl die Nachrichtenmedien für den September 2019 eine gemeinsame Übung 
Usbekistans mit Tadschikistan meldeten, die mit Artillerie und gepanzerten Fahr-
zeugen und Hubschraubern auf dem Übungsplatz Gurumsaray in Ost-Usbekistan 
stattfand. 
Bemühungen zur Lösung der Bedenken hinsichtlich der Einhaltung 
und die nächsten Schritte 
Die Vereinigten Staaten diskutierten auf bilateraler Ebene mit Usbekistan seine 
WD-2011-Verpflichtungen und sein Versäumnis, eine jährliche WD-2011-Daten-
erklärung vorzulegen. Die Vereinigten Staaten ermutigten Usbekistan, seine über-
fälligen Daten zu seinen Streitkräften mit Wirkung vom 1. Januar 2019 zur Verfü-
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gung zu stellen und zu seiner früheren Praxis zurückzukehren, eine jährliche WD-
2011-Datenerklärung zu liefern. 
Die Vereinigten Staaten werden mit Usbekistan zusammenarbeiten, um das Land 
zu ermutigen, seine Umsetzung zu verbessern, und bei künftigen Treffen des FSK, 
an denen ein Vertreter Usbekistans teilnimmt, einschließlich bei den Jahrestreffen 
zur Beurteilung der Umsetzung und des jährlichen Datenaustauschs, nach Mög-
lichkeiten suchen, Usbekistan und alle anderen Teilnehmerstaaten mit berichts-
pflichtigen Streitkräften zu ermutigen, laut den Verpflichtungen nach WD-2011, 
Kapitel I, rechtzeitig Daten zur Verfügung zu stellen. Die Vereinigten Staaten 
werden andere Staaten initiieren, Usbekistan ebenfalls dazu anzusprechen. 
Vertrag über konventionelle Streitkräfte in Europa (KSE) 
Zur Erörterung der Einhaltung der Verpflichtungen anderer Nationen bei dem 
Vertrag über Konventionelle Streitkräfte in Europa (KSE-Vertrag) siehe den 
Bericht vom April 2020 über die Einhaltung des Vertrags über Konventionelle 
Streitkräfte in Europa, der laut Bedingung 5 (C) der Resolution des Senats über 
Beratung und Zustimmung zur Ratifizierung des KSE-Flankendokuments (auch 
als „Bericht zu Bedingung 5 (C)“ bezeichnet) vorgelegt wurde und dem BERICHT 
beigefügt ist. 
Im Folgenden werden die Ergebnisse zusammengefasst für Russland. Armenien 
und Aserbaidschan. 
Republik Armenien (Armenien) 
Obwohl Armenien nach wie vor die volle Unterstützung für den Vertrag zum 
Ausdruck bringt, überschreitet seine Gesamtausstattung mit Schützenpanzern 
(SPz., AIFV – armored infantry fighting vehicle) auch 2019 weiterhin das ent-
sprechende Vertragslimit an Ausrüstung (TLE – Treaty-Limited Equipment). 
Auch andere Praktiken bei der Vertragsumsetzung haben Bedenken betreffs 
Umsetzung bestimmter anderer Vertragsverpflichtungen aufgeworfen. 
Republik Aserbaidschan (Aserbaidschan) 
Obwohl Aserbaidschan weiter seine volle Unterstützung für den Vertrag zum 
Ausdruck bringt, überschritt die Gesamtzahl seiner Ausrüstungen auch 2019 das 
TLE-Limit. Auch andere Aktivitäten bezüglich Vertragsumsetzung gaben Anlass 
zu Bedenken bei Umsetzung bestimmter anderer Vertragspflichten. 
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Russische Föderation (Russland) 
Im Jahr 2007 „suspendierte“ Russland seine Umsetzung dieses Vertrags, den die 
Vereinigten Staaten weder nach Vertrag noch nach dem Völkergewohnheitsrecht 
als rechtlich verfügbar ansehen.
44
 Seit seiner „Aussetzung“ hat Russland weiter 
seine Vertragspflichten verletzt und deutlich gemacht, dass es die Umsetzung des 
Vertrags nicht wieder aufnehmen wird. Darüber hinaus wurde die Stationierung 
von Truppen Russlands auf den Territorien Georgiens, der Republik Moldau und 
der Ukraine ohne Zustimmung des Gastlandes bis 2019 fortgesetzt.  ● 
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44
  In diesem Bericht wird das Vorgehen Russlands als Suspendierung der Vertragsumsetzung, 
als eine  Entscheidung zum Suspendieren der Befolgung der Vertragsverpflichtungen durch 
Russland oder als „Aussetzung“ in Anführungszeichen bezeichnet, da das Vorgehen Russlands 
weder nach Vertrag noch nach Völkergewohnheitsrecht als eine rechtlich verfügbare Option 
angesehen wird. 
